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Editorial

RA Univ.-Prof.
Dr. Richard Soyer

Der Autor ist Vorsit-
zender der Strafrechts-
kommission des ÖRAK
und einer der beiden
Sprecher der Vereini-
gung Österreichischer
StrafverteidigerInnen.
Er ist als Rechtsanwalt
in Wien, Rechtsan-
waltsbüro Soyer Kier
Stuefer, und als
Universitätsprofessor
für Strafrecht an der
Johannes Kepler
Universität Linz tätig.

Dritte gemeinsame Sitzung der
Strafrechtskommission (STRAKO) des ÖRAK und
des Strafrechtsausschusses (STRAUDA) der BRAK

D ie weiter zunehmende Bedeutung von Strafrecht
im nationalen und internationalen Kontext spie-

gelt sich auch in einer sehr bemerkenswerten Koopera-
tion zwischen dem Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag (ÖRAK) und der Deutschen Bundesrecht-
sanwaltskammer (BRAK) wider. Eine erste ge-
meinsame Arbeitssitzung des Strafrechtsausschusses
(STRAUDA) der BRAK und der Strafrechtskommis-
sion (STRAKO) des ÖRAK fand im Februar 2013 im
Rahmen der Europäischen Präsidentenkonferenz in
Wien statt. ZumGegenstand der Erörterungen (doku-
mentiert in AnwBl 2013, 406ff) war das Unterneh-
mensstrafrecht auserkoren worden. Da sich der gepflo-
gene fachliche Austausch bei diesem start up als ebenso
produktiv wie konstruktiv erwies, kam es zu einer Fort-
setzung in München: Die dort abgehaltene zweite ge-
meinsame Arbeitssitzung im Mai 2014 widmete sich
den sog internal investigations (JSt 2014, 12ff) und
den vielfältigen Aspekten von Schadensgutmachung,
vor allem der Ausgestaltung der Tätigen Reue in Ö
und D. Die auf einer alten österreichischen Rechtstra-
dition beruhende Regelung des § 167 StGB als persön-
licher Strafaufhebungsgrund bei einem großen Kata-
log von Vermögensdelikten beschäftigt seit der
Münchner Tagung weiterhin den STRAUDA, der
zur Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs einen Ar-
beitskreis eingerichtet hat.

Die dritte gemeinsame STRAKO-STRAUDA-Sit-
zung fand unter reger Beteiligung am 16. 10. 2015 im
Tagungsraum des OGH im Justizpalast in Wien statt.
Zum Auftakt der Veranstaltung referierten zum
Thema Tätige Reue – Reformimpulse und -perspektiven
zunächst RA Prof. Dr. Holger Matt (Frankfurt) und
Prof. Dr. Frank Saliger (München), wobei sie den Stand
der Arbeitsergebnisse des STRAUDA-Arbeitskreises
zur Reform der Tätigen Reue in Deutschland präsen-
tierten und zur Diskussion stellten. RA Mag. Mario
Schmieder und RA Priv.-Doz. Dr. Oliver Plöckinger
(beide Linz) legten dazu die langjährigen österreichi-
schen Einsichten und Erfahrungen mit diesem praxis-
tauglichen Instrument der Erlangung einer strafauf-
hebenden Wirkung unter deutlicher Bevorzugung
von Opferinteressen dar. Es ist zu hoffen, dass die leb-
haften Erörterungen in Wien eine positive katalysato-

rische Wirkung für das Vorhaben des STRAUDA, ei-
nen Gesetzgebungsprozess in Deutschland durch Vor-
lage eines Entwurfs anzustoßen, haben werden.

In ebenso rechtsvergleichend befruchtender Weise
widmeten sich in der Folge zwei Vorträge der „Elektro-
nischen Fußfessel“. Univ.-Prof. Dr. Alois Birklbauer
(Linz) legte nach einem instruktiven Überblick über
die Rechtslage das Brennglas auf den Reformbedarf in
Österreich, insb eine erweiterteAnwendung imBereich
der U-Haft. Über den eingeschränkten Anwendungs-
bereich in Deutschland (Überwachung besonders ge-
fährlicher Straftäter imRahmen der Führungsaufsicht),
aber auch über aktuelle Initiativen für weitere Einsatz-
möglichkeiten referierte Generalstaatsanwalt Prof. Dr.
Helmut Fünfsinn (Frankfurt). Auch hier war bemerkens-
wert, und wurde in Diskussionsbeiträgen ausführlich
thematisiert, wie unterschiedlich sich Rechtslage und
Rechtspraxis in den beiden Ländern derzeit darstellen
und welche Potentiale die Sicht auf die jeweils anderen
Regulative in sich bergen.

Am Nachmittag der Arbeitssitzung standen die Um-
setzung und Probleme der EU-Opferschutzrichtlinie, spe-
ziell am Beispiel der psychosozialen Prozessbegleitung, am
Programm. Entwicklung, Voraussetzungen, Kosten-
fragen und Umfang der Prozessbegleitung adressier-
ten RA Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner (Graz)
und RAMag. René Haumer (Linz) in einem Co-Referat
in sehr anschaulicherWeise, ohne zu verabsäumen, die
Frage der notwendigen „Balance“ zwischen Opfer-
und Beschuldigtenrechte in vigilanter Weise zur Spra-
che zu bringen. Wie die Rolle Österreichs, die in die-
sem Kontext pointiert mit dem Begriff „Musterschü-
ler“ umschrieben wird, sehr kritisch gesehen werden
kann, machten die Beiträge von RA Dr. Annette von
Stetten (München) und RA Prof. Dr. Ralf Neuhaus
(Dortmund) deutlich. Sie brachen eine Lanze für die
Unantastbarkeit grundlegender rechtsstaatlicher Prin-
zipien bei aller Rücksicht auf berechtigte Interessen
von Opfern – und lobten den deutschen Gesetzgeber,
der bei der Umsetzung der Opferschutzrichtlinie den
ihr innewohnenden Versuchungen widerstanden habe.

Mit Referaten zur Dokumentation der Hauptverhand-
lung fand die Veranstaltung einen würdigen Abschluss.
RA Prof. Dr. Jan Bockemühl (Regensburg) und RA Dr.
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Ernst Schillhammer (Wien) präsentierten diesen erneut
in den Fokus von Reformüberlegungen geratenen be-
sonders wichtigen Angelpunkt des Hauptverfahrens.
Während aus deutscher Perspektive die Einführung
der audiovisuellen Dokumentation der Hauptverhand-
lung, gerade auch mit Blick auf das Revisionsverfahren,
für sehr wünschenswert erachtet wurde, kam aus öster-
reichischer Sicht auch eine gewisse Zurückhaltung zur
Sprache. Wiewohl Videoeinvernahmen im Ermitt-
lungsverfahren von Seiten der Strafverteidigung nach-
haltig eingefordert werden, gibt es mit Bezug auf die
Hauptverhandlung insoweit doch auch skeptische
Stimmen.

Resümierend lässt sich festhalten, dass die dritte ge-
meinsame Arbeitssitzung äußerst spannend, lebendig
und produktiv verlaufen ist. Es ist eine besondere
Freude, in diesem Heft die gehaltenen Vorträge abdru-
cken zu dürfen und sich so einen guten Eindruck von der
fachlich und praxisbezogen hohen Qualität der Arbeits-
sitzung zu verschaffen. Die Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede im geltenden Recht, aber auch die rechtskul-
turellen Ausformungen der Praxis lassen sich oftmals
wohl nur im unmittelbaren mündlichen Austausch in
ihrer jeweiligen Tragweite angemessen erfassen.
STRAUDA und STRAKO haben dies in ihrer dritten
gemeinsamen Sitzung einmal mehr deutlich aufgezeigt!
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Inland

6. bis 21. Juni 2016 INNSBRUCK
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Grundbuch-Akademie
RR ADir. Anton Jauk

7. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Aufsichtsrat
Referententeam

8. Juni 2016 WIEN
Business Circle: Wirtschaftsstrafrecht neu

9. und 10. Juni 2016 STEGERSBACH
Business Circle: Unternehmensjuristen-Circle

14. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Fachtagung: Kurrentien & gerichtliche Forde-
rungseintreibung
Referententeam

15. Juni 2016 GRAZ
MANZ-Rechtsakademie: Jahrestagung Pflege &
Recht 2016
Dr. Martin Greifeneder, Dr. Klaus Mayr, LL.M.

15. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Arbeits- & Sozialrecht – Judikatur-Update
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

16. Juni 2016 WIEN
MANZ-Rechtsakademie: Spezialtagung Schei-
dungsrecht praktisch
Referententeam

16. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Unternehmensnachfolge
Referententeam

16. Juni 2016 LINZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Gewährleistung und Garantie
Referententeam

16. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Wie integriert man ein Unternehmen?
Dr. Heidemarie Schutt

21. Juni 2016 WIEN
LeitnerLeitner: Finanzstrafrecht 2016 – Forum
für Praktiker
Referententeam

23. Juni 2016 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Selbstberechnung von Grunderwerb- & Immo-
bilienertragsteuer
MRMag. Johann Adametz, Mag. Heinrich Schmutzhart

24. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Stiftungs JourFixe
Referententeam

27. Juni 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Sommer-Blockseminar
(BU-Kurs)
Referententeam

1. Juli 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Anfechtungsrecht im Insolvenzverfahren
Dr. Reinhard Rebernig

5. Juli 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Medienrecht in der Praxis
Mag. Dr. Stefan Apostol

13. September 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn:Grundlehrgang (BU-Kurs)
Referententeam

19. September 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Fristen-Intensiv
RA Mag. Martin Gaugg

22. September 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kurrentien-Grundsemi-
nar
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

22. und 23. September 2016 ST. PÖLTEN
Anwaltstag 2016

23. September 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Stiftungs JourFixe
Referententeam

28. September 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Einführungsseminar
RA Dr. Eva Schön

13. und 14. Oktober 2016 RUST AM NEUSIEDLER SEE
Business Circle: RuSt: 19. Jahresforum für Recht
und Steuern

18. Oktober 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar:Verfahren Außer Streitsa-
chen
Dipl. Rpfl. ADir Walter Tatzber, RA Mag. Hubert
Hohenberger
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20. Oktober 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Vom Kaufvertrag zur
Eintragung
RA Dr. Herbert Gartner

24. Oktober 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Sachwalterrecht Aktuell
Dr. Ulrich Pesendorfer, Mag. Romana Fritz

7. November 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Grundbuch I
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk

9. November 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Thomas Hofer-Zeni

17. November 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Zivilverfahren
RA Dr. Eva Schön

1. Dezember 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Firmenbuch-SPEZIAL
Dipl. Rpfl. ADir Walter Szöky

2. Dezember 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Stiftungs JourFixe
Referententeam

Ausland

26. bis 29. Juni 2016 MOSKAU UND
SANKT PETERSBURG

Internationale Networking-Fachmesse für
Rechtsanwälte

Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06302

Termine

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den
Seiten 351 ff.
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" § 84 Abs 6, § 104 AktG; § 1489 ABGB:
Straffällige Vorstandsmitglieder: Keine verkürzte Ver-
jährung (Abgehen von 2 Ob 356/74) = EvBl 2016/37

§ 84 Abs 6 AktG erfasst nur Ansprüche aus Ver-
tragsverletzung, nicht jedoch deliktische Schadener-
satzansprüche. Die Bestimmung verdrängt nicht die
Anwendung der langen Verjährungsfrist des § 1489
Satz 2 Fall 2 ABGB.
Die in der Hauptversammlung erteilte Entlastung
bedeutet grundsätzlich nicht einen Verzicht der Ak-
tiengesellschaft auf ihr aus dem Titel der Pflichtver-
letzung zustehende Ersatzansprüche.
OGH 1. 9. 2015, 6 Ob 3/15g (OLG Wien 2 R 60/
13b).

" § 382g EO (§§ 16, 1328a ABGB):
Stalking durch SMS: Breiter gefasstes Verbot zulässig =
EvBl 2016/38

Wenn die Kontaktaufnahmen in Art und Umfang
eine Intensität erreichen, die den Rahmen des sozial
Verträglichen sprengen, kann das Recht auf Privat-
sphäre verletzt sein (hier: durch monatl je 15 grund-
lose SMS über 1,5 Jahre). In die Abwägung sind insb
der Grund der Kontaktaufnahme und die Art der
Kontakte einzubeziehen.
Im Verhalten des Gefährders muss jedenfalls eine
gewisse Beharrlichkeit zum Ausdruck kommen, wie
sie dem Stalking begriffsimmanent ist.
Je massiver und vielgestaltiger der Antragsgegner
bisher schon gegen den Antragsteller vorgegangen
ist und je deutlicher die Gefahr weiterer Eingriffe
unter Bedachtnahme auf die Intensität und Nach-
haltigkeit von Verfolgungshandlungen zutage tritt,
desto mehr sind breiter gefasste Verbote (hier: auch
bzgl der Kontaktaufnahme über Dritte) indiziert.
Die im Einzelfall angemessene Geltungsfrist einer
einstweiligen Verfügung nach § 382g EO hängt
vom als bescheinigt angenommenen Sachverhalt ab.
OGH 2. 9. 2015, 7 Ob 130/15 s (LG f ZRSWien 47
R 144/15x; BG Hernals 25 C 1213/14d).

" § 127 StGB:
Gegenstand des Diebstahls = EvBl 2016/41

Indem § 127 StGB die Gegenstände eines einzigen
diebischen Zugriffs unter dem Begriff „einer“ frem-
den beweglichen (Gesamt-)Sache zusammenfasst,
sind Wegfall oder Hinzukommen von Beutestücken
aus Z 7 oder 8 des § 281 Abs 1 StPO unbeachtlich.
Sie sind so lange keine für die Schuldfrage entschei-
dende Tatsache, als davon nicht eine Qualifikation
abhängt.
OGH 17. 11. 2015, 14 Os 59/15 f (LGSt Wien
163 Hv 11/15 f).

" § 28a SMG (§ 28 StGB):
Echte Konkurrenz von Anbieten und Überlassen von
Suchtgift = EvBl 2016/42

Hat der Täter einem anderen – von seiner Willens-
ausrichtung erfasst – zunächst eine das Fünfund-
zwanzigfache der Grenzmenge übersteigende
Suchtgiftquantität angeboten und in der Folge (der-
selben Person) eine bloß das Fünfzehnfache der
Grenzmenge übersteigende Teilmenge davon über-
lassen, verantwortet er § 28a Abs 1 vierter Fall und
Abs 4 Z 3 und § 28a Abs 1 fünfter Fall und Abs 2
Z 3 SMG in echter Konkurrenz.
OGH 27. 10. 2015, 11 Os 109/15m (LG Salzburg
37 Hv 15/15 f).

" § 32 Abs 1a StPO:
Besetzung des SchöffenG ist keine Frage der sachlichen
Zuständigkeit = EvBl-LS 2016/47

Ergeben sich in der HV Bedenken an einer § 32
Abs 1a StPO nicht entsprechenden Besetzung des
SchöffenG, ist kein UnzuständigkeitsU zu fällen,
vielmehr die HV abzubrechen und die Entscheidung
einer neuen HV vor einem ordnungsgemäß besetz-
ten Gericht vorzubehalten.
OGH 22. 10. 2015, 12 Os 121/15h.

" § 169 Abs 1 StGB:
Unbeherrschbarkeit des Feuers begründet noch keine
Feuersbrunst = EvBl-LS 2016/48

Der Begriff Feuersbrunst stellt auf eine enge Ver-
flechtung der erforderlichen räumlichen Ausdeh-
nung und der mangelnden Bekämpfbarkeit mit ge-
wöhnlichen Mitteln ab. Solcherart muss das Feuer
zum einen gerade aufgrund seiner bereits erreichten
Ausdehnung unbeherrschbar sein, zum anderen ist
die Unbeherrschbarkeit der Maßstab der erforderli-
chen Ausdehnung. Das bedeutet allerdings nicht,
dass stets dann, wenn der Brand aufgrund seiner
räumlichen Ausdehnung mit gewöhnlichen Mitteln
nicht mehr beherrscht werden kann oder auch ohne
Einsatz der rasch eingetroffenen Feuerwehr nicht
mehr beherrschbar gewesen wäre, eine Feuersbrunst
zu bejahen wäre. Vielmehr ist damit nur eine not-
wendige Bedingung erfüllt. Tritt zu der durch die
räumliche Ausdehnung bedingten Unlöschbarkeit
nicht eine – wenngleich bloß abstrakte – Gefähr-
dung für Leib oder Leben einer (nicht unbedingt
größeren, so doch nicht auf konkrete Einzelperso-
nen beschränkten, somit unbestimmten) Zahl von
Menschen oder eine konkrete Gefahr für fremdes
Eigentum in großem Ausmaß, liegt eine Feuers-
brunst nicht vor. Denn erst darin äußert sich die in
der Überschrift des 7. Abschn des BT des StGB an-
gesprochene Gemeingefährlichkeit iS der Tatbe-
stände nach §§ 169 f StGB. Treffen die angespro-
chenen Kriterien kumulativ zu, kommt es auf eine

303Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06

Recht kurz und bündig

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
RA Dr. Manfred
Ainedter,
RA Mag. Franz Galla
und RA Dr. Ullrich
Saurer



darüber hinausgehende Weiterverbreitung des
Feuers nicht an.
OGH 28. 10. 2015, 13 Os 93/15y.

" § 11 IESG:
Straftäter haften für Insolvenzausfallgeld = EvBl 2016/
45

§ 11 Abs 3 Satz 3 IESG ordnet für den Fall der Ver-
urteilung wegen der in dieser Bestimmung genann-
ten Delikte eine unmittelbar auf Gesetz beruhende
Haftung der Organe für die auf den Insolvenz-Ent-
gelt-Fonds übergegangenen Entgeltansprüche an
(Tatbestandswirkung des Strafurteils).
OGH 22. 9. 2015, 4 Ob 151/15g (OLG Wien 4 R
9/15w; LG St. Pölten 40 C 24/13 i).

" § 43 Abs 2 ZPO:
Voller Kostenersatz trotz teilweisen Unterliegens we-
gen ungewisser Höhe der Klagsforderung

Das Kostenprivileg des § 43 Abs 2 ZPO soll der kla-
genden Partei die Disposition erleichtern und das
Kostenrisiko verringern, das damit verbunden ist,
dass die Höhe des zustehenden Betrags vor dem
Prozess nicht verlässlich abzusehen ist. Das Gesetz
normiert keine Befristung dieses Privilegs und keine
grundsätzliche Obliegenheit der klagenden Partei,
Beweisergebnisse zum Anlass zu nehmen, das Be-
gehren einzuschränken. Ziel des § 43 Abs 2 ZPO
ist nicht, die klagende Partei für die frühestmögliche
Verringerung des Punktums zu belohnen oder für
die Aufrechterhaltung des Begehrens trotz ungüns-
tiger Beweisergebnisse zu bestrafen.
Einer klagenden Partei fällt das Unterlassen der
Klagseinschränkung nur dann kostenmäßig zur
Last, wenn ab einem bestimmten Verfahrenssta-
dium nicht mehr mit dem vollen Zuspruch des be-
gehrten Betrags zu rechnen war. Solange die Mög-
lichkeit des Zuspruchs besteht, ist die klagende Par-
tei nicht gehalten, das Begehren an vorliegenden Be-
weisergebnissen auszurichten. Es obliegt nicht der
Partei, den Verfahrensausgang (pessimistisch) vor-
herzusehen; eine gegenteilige Ansicht liefe der In-
tention des § 43 Abs 2 ZPO zuwider und würde sei-
nen Zweck aushöhlen.
OLG Wien 14. 1. 2016, 34 R 158/15b Zak 2016/
193, 99.

" §§ 226, 411 ZPO:
Keine Einmaligkeitswirkung des Unschlüssigkeitsurteils

Die Einmaligkeitswirkung greift bei identem Begeh-
ren dann ein,wenndie rechtlich relevantenTatsachen-
behauptungen im Folgeprozess im Kern dem festge-
stellten rechtserzeugenden Sachverhalt des rechtskräf-
tig entschiedenen Vorprozesses entsprechen.
Das RekG ist nach Meinung des OGH zutreffend da-
von ausgegangen, dass die Einrede der rechtskräftig
entschiedenen Sache nicht begründet ist, wenn die

Klage des Vorprozesses mangels Schlüssigkeit abge-
wiesen wurde und die neue Klage nunmehr schlüssig
ist. Eine von der klagenden Partei nicht wahrgenom-
mene Möglichkeit im Vorprozess, die Klage nach Er-
örterung schlüssig zu stellen und/oder das klagsab-
weisende Urteil zu bekämpfen, ändert daran nichts,
weil allein das Fehlen der Tatsachenbehauptungen
die Einmaligkeitswirkung ausschließt.
Eine korrekturbedürftige Fehlbeurteilung durch das
RekG sah der OGH nicht, muss doch gerade dann,
wenn mehrere Einzelforderungen geltend gemacht
werden, das Gebot der Präzisierung des Vorbrin-
gens nicht überspannt werden.
OGH 17. 2. 2016, 7 Ob 16/16b Zak 2016/195, 99.

" §§ 1295 ff ABGB; §§ 1, 9 Abs 5 AHG; § 13b SchUG:
Amtshaftung: Verletzung eines Schülers bei Berufs-
orientierung in einem Unternehmen

Private handeln als Organe, wenn ihre Tätigkeit in
der unterstützenden Mitwirkung bei der Besorgung
hoheitlicher Aufgaben und Zielsetzungen besteht
und sie in die Erfüllung hoheitlicher Aufgaben ein-
gebunden werden, um andere Organe bei Besor-
gung hoheitlicher Aufgaben zu unterstützen oder
zu entlasten.
Mit der gesetzlichen Verankerung der schulischen
Maßnahme „individuelle Berufs(bildungs)orientie-
rung“ hat der Gesetzgeber die unterstützende Mit-
wirkung bei der Besorgung der hoheitlichen Auf-
gabe Erteilung des Unterrichts vorgesehen und die
diese durchführenden Privatpersonen in die Erfül-
lung hoheitlicher Aufgaben eingebunden.
Mit Übernahme der individuellen Berufs(bildungs)-
orientierung nach § 13b SchUG ist der Abschluss
eines Arbeitsverhältnisses gerade nicht intendiert,
wie sich neben dem Zweck auch aus der ausdrückli-
chen Unzulässigkeit der Eingliederung in den Ar-
beitsprozess (§ 13b Abs 3 SchUG) ergibt.
Demnach kann der Unternehmensträger des Be-
triebs, der die individuelle Berufs(bildungs)orientie-
rung während des Schulbetriebs an bis zu fünf Ta-
gen übernimmt, vom geschädigten Schüler gem
§ 9 Abs 5 AHG nicht klagsweise in Anspruch ge-
nommen werden, weil er dabei einen Teil der ho-
heitlich zu erfüllenden Aufgabe Ausbildung – im
Fach Berufsorientierung – wahrnimmt und damit
selbst hoheitlich tätig wird.
OGH 18. 6. 2015, 1 Ob 75/15h ecolex 2016/79,
207.

" § 216 AktG; § 10 FBG; § 4 GmbHG:
GmbH-Gesellschaftsvertrag – Heilung eines Formman-
gels

1. Durch Eintragung in das Firmenbuch ist ein
Formmangel eines Gesellschaftsvertrages einer
GmbH als geheilt anzusehen.
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2. Die Formvorschrift bezweckt den Schutz des
Rechtsverkehrs, dieser wäre entscheidend gestört,
wenn die Wirksamkeit des Vertrages auch Jahre nach
der Eintragung der Gesellschaft geltend gemacht
werden könnte, weil die Beurkundungen des Notars
hinsichtlich der Formvorschriften unrichtig waren.
3. Aus § 216 AktG, der die fehlende Notariatsakts-
form der Satzungsfeststellung der AG (§ 16 AktG)
nicht als Grund für die Nichtigkeitsklage nennt,
wird abgeleitet, dass die unterbliebene Wahrneh-
mung des Formmangels im Eintragungsverfahren
durch die rechtskräftige Eintragung im Firmen-
buch heilt.
4. Bezüglich der GmbH kann hinsichtlich der in
§ 10 Abs 3 FBG angeordneten sinngemäßen Gel-
tung des § 216 Abs 1 AktG nichts anderes gelten.
OGH 23. 2. 2016, 6 Ob 207/15g Rechtsnews 2016,
21289 = JusGuide 2016/14/14748 (OGH).

" §§ 1295, 1299 ABGB:
Anlegerschaden und Marktrisiko

1. Der Schaden des geschädigten Anlegers besteht
nach dem Verkauf der Wertpapiere in der Differenz
zwischen dem hypothetischen heutigen Vermö-
gensstand ohne das schädigende Ereignis abzüglich
des heute tatsächlichen Vermögenswerts.
2. Maßgeblich für die Höhe des Schadenersatzes
sind somit der Kurs der Alternativanlage einerseits
und der Verkaufserlös der tatsächlich erworbenen
Wertpapiere andererseits. Berechnet der Kläger
den Schaden nach diesen Grundsätzen, hat er die-
sen schlüssig dargestellt.
3. Das Marktgeschehen und Elemente der (hypo-
thetischen) Marktentwicklung sind für den Anle-
ger nicht, jedenfalls aber wesentlich schwieriger
als für Marktteilnehmer mit Expertenwissen, zu
durchschauen. Sich daraus ergebende Umstände,
die für eine „Minderung“ des Schadens sprechen
können, sind vom Schädiger darzulegen.
OGH 19. 2. 2016, 8 Ob 98/15 t Rechtsnews 2016,
21320.

" §§ 1295, 1299 ABGB:
Fremdwährungskredit – Aufklärungspflicht der Bank

1. Eine allgemeine Rechtspflicht, den Geschäfts-
partner über alle Umstände aufzuklären, die auf
seine Entscheidung irgendeinen Einfluss haben
könnten, besteht nicht.
2. Ein allfälliges Versäumnis des Maklers wäre
selbst dann kompensiert, wenn man ihn als Gehil-
fen der Bank ansehen wollte, da die Bank die Kläge-
rin nach dem maßgeblichen Sachverhalt ohnedies
durch ihre eigene Mitarbeiterin über die wesentli-
chen Kreditrisiken aufgeklärt hat.
OGH 19. 2. 2016, 8 Ob 60/15d Rechtsnews 2016,
21394.
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 39 Cg 64/2015b 
VERSÄUMUNGSURTEIL 

 
Klagende Partei: Österreichischer Rechts-
anwaltsverein, wirtschaftliche Organisation der 
Rechtsanwälte Österreichs, 1010 Wien, 
Rotenturmstrasse 13/DG 
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 
1030 Wien 
Beklagte Parteien:  
1. HR-MLD s.r.o, Trnavska cesta 27, 83104 
Bratislava-Nove Mesto 
2. HR-MLD e.U., Wiedner Gürtel 12/1, 1040 
Wien 
1. Die beklagten Parteien sind gegenüber 
der klagenden Partei schuldig, es im 
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des 
Wettbewerbs zu unterlassen, für Eintragungen in 
Verzeichnisse, insbesondere solche, die 
Handelsregisterdaten von den in Österreich 
registrierten Unternehmungen beinhalten, mittels 
Schreiben wie Beilage ./A, welches einen 
integrierenden Bestandteil des Urteils bildet, zu 
werben oder diese Eintragungen auf solche Art 
unmittelbar anzubieten, ohne entsprechend 
unmissverständlich und grafisch deutlich darauf 
hinzuweisen, dass es sich lediglich um ein 
Vertragsanbot handelt; dabei haben sie es 
insbesondere zu unterlassen, den Eindruck zu 
erwecken, es handle sich um eine amtliche 
Vorschreibung von Gebühren, in dem sie das 
Wort „Bescheid“ verwenden, und Gebühren 
ähnlich jenen, die vom Handelsgericht Wien 
vorgeschrieben werden, begehren, sowie einen 
Zahlschein anzuschließen, mit dem die 
Überweisung des Betrages vorgesehen wird. 
2. Die beklagten Parteien sind darüber 
hinaus schuldig, über sämtliche Geschäftsfälle, 
die auf die im Punkt 1 beschriebenen 
Handlungen zurückzuführen sind, gegenüber der 
klagenden Partei vollständig Rechnung zu legen 
und sämtliche von ihnen aufgrund solcher 
Handlungen inkassierte Beträge an die zahlenden 
Personen zurück zu überweisen und sich jeder 
weiteren Einziehung derartiger Forderungen zu 
enthalten, wobei die Konkretisierung des 
Rückzahlungsbegehrens der Zeit nach 
Rechnungslegung vorbehalten wird. 
 

Handelsgericht Wien 
Abt 39, am 17.02.2016 

Dr. Heinz-Peter Schinzel 
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" §§ 1295, 1299 ABGB:
Aufklärungspflicht bei kreditfinanzierten Wertpapier-
käufen

1. Die Informationserteilung muss nach den allge-
meinen Grundsätzen demGebot vollständiger, rich-
tiger und rechtzeitiger Beratung genügen, durch die
derKunde in die Lage versetzt wird, die Auswirkungen
seiner Anlageentscheidung zu erkennen.
2. Die Bank trifft keine Verpflichtung, einen spe-
kulierenden Kunden zu bevormunden.
3.DieBeratung bei kreditfinanziertenWertpapierge-
schäften unterliegt einer strengeren Beurteilung.
4. Die konkrete Ausgestaltung der Beratungs-
pflichten des Anlageberaters hängt von denUmstän-
den des Einzelfalls ab, die einerseits in der Person des
Kunden (zB Risikobereitschaft, Renditeerwartung)
und andererseits im Anlageprodukt liegen.
5. Hinsichtlich der Schutzbedürftigkeit kommt es
darauf an, ob nach der Lage des Falles eine Aufklä-
rungsnotwendigkeit besteht. Die Anforderungen
an die Aufklärungs- und Warnpflicht dürfen je-
doch nicht überspannt werden.
6. Der Hinweis an die Anleger, dass die Konstruk-
tion der Kreditfinanzierung weiterer Spekulations-
käufe gefährlich ist, stellt eine Warnung und ein
Abraten von solchen Geschäften dar.
7. Werden Anleger wiederholt angehalten, risikot-
rächtige Immobilienaktien zu verkaufen und igno-
rieren sie dies bewusst, sind keine weiteren War-
nungen vor den einzelnen Erwerbsgeschäften zu
verlangen.
OGH 19. 2. 2016, 8 Ob 134/15mRechtsnews 2016,
21393.

" §§ 1295, 1299 ABGB:
Kreditfinanzierung – Aufklärung eines Anwalts

1. Dass zwar das Währungsrisiko eines Schweizer-
Franken-Kredits erörtert wurde, jedoch nicht das
Zinsenrisiko, das mit der vereinbarten Zinsanpas-
sungsklausel einhergeht, schadet nicht, weil sich
der variable Zinssatz eindeutig aus den schriftlich
festgehaltenen Kreditkonditionen ergibt.
2. Dass der in Aussicht gestellten und in Beispiels-
rechnungen angeführten zukünftigen Gewinnbetei-
ligung bei einer Lebensversicherung eine Unsicher-
heit in Bezug auf die Gewinnerwartung immanent
ist (Tilgungsträgerrisiko),muss für einen Rechts-
anwalt wohl selbstverständlich sein.
3. Es entspreche auch „dem wirtschaftlichen
Grundverständnis, das einem Juristen im Allge-
meinen und einem Rechtsanwalt im Besonderen zu-

zumessen ist“, dass eine Risikokombination und
-erhöhung aus der Kombination eines Kredits
und eines Tilgungsträgers resultieren kann.
4. Dass die Kostenbelastung eines endfälligen
Kredits infolge der über die gesamte Laufzeit not-
wendigen Verzinsung, da es sich um einen endfälli-
gen Kredit handelt, erforderlich ist, hingegen bei
der ratenweisen Kapitaltilgung zunehmend weniger
aushaftendes Kapital zu verzinsen ist, ergebe sich
ebenso naheliegend aus dieser Konstruktion. Dieses
Wirtschaftsverständnis sei einem Rechtsanwalt
von vornherein zu unterstellen.
OGH 16. 12. 2015, 3 Ob 187/15v Rechtsnews
2016, 21242.

" § 48 IPRG idF vor BGBl I 2009/109:
Zivilrechtliche Prospekthaftung – anwendbares deut-
sches Recht

1. Enthält ein Verkaufsfolder unrichtige und irre-
führende Angaben und bearbeitet der (Mit-)He-
rausgeber gezielt auch den deutschen Markt, so
muss er auch mit der Schädigung deutscher Anle-
ger rechnen.
2. Folglich ist iS der Ausweichklausel des, hier noch
anzuwendenden, § 48 Abs 1 Satz 2 IPRG idF vor
BGBl I 2009/109 von einer stärkeren Beziehung
des (Mit-)Herausgebers und dem geschädigten kla-
genden Anleger zum deutschen Recht auszugehen
und daher auf die Schadenersatzklage der deutschen
Anleger deutsches Recht anzuwenden.
3. Dies gilt auch dann, wenn man davon ausgeht,
dass an das Marktortrecht anzuknüpfen ist.
OGH 15. 12. 2015, 4 Ob 112/15x Rechtsnews
2016, 21395.

" § 76 GmbHG:
Optionsvertrag – Abtretung eines GmbH-Geschäftsan-
teils

Die in einem Optionsvertrag enthaltene Formulie-
rung, die N***** GmbH habe das Recht, die Abtre-
tung eines Geschäftsanteils „zu verlangen“ und den
Geschäftsanteil „aufzugreifen“, ist aufgrund des
mehrmaligen Verweises im Optionsvertrag auf ei-
nen noch abzuschließenden notariellen Abtre-
tungsvertrag dahingehend auszulegen, dass der
Übergang des Geschäftsanteils nicht durch ein-
seitige Erklärung des Aufgriffsberechtigten erfolgt,
sondern noch der Abschluss eines Abtretungsvertra-
ges erforderlich ist.
OGH 26. 11. 2015, 6 Ob 215/15h Rechtsnews
2016, 21256.



Ausbau der Tätigen Reue im deutschen Strafrecht1)
Von RA Prof. Dr. Holger Matt, Frankfurt am Main, und Prof. Dr. Frank Saliger, München. Holger Matt ist Rechts-
anwalt und Fachanwalt für Strafrecht in Frankfurt am Main sowie Honorarprofessor an der dortigen Universität; Frank Sa-
liger ist ordentlicher Professor für Strafrecht, Strafprozessrecht und Wirtschaftsstrafrecht an der LMU München.

Die Tätige Reue ist im deutschen StGB zersplittert und überwiegend ohne große Praxisrelevanz geregelt. Dem-
gegenüber existiert im österreichischen StGB mit § 167 eine Tätige-Reue-Regelung für Eigentums- und Vermö-
gensdelikte, die seit über 100 Jahren funktioniert. Vor diesem Hintergrund plädiert der Beitrag für einen Ausbau
der Tätigen Reue im deutschen Strafrecht wider den kriminalpolitischen Zeitgeist extensiver Kriminalisierung.

I. Ausgangspunkte
Die Tätige Reue ist im Allgemeinen Teil des deut-
schen StGB anders als der Rücktritt (§ 24 D-StGB)
nicht geregelt. Stattdessen finden sich im Besonderen
Teil des deutschen StGB zahlreiche tatbestandsspezifi-
sche2) und fünf deliktsgruppenspezifische Tätige Reue-
Regelungen.3) Dazu kommen im Nebenstrafrecht –

was im Folgenden nicht weiter interessiert – zahlreiche
tatbestandsspezifische Tätige-Reue-Regelungen,4) von
denen die strafbefreiende Selbstanzeige im Steuer-
strafrecht gem § 371 D-AO (auch iVm § 398a D-
AO) die mit Abstand praxisrelevanteste markiert.

Dieser bunte Strauß anTätige-Reue-Regelungen lässt
sich unterschiedlich klassifizieren. Im Schrifttum wer-
den drei Arten von Tätige-Reue-Regelungen im deut-
schen StGB unterschieden:5) erstens präventive Tätige-
Reue-Regelungen, die mit obligatorischer Strafbefrei-
ung (zB § 84 Abs 5, § 149 Abs 2 und 3, § 264 Abs 5,
§ 265b Abs 2 D-StGB)6) am Gedanken eines effektiven
Rechtsgüterschutzes ausgerichtet sind und sich auf Ta-
ten beziehen, denen einematerielle Vorbereitungs- oder
Versuchsstruktur innewohnt wie reine Vorbereitungs-
handlungen, abstrakte Gefährdungsdelikte7) und Fahr-
lässigkeitstaten (vgl § 314a D-StGB); zweitens präven-
tive Tätige-Reue-Regelungen, die eine Prämierung des
Nachtatverhaltens erst dann ausschließen, wenn eine
Substanzverletzung des Rechtsguts eine gewisse Erheb-
lichkeitsschwelle überschreitet, wie bei bestimmten kon-
kreten und abstrakten Gefährdungsdelikten (§§ 306e,
314a, 320, 330b D-StGB); und drittens kompensatori-
sche Tätige-Reue-Regelungen, die erst nach „materiel-
ler Vollendung“8) der Tat ansetzen und der Wiedergut-
machung des bereits verwirklichten Schadens dienen (zB
§ 99 Abs 3 iVm § 98 Abs 2 Satz 1, §§ 158, 239a, 239b
D-StGB). Jenseits dieser Dreiteilung kann man die Tä-
tige-Reue-Regelungen auchnach demprimärenRechts-
grund ihrer Einführung klassifizieren wie den Fortfall
des Strafzwecks (zB § 89a Abs 7D-StGB),9) den Rechts-
güterschutz (zB § 98 Abs 2,10) § 129 Abs 6,11) § 142
Abs 4,12) § 239a D-StGB),13) die Gewährleistung syste-
mimmanenter Gerechtigkeit (§§ 264, 264a, 265b D-
StGB)14) oder dieAussonderung vonnicht strafwürdigen
Handlungsweisen (zB § 266a D-StGB).15)

Schon die beiden Klassifizierungsmöglichkeiten ver-
deutlichen, dass dem geltenden Recht der Tätigen
Reue kein einheitlicher Gedanke und kein systemati-
scher Zugriff zugrunde liegen. Dieser Zustand wird
wegen seiner Zufälligkeit, ja Willkür überwiegend als
unbefriedigend empfunden.16) So wird etwa beklagt,
dass nicht zu begründen ist, warum die §§ 264 (Sub-
ventionsbetrug), 264a (Kapitalanlagebetrug), 265b
(Kreditbetrug) und 298 D-StGB (Wettbewerbsbe-
schränkende Absprachen bei Ausschreibungen) eine
Tätige Reue enthalten, § 299 D-StGB (Bestechlichkeit
und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), § 331
D-HGB (Unrichtige Darstellung), § 399 D-AktG
(Falsche Angaben) und § 82 D-GmbHG (Falsche An-
gaben) trotz identischer Deliktstruktur jedoch nicht.17)
Entsprechend umstritten ist, ob und auf welche Vor-
schriften vorhandene Tätige-Reue-Regelungen analog
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1) Der Text ist hervorgegangen aus Diskussionen des Strafrechtsaus-
schusses der Bundesrechtsanwaltskammer und seiner Arbeitgruppe
„Tätige Reue“. Der Arbeitsgruppe gehören an: Alfred Dierlamm,
Helmut Fünfsinn, Matthias Jahn, Holger Matt, Frank Saliger, Richard
Soyer und Norbert Winkelmann.

2) §§ 84 Abs 5, § 85 Abs 3, § 87 Abs 3, § 89a Abs 7, § 98 Abs 2, § 99
Abs 3, § 129 Abs 6, § 129a Abs 7, § 142 Abs 4, § 149 Abs 2 und 3,
§ 152a Abs 5, §§ 158, 202c Abs 2, § 239a Abs 4, § 239b Abs 2,
§ 261 Abs 9, § 264 Abs 5, § 264a Abs 3, § 265b Abs 2, § 266a
Abs 6, § 275 Abs 3, § 298 Abs 3 D-StGB.

3) §§ 83a, 306e, 314a, 320, 330b D-StGB.
4) Dazu Jahn/Ebner in FS für Heintschel-Heinegg (2015) 221 (225 ff).
5) Blöcker, Die Tätige Reue (2000) 133 ff.
6) Weitere Regelungen sind etwa § 84 Abs 5 Satz 2, § 152a Abs 5,

§ 163 Abs 2, § 261 Abs 9, § 264a Abs 3, § 266a Abs 5 Satz 2,
§ 298 Abs 3 D-StGB.

7) Ausnahmen bei §§ 330b und 314a Abs 3 D-StGB.
8) Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 135.
9) BT-Drucks 16/12428, 16.

10) Vgl BT-Drucks V/2860, 21.
11) Vgl BT-Drucks V/2860, 27 und 11/7139, 11 f.
12) Vgl BT-Drucks 13/8587, 56 f, 80 und BT-Drucks 13/9064, 9 f.
13) Vgl BT-Drucks VI/2722, 3.
14) Vgl BT-Drucks 7/5291, 8 f zu § 264, BT-Drucks 10/318, 25 zu

§ 264a, BT-Drucks 7/5291, 16 zu § 265b.
15) Vgl BT-Drucks 10/318, 26.
16) Schröder in FS Hellmuth Mayer (1966) 377 (391): Willkür; Schönke/

Schröder-Eser/Bosch, StGB29 (2014) § 24 Rn 116 mwN: Prinzip des
Zufalls; Krack, NStZ 2001, 505 (510): Willkür; NK-Zaczyk, StGB4

(2013) § 24 Rn 132: Kein inneres Prinzip.
17) Dazu näher Krack, NStZ 2001, 505 ff.
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angewandt werden dürfen.18) Negativ kommt hinzu,
dass die meisten Tätige-Reue-Regelungen im StGB –

im Gegensatz zur strafbefreienden Selbstanzeige gem
§ 371D-AO – keine größere Praxisrelevanz besitzen.19)

Angesichts dieser Lage verwundert es nicht, dass die
ganz überwiegende Strafrechtswissenschaft in Deutsch-
land seit Jahrzehnten –mit einem ersten publizistischen
Höhepunkt in den 1980er-/bis Anfang der 1990er-Jahre
– einen gesetzlichen Ausbau der Tätigen Reue fordert.20)
Die Vorstellungen divergieren dabei beträchtlich. So
wird teils für die Einführung der Tätigen Reue entspre-
chend § 167 ÖStGB plädiert.21) In der Tat kennt das
ÖStGB mit § 167 eine deliktsgruppenübergreifende
Tätige-Reue-Regelung im Eigentums- und Vermö-
gensstrafrecht, die sehr gut funktioniert, eminent pra-
xisrelevant für die kleinere und mittlere Kriminalität
ist und offenbar keine Vorbehalte in Richtung eines Rei-
chenprivilegs oder einer Klassenjustiz bestätigt hat.22)
Darüber hinaus wird teils für die Einführung einer prä-
ventiven Tätigen Reue23) bei allen echten und unechten
Vorbereitungsdelikten, echten und unechten Unter-
nehmensdelikten und jenen Gefährdungsdelikten plä-
diert, bei denen die Chance zur Abwehr eines erhebli-
chen Schadens durch Tätige Reue besteht. Selbst bei
den Delikten gegen die Person oder die Allgemeinheit
soll eine behutsame Erweiterung der kompensatori-
schen Tätigen Reue angezeigt sein.24) Am weitesten ist
der Vorschlag gegangen, den hinter der strafbefreien-
den Selbstanzeige im Steuerstrafrecht stehenden Aus-
nahmegedanken „zur Grundlage einer allgemeinen Idee
des Strafrechts“ zu machen: Strafe sei danach „immer
dann nicht mehr angebracht, wenn der Straftäter vor
seiner amtlichen Entdeckung sich zu seiner Schuld be-
kennt und sich zur Wiedergutmachung des Schadens
bzw zu einer anderen (ggf symbolischen) Kompensation
ausdrücklich bereit erklärt“.25)

II. Funktion und Begriff der Tätigen
Reue

Bemüht man sich vor dem Hintergrund dieser Rechts-
und Diskussionslage um eine rechtspolitische Initiative
zum Ausbau der Tätigen Reue – wider den aktuellen
Gegenwind aus den gesetzlichen Einschränkungen
der strafbefreienden Selbstanzeige gem § 371 D-AO
–, so benötigt man zunächst klare Vorstellungen von
Funktion und Begriff der Tätigen Reue.

Was die Funktion der Tätigen Reue anbelangt, so
dürfte weitgehend Einigkeit herrschen. Sie besteht da-
rin, bei Delikten, bei denen die formelle Vollendung
weit vorverlagert ist und daher die allgemeinen Rück-
trittsvorschriften aus der Versuchsdogmatik unan-
wendbar werden, die strafrechtliche Privilegierung
von rechtsgutsschonendem Umkehrverhalten sicher-
zustellen.26) Bei einigen Delikten ist diese Funktion ex-

plizit mit Blick auf verwandte Delikte, bei denen Rück-
tritt möglich ist, zwecks Herstellung einer systemim-
manenten Binnengerechtigkeit mobilisiert worden,
insb bei den §§ 264, 264a, 265b D-StGB als Vorfeld-
delikten zum Betrug.27)

Unklarer ist dagegen der Begriff der Tätigen Reue
selbst. Der Begriff wird im Besonderen Teil des deut-
schen StGB an verschiedenen Stellen in Überschriften
verwendet (§§ 83a, 306e, 314a, 320, 330b D-StGB),
jedoch nicht definiert. Aus den vorhandenen Tätige-
Reue-Regelungen kann man als funktionalen Mini-
malnenner entnehmen, dass Tätige Reue erst ab for-
meller Vollendung der Tat in Betracht kommt. Es ist
daher, wie es oft geschieht, begrifflich unzweckmäßig,
auch die Verhinderung der Vollendung der Tat gem
§ 24 Abs 1 Satz 1 Alt 2 D-StGB als Tätige Reue zu be-
zeichnen.28) Davon abgesehen lassen sich drei denkbare
Verwendungen des Begriffs der Tätigen Reue unter-
scheiden: eine enge, eine Verwendung mittlerer
Reichweite und eine weite.

Eine enge Verwendung könnte den Begriff der Täti-
gen Reue auf den Zeitraum zwischen formeller Tat-
vollendung und materieller Tatbeendigung (vgl
§ 78a D-StGB) beschränken. Tätige Reue bezeichnete
danach ein selbständiges, strafrechtlich beachtliches
Umkehrverhalten des Täters, das zwischen Tatvollen-
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18) Aus neuerer Zeit grundsätzlich bejahend etwa Schönke/Schröder-
Eser/Bosch, StGB § 24 Rn 116; verneinend MR-Heger, StGB1

(2013) § 24 Rn 10, jeweils mwN.
19) Vgl Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 13 ff.
20) Siehe nur Schröder in FS Hellmuth Mayer 377 (391); Hillenkamp in

Schöch (Hrsg), Wiedergutmachung und Strafrecht (1987) 81 (90 ff,
98 f); Schäfer, Die Privilegierung des „freiwillig-positiven“ Verhal-
tens des Delinquenten nach formell vollendeter Straftat (1992)
235 ff; Schmidt-Hieber, NJW 1992, 2003 f; Blöcker, Die Tätige Reue,
aaO 200; Krack, NStZ 2001, 510 f; Jahn/Ebner in FS Heintschel-
Heinegg, aaO 231 ff.

21) So etwa Schmidt-Hieber, NJW 1992, 2004; vgl zuvor für die kom-
pensatorische Tätige Reue bei den Vermögensdelikten ebenso
Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 99. Zur hier ebenfalls interessan-
ten griechischen Neuregelung der Tätigen Reue in Art 384 grStGB
nF (Wiedergutmachung) Tzannetis, ZIS 2012, 132 (134 ff).

22) Dazu die Beiträge von Plöckinger und Schmieder, in diesem Heft
S 315 ff und 312 ff.

23) Zu diesem Begriff sogleich unten II.
24) So Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 98 f.
25) Kerner in Janssen/Kerner (Hrsg), Verbrechensopfer, Sozialarbeit und

Justiz (1985) 509; vgl in diese Richtung auch Patzschke, Die Selbst-
anzeige als Strafaufhebungsgrund des allgemeinen Strafrechts
(2012) 230 ff; Jahn/Ebner in FS Heintschel-Heinegg 227 ff.

26) Krack, NStZ 2001, 505; Oglakcioglu/Kulhanek, JR 2014, 463.
Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 79 f, nennt diese Funktion „Tätige
Reue im weiteren Sinne“, während der Begriff der „Tätigen Reue
im engeren Sinne“ durch seine tatbestandlichen Voraussetzungen
bestimmt werde. Wir halten diese Differenzierung nicht für sinnvoll,
weil sie Funktion und Begriff vermengt.

27) Vgl oben I. mit FN 15.
28) So aber Stratenwerth/Kuhlen, AT6 (2011) § 11 Rn 91; vgl auch

SSW-Kudlich/Schuhr, StGB2 (2014) § 24 Rn 8; wie hier Jahn/Ebner
in FS Heintschel-Heinegg, aaO 223 ff.



dung und Tatbeendigung zur Abwendung oder Ab-
schwächung einer Rechtsgutsbeeinträchtigung führt
bzw dies zumindest ernsthaft versucht. In dieser Be-
stimmung unterscheidet sich die Tätige Reue vom
Rücktritt, der vor Eintritt der (formellen) Tatvollen-
dung als persönlicher Strafaufhebungsgrund greift
(vgl § 24 D-StGB), und von allen anderen Wiedergut-
machungsformen (strafbefreiende Selbstanzeige, Scha-
denswiedergutmachung, Täter-Opfer-Ausgleich), die
nach Tatbeendigung (§ 371 D-AO) strafaufhebend
bzw bis nach Tatentdeckung (vgl §§ 46, 46a D-StGB)
strafmildernd berücksichtigt werden.

Eine Verwendung mittlerer Reichweite geht dahin,
den Begriff der Tätigen Reue auf den Zeitraum zwi-
schen formeller Tatvollendung und Entdeckung der
Tat durch formelle Instanzen der Verbrechenskon-
trolle auszudehnen. Dabei werden zwei Fälle der Täti-
gen Reue unterschieden: zum einen die Tätige Reue
zwischen formeller Tatvollendung und materieller
Tatbeendigung, bei der es primär um die Vermeidung
von Schaden oder Schadensintensivierung geht
(gleichsam der enge Begriff der Tätigen Reue); zum
anderen die Tätige Reue zwischen materieller Tat-
beendigung und Tatentdeckung, bei der es primär
um dieWiedergutmachung eines schon verwirklichten
Schadens geht. Die Tätige Reue im ersten Fall wird
präventive Tätige Reue, die Tätige Reue im zweiten
Fall kompensatorische Tätige Reue genannt.29)

Eine weite Verwendung des Begriffs der Tätigen
Reue verzichtet bis auf die Abgrenzung zum Rücktritt
auf jegliche Einschränkungen und bestimmt Tätige
Reue als strafbefreiend oder strafmildernd wirkendes
Nachtatverhalten ab formeller Tatvollendung.30)

Für das Anliegen des Ausbaus der Tätigen Reue hal-
ten wir denmittleren Begriff der Tätigen Reue für zweck-
mäßig. Denn er ermöglicht nicht nur eine klare Ab-
grenzung zum Nachtatverhalten nach Tatentdeckung,
das wie die §§ 46, 46a D-StGB mit Fug dem Bereich
der Strafzumessung unterfällt. Darüber hinaus bleibt
der Sachzusammenhang mit Instituten wie der straf-
befreienden Selbstanzeige gewahrt, die bei der Einfüh-
rung Tätiger-Reue-Vorschriften ohnehin eine wich-
tige Rolle spielt.31) Bezüglich der zwei Fälle der
Tätigen Reue mittlerer Reichweite ziehen wir die Re-
deweise von deeskalierender Tätiger Reue anstatt präven-
tiver Tätiger Reue vor, weil der Begriff der Deeskala-
tion besser als der Begriff der Prävention zum Aus-
druck bringt, dass es hier bereits um die Verhinderung
von Schadensintensivierung geht.

Im Übrigen ist bei der Verwendung des Begriffs der
Tätigen Reue zweierlei zu beachten. Zum einen sollte
der Begriff der Tätigen Reue – entgegen dem ersten
Anschein – nicht auch ethisch gelesen werden, also nicht
nur Motive berücksichtigen dürfen, die ethisch wert-
voll sind. Zum anderen bezieht sich Tätige Reue als
Umkehrverhalten auf ein konkretes deliktisches Vor-

verhalten, dessen rechtsgutsbeeinträchtigende Wir-
kungen die Tätige Reue rückgängig machen soll. Inso-
weit ist die Tätige Reue von Regelungen abzugrenzen,
die wie die §§ 46b, 87 Abs 3, § 129 Abs 6, § 129a
Abs 7 D-StGB durch rechtzeitiges Offenbaren von
Täterwissen die Begehung weiterer künftiger Strafta-
ten enthüllen sollen („Kronzeugenregelungen“).

III. Leitlinien für den Ausbau
der Tätigen Reue

Nach der Klärung von Funktion und Begriff der Täti-
gen Reue können kursorische Leitlinien für den Aus-
bau der Tätigen Reue im deutschen Strafrecht formu-
liert werden.

1. Zunächst muss man sich vergewissern, dass die
Auslegung des geltenden Rechts in Gestalt einer analo-
gen Anwendung vorhandener Tätiger-Reue-Regelun-
gen auf vergleichbare Delikte ohne Tätige Reue keine
Alternative zur Notwendigkeit einer kriminalpoliti-
schen Initiative markiert. Denn angesichts der jeweils
spezifischen Regelungszwecke des Gesetzgebers fehlt
es an der Planwidrigkeit einer Regelungslücke und da-
mit an den Voraussetzungen einer Analogie.32) , 33)

2. Da ein Ausbau der Tätigen Reue Grundfragen des
strafrechtlichen Selbstverständnisses berührt, müssen
überzeugende kriminalpolitische Leitmotive begrün-
det werden können. Anhaltspunkte bieten die vorhan-
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29) Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 82 f; ihm folgend Schäfer, Die Pri-
vilegierung usw, aaO 186 ff; Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 133 ff.

30) Vgl Bottke, Strafrechtswissenschaftliche Methodik und System bei
der Lehre vom strafbefreienden und strafmildernden Täterverhalten
(1979) 1 ff, der ua wegen dieser Weite den Begriff der Tätigen Reue
nicht mehr verwendet.

31) Zu § 261 Abs 9 Satz 1 s nur SSW-Jahn, StGB2 (2014) § 261 Rn 68;
zu § 31d Abs 1 Satz 2 PartG Saliger, Parteiengesetz und Strafrecht
(2005) 636 ff.

32) Dazu statt aller Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft6

(1991) 373, 381.
33) Wie hier zB: Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 89; Blöcker, Die Tä-

tige Reue, aaO 200 f; MR-Heger, StGB, aaO § 24 Rn 10.



denen Tätige-Reue-Regelungen. Im Schrifttum sind
insoweit folgende Elemente als konstitutive Bedingun-
gen Tätiger Reue festgestellt worden: Freiwilligkeit
der Reuehandlung; aktives Tätigwerden des Reuigen,
das auch die passive Aufgabe der Tat miteinschließt;
Eintritt des „Erfolgs“ der Reuehandlung; und Nicht-
eintritt eines erheblichen Schadens.34) Diesen Bedin-
gungen kann man entnehmen, dass sich für einen Aus-
bau der Tätigen Reue – wie beim Rücktritt – vor allem
zwei Aspekte mobilisieren lassen: die Stärkung des Op-
ferschutzes als Rechtsgüterschutz (Erfolg der Reue-
handlung; Nichteintritt eines erheblichen Schadens)
und die Prämierung des Umkehrverhaltens als Rück-
kehr zur Legalität (Freiwilligkeit, aktives Tätigwer-
den). Beide Aspekte stehen in den Fallgruppen der Tä-
tigen Reue in unterschiedlichem Gewichtungsverhält-
nis zueinander. Bei der deeskalierenden Tätigen Reue
steht der Opferaspekt klar im Vordergrund, da hier
eine Intensivierung der Rechtsgutsverletzung noch ab-
gewendet werden kann. Bei der kompensatorischen
Tätigen Reue hingegen wird der Prämierungsaspekt
wichtiger, weil die Privilegierung von Umkehrverhal-
ten bei einer bereits beendeten Tat rechtfertigungsbe-
dürftiger erscheint. Die Stärkung des Opferschutzes als
Rechtsgüterschutz ist gleichwohl in beiden Fallgruppen
tragender Zweck der Zulassung von Tätiger Reue, da
Opfer selbstverständlich auch an der Aufdeckung be-
endeter Taten ein Interesse haben.35) Dabei dürfte es
bei der deeskalierenden Tätigen Reue mehr um einen
individuellen Opferschutz gehen, während sich bei der
kompensatorischen Tätigen Reue das Moment eines
kollektiven Opferschutzes stärker zur Geltung bringt.
Daraus lässt sich ableiten, dass die kompensatorische
Tätige Reue unter strengeren Kautelen gewährt wer-
den sollte.36) Ob im Übrigen Justizentlastung und Kos-
tenersparnis als zusätzliche Argumente für einen Aus-
bau der Tätigen Reue taugen, erscheint zweifelhaft,
wenn man in Rechnung stellt, dass jedenfalls die bishe-
rigeWiedergutmachungspraxis gem § 46a D-StGB zu
Mehrbelastungen der Justiz geführt hat.

3. Eine wichtige Weichenstellung bezeichnet die
Frage nach demUmfang des Ausbaus der Tätigen Reue.
Mehrere Möglichkeiten sind denkbar. Im Sinne einer
kleinen Lösung könnte man für die Einführung weiterer
tatbestandsspezifischer Tätige-Reue-Regelungen plä-
dieren, etwa bei § 299 D-StGB (Bestechlichkeit und Be-
stechung im geschäftlichen Verkehr) oder bei § 331 D-
HGB (unrichtige Darstellung).37) Diese Option hätte al-
lerdings dieNachteile, dass sie nicht nur den Flickentep-
pich der geltenden Tätige-Reue-Regelungen erweitern,
sondern auch die Fehlvorstellung nähren würde, jede
weitere Vorverlagerung der Strafbarkeit sei legitim,
wenn sie nur durch eine Tätige-Reue-Regelung abgefe-
dert wird.38) Als mittlere Lösung käme die Aufnahme
weiterer deliktsübergreifender Tätige-Reue-Regelun-
gen in das deutsche StGB in Betracht, etwa für das Ei-

gentums- und Vermögensstrafrecht eine Regelung nach
dem Vorbild von § 167 ÖStGB.39) Die große Lösung be-
stünde imKern in der Einführung einer rücktrittsanalo-
gen Regelung der Tätigen Reue im Allgemeinen Teil
des deutschen StGB für grundsätzlich alle Delikte, etwa
in einem neuen § 24a D-StGB. Vor allem die letztere
Option, aber auch Reformen mittlerer Reichweite hät-
ten zahlreiche Aspekte zu beachten: das Verhältnis
zum Rücktritt gem § 24 StGB sowie zum untauglichen
und zum fehlgeschlagenen Versuch; das Verhältnis zu
den Strafzumessungsnormen in § 46 StGB und in
§ 46a StGB (Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswieder-
gutmachung); das Verhältnis zu den geltenden Tätige-
Reue-Vorschriften; das Verhältnis und die Konsequen-
zen für das Strafverfahrensrecht (§ 153b StPO); und das
Verhältnis zum zivilrechtlichen Schadensersatzrecht.

4. Das faszinierendste Projekt wäre gewiss die Einfüh-
rung einer allgemeinen Tätige-Reue-Regelung.Ob eine sol-
cheRegelung schon praktisch durchführbar ist, wird viel-
fach bezweifelt.40) In der Tat ergäben sich erhebliche
Schwierigkeiten. So ist evident, dass ein privilegierungs-
würdiges Umkehrverhalten nicht bei allen Delikten in
Betracht kommen kann, etwa bei den Tötungs- und Se-
xualdelikten als irreversiblen Verletzungsdelikten oder den
Delikten des Völkerstrafgesetzbuchs. Hier müsste der
Anwendungsbereich sinnvoll eingeschränkt werden.41)
Darüber hinaus stellt sich bei den Nichtvermögensdelikten
grundsätzlich die Frage, ob und inwieweit eine eingetre-
tene Rechtsgutsbeeinträchtigung strafrechtlich über-
haupt wieder gutgemacht (!) werden kann.42) Während
eine solche strafrechtlicheWiedergutmachung bei den Ei-
gentums- und Vermögensdelikten wegen der Quantifi-
zierbarkeit der dortigen Schäden als Instandsetzung oder
Ersatz des konkret verletzten Rechtsgutsobjekts43) struk-
turell problemlosmöglich ist, ist das bei einerKörperver-
letzung, einer Verletzung von Privatgeheimnissen, ei-
nem Beischlaf zwischen Verwandten oder einer Nöti-
gung prinzipiell zweifelhaft – unabhängig von der zivil-

Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06310

Strafrechtskommission des ÖRAK und Strafrechtsausschuss der BRAK 2015

Ausbau der Tätigen Reue im deutschen Strafrecht
Autoren: RA Prof. Dr. Holger Matt, Frankfurt am Main, und Prof. Dr. Frank Saliger, München

34) Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 82 ff.
35) Vgl aus positiv-generalpräventiver Perspektive Schäfer, Die Privile-

gierung usw 191 ff, 243 ff; ferner Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 194.
36) Vgl dazu auch Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 87, 90 ff, 95 ff, 98 f.
37) Vgl dazu Krack, NStZ 2001, 506 ff.
38) Dazu Schäfer, Die Privilegierung usw, aaO 238; Krack, NStZ 2001,

508 ff.
39) Zu Befürwortern eines solchen Vorschlags s nur die Nachweise in

FN 22; vgl auch Blöcker, Die Tätige Reue, aaO 200.
40) Ablehnend etwa Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 94; Oglakcioglu/

Kulhanek, JR 2014, 464. Dafür Schäfer, Die Privilegierung usw, aaO
238.

41) Vgl auch Hillenkamp in Schöch (Hrsg), aaO 97, allerdings nur für die
kompensatorische Tätige Reue.

42) Optimistischer bei der kompensatorischen Tätigen Reue Hillenkamp
in Schöch (Hrsg), aaO 99.

43) Vgl dazu Frehsee, Schadenswiedergutmachung als Instrument straf-
rechtlicher Sozialkontrolle (1987) 9; Blöcker, Die Tätige Reue, aaO
190.
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rechtlichen Fiskalisierbarkeit auch dieser Rechtsgutsver-
letzungen (Stichwort: Schadenersatz). Schließlich
müsste stimmig begründet werden, wem die Entschei-
dungsherrschaft über die Straflosigkeit, Strafmilderung
oder ausgeschlossene Strafverfolgung zugesprochen
wird: dem Täter, dem Gericht oder auch der Staatsan-
waltschaft; auch die Rolle des Opfers wäre angemessen
einzuordnen. Entsprechend käme eine Einordnung bzw
Ausgestaltung einer allgemeinen Tätige-Reue-Regelung
als rücktrittsanaloger Strafaufhebungsgrund (§ 24a D-
StGB neu), als Strafzumessungsregelung (§ 46a Abs 1
D-StGB neu; der bisherige § 46a D-StGB würde Abs 2)
oder als Strafverfolgungshindernis in Betracht (etwa ein
§ 153g D-StPO neu), auch in Kombination.

Andere Fragen einer allgemeinenTätige-Reue-Rege-
lung erscheinen konstruktiv lösbar. So könnte man zwi-
schen einer deeskalierenden und einer kompensatori-
schen Tätigen Reue unterscheiden und die deeskalie-
rende Tätige Reue rücktrittsanalog als persönlichen
Strafaufhebungsgrund ausgestalten. Hingegen könnte
die kompensatorische Tätige Reue (nach materieller
Tatbeendigung bis zur Tatentdeckung durch formelle
Instanzen) mit Blick auf die Notwendigkeit, die zivil-
rechtliche Schadenersatzpflicht nicht anzutasten, als fa-
kultative Strafzumessungsvorschrift (Absehen oder Mil-
dern von Strafe) und/oder zwingendes Strafverfolgungs-
hindernis bei über die reineWiedergutmachung hinaus-
gehenden Leistungen konzipiert werden.44) Auch das
Verhältnis einer allgemeinen Tätige-Reue-Regelung
zu den vorhandenen Tätige-Reue-Regelungen ließe
sich befriedigend klären. Sinnvoll wäre hier eine Norm,
welche die vorhandenen Tätige-Reue-Regelungen im
Besonderen Teil des deutschen StGB zu speziellen Vor-
schriften erklärt, die freilich die Anwendung der (neuen)
allgemeinen Tätige-Reue-Norm nicht hinderten. Im
Übrigen dürften die weiteren Voraussetzungen einer
allgemeinen Tätigen-Reue-Vorschrift nach formeller
Vollendung der Tatmit Blick auf die existierendenNor-
men zum Rücktritt (§ 24 D-StGB), zum Täter-Opfer-
Ausgleich bzw der Schadenswiedergutmachung (§ 46a
D-StGB) und zur strafbefreienden Selbstanzeige
(§ 371 D-AO) durchaus streng ausfallen: also Privilegie-
rung nur bei freiwilliger und persönlicher Wiedergut-
machung; keine alleinige Leistung durch Dritte;45) keine
versuchte Tätige Reue.46)

5. Hält man eine allgemeine Tätige-Reue-Regelung
nicht für überzeugend begründbar, so bliebe die Mög-
lichkeit, zumindest eine neue deliktsübergreifende Tä-
tige-Reue-Regelung für das Eigentums- und Vermögens-
strafrecht nach dem Vorbild des § 167 ÖStGB zu schaf-
fen. So ist wenig überzeugend, dass der Täter vom ver-
suchten Versicherungsbetrug gem §§ 22, 263 D-StGB
straffrei zurücktreten kann, nicht aber vom zugleich ver-
wirklichten vollendeten Versicherungsmissbrauch gem
§ 265 D-StGB.47) Ebensowenig ist stimmig, dass das
Vorfelddelikt des Kreditbetrugs eine Tätige Reue kennt

(§ 265b Abs 2D-StGB), der Betrug durch schadensglei-
che Vermögensgefährdung hingegen nicht. Was den
Anwendungsbereich einer deliktsübegreifenden Tä-
tige-Reue-Regelung im deutschen Eigentums- und
Vermögensstrafrecht betrifft, könnte § 167 ÖStGB lei-
tend sein. Anwendbar wäre die Vorschrift also auf
vollendete Taten (bis Tatentdeckung) des 19.
(§§ 242–248c D-StGB), 22. (§§ 263–266b D-StGB),
24. (§§ 283–283d D-StGB), 26. (§§ 298–302 D-
StGB), 27. Abschnitts (§§ 303–305a D-StGB) sowie
auf die §§ 259, 288–291 D-StGB. Im Übrigen ist eine
schematische Übertragung von § 167 ÖStGB auf das
deutsche StGB nicht möglich, weil die Kontextnormen
des deutschen Strafrechts zur Tätigen Reue beachtet
werden müssten. Insb erscheinen wegen § 46a D-StGB
die Möglichkeit einer nur versuchten Tätigen Reue und
die Möglichkeit einer Tätigen Reue durch Dritte (vgl
§ 167 Abs 4 ÖStGB) nicht begründbar.48)
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44) Andere Ansicht und für eine obligatorische Strafbefreiung als gene-
relle Rechtsfolge der Tätigen Reue Blöcker, Die Tätige Reue, aaO
149 ff (180 ff) und 201.

45) Vgl dazu stellvertretend SSW-Eschelbach, StGB, aaO § 46a
Rn 28 ff, 31 ff.

46) Vgl zu § 46a Nr 2 D-StGB SSW-Eschelbach, StGB, aaO § 46a
Rn 31.

47) Vgl dazu SSW-Saliger, StGB, aaO § 265 Rn 14.
48) Siehe nur die Nachweise in FN 46 f.



Tätige Reue (§ 167 StGB)1)
Von RA Mag. Mario Schmieder, Linz. Der Autor ist als Rechtsanwalt in Linz und Wien tätig, Partner bei Kerschbaum
Partner Rechtsanwälte GmbH, Linz. Er ist Mitherausgeber der Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzstrafrecht.

Im Rahmen der 3. Gemeinsamen Arbeitssitzung der
Strafrechtskommission des ÖRAK und des Straf-
rechtsausschusses der BRAK vom 16. 10. 2015 durfte
ich einen Praxisbericht zur österreichischen Regelung
der tätigen Reue gem § 167 StGB geben.

Anhand eines angenommenen wirtschaftsstrafrecht-
lichen Ausgangssachverhalts einer „verdeckten Ge-
winnausschüttung“ wurden jene Probleme angespro-
chen, die mE der Praktiker bei der Sanierung durch tä-
tige Reue zu berücksichtigen hat. Im angenommenen
Sachverhalt ging es darum, dass ein Mehrheitsgesell-
schafters einer GmbH ohne Zustimmung des Minder-
heitsgesellschafter entgegen dem Ausschüttungsverbot
(§ 82 GmbHG) unter Missbrauch seiner Vertretungs-
befugnis eine diese Gesellschaft am Vermögen schädi-
gende Vermögensverfügung vorgenommen hat, wo-
durch (bei Annahme der erforderlichen Vorsatzele-
mente) Untreue bewirkt wurde.

Abgesehen von den gesellschafts-, abgaben-, bilanz
(straf)- und finanzstrafrechtlichen Konsequenzen und
allfälliger Sanierungsmöglichkeiten2) wurde darge-
stellt, dass der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue
gem § 167 StGB eine auch für die Praxis grundsätzlich
taugliche Möglichkeit darstellt, um auch kriminalstraf-
rechtlich demTäter (konkret demGeschäftsführer) ei-
nen Weg zurück in die Legalität zu ermöglichen.

Der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue gem
§ 167 StGB beseitigt nachträglich eine bereits eingetre-
tene Strafbarkeit wegen bestimmter Vermögensdelikte;
sie ist aber nicht bei allen Vermögensdelikten möglich,
sondern nur bei den in § 167 Abs 1 StGB ausdrücklich
genannten, zu denen insb auch die Untreue (§ 153
StGB) zählt. Dem Täter kommt tätige Reue zu Gute,
wenn er, bevor eine Strafverfolgungsbehörde iSd
§ 151 Abs 3 StGB von seinem Verschulden erfahren
hat, den ganzen aus seiner Tat entstandenen Schaden
gutmacht oder sich vertraglich verpflichtet, dem Ver-
letzten binnen einer bestimmten Zeit vollständige Scha-
densgutmachung zu leisten. Dass der Verletzte ihn dazu
auffordert, schadet nicht; nur darf der Täter sich nicht
zur Schadensgutmachung gezwungen sehen. Bei einer
vertraglichen Verpflichtung zu Schadensgutmachung
lebt die Strafbarkeit wieder auf, wenn der Täter seine
Verpflichtung nicht einhält. Der Täter ist auch nicht
zu bestrafen, wenn er den ganzen aus seiner Tat entstan-
denen Schaden im Zuge einer Selbstanzeige bei einer
Strafverfolgungsbehörde hinterlegt. Der Täter wird
schließlich auch dann straffrei, wenn ein Tatbeteiligter
oder ein Dritter in seinem Namen den ganzen aus der
Tat entstandenen Schaden gutmacht, der Täter sich

aber selbst um die Schadensgutmachung ernstlich be-
müht hat (§ 167 Abs 2 bis 4 StGB).

Das Wesen der tätigen Reue liegt in der rechtzeiti-
gen, freiwilligen und vollständigen Schadensgutma-
chung, deren Voraussetzungen in der praktischen Um-
setzung in den Blick zu nehmen sind.3)

Gerade die Rechtzeitigkeit der Schadensgutma-
chung ist jener Punkt, der in der Praxis oftmals Probleme
bereitet. Rechtzeitigkeit ist dann gegeben, wenn der Tä-
ter handelt „bevor die Behörde (§ 151 Abs 3 StGB) vom
seinem Verschulden erfahren hat“ (§ 167 Abs 2 StGB).

Eine Behörde iSd § 151 Abs 3 StGB ist eine zur Straf-
verfolgung berufene Behörde in dieser ihrer Eigen-
schaft. Ihr stehen zur Strafverfolgung berufene öffentli-
che Sicherheitsorgane in dieser ihrer Eigenschaft gleich.
Zur Strafverfolgung berufen ist eine Behörde dann,
wenn sie ihrer Art nach zur Ausübung des Strafverfol-
gungsrechts oder zumindest zur Mitwirkung an der
Strafverfolgung kompetent ist.4) Nicht erforderlich ist
hingegen, dass sie im konkreten Einzelfall auch tatsäch-
lich sachlich und örtlich zuständig ist.5) Der Begriff
Strafverfolgung bezieht sich in diesem Zusammenhang
im Lichte des § 10 Abs 1 Z 6 B-VG („Strafrechtswe-
sen“) ausschließlich auf die Aufklärung von gerichtlich
strafbaren Handlungen; Verwaltungsübertretungen
werden nicht erfasst. Dementsprechend genügt auch
nach hM eine gesetzliche Anzeigepflicht (zB § 78 StPO;
§ 261 IO) nicht, um eine Behörde oder öffentliche
Dienststelle als Strafverfolgungsbehörde zu qualifizie-
ren.6) Behörden iSd § 151 Abs 3 StGB sind demnach
insb die Staatsanwaltschaften (§§ 19ff StPO), die Straf-
gerichte (§§ 29ff StPO) und die Sicherheitsbehörden
(§ 4 SPG).7) Zivilgerichte und sonstige Verwaltungsbe-
hörden zählen nicht dazu.8) Behörden iSd § 151 Abs 3
Satz 1 StGB stehen gem § 151 Abs 3 Satz 2 StGB aber
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1) Der gegenständliche Beitrag wurde auszugsweise aus Schmieder in
Leitner (Hrsg), Handbuch Verdeckte Gewinnausschüttung2 (2014)
353 (414 ) gewonnen.

2) Siehe dazu im Detail die umfassenden Beiträge in Leitner (Hrsg),
Handbuch Verdeckte Gewinnausschüttung2 (2014).

3) Vgl Schmieder/Wess, Checkliste für die tätige Reue nach § 167
StGB, ZWF 2015, 12.

4) Vgl Leukauf/Steininger, StGB3 § 151 Rz 17.
5) Vgl Leukauf/Steininger, StGB3 § 151 Rz 17; Kirchbacher/Presslauer

in WK2 § 151 Rz 19.
6) Vgl OGH 18. 11. 2004, 15 Os 75/04; Kirchbacher/Presslauer in

WK2 § 151 Rz 20; Tipold in SbgK StGB § 151 Rz 36.
7) Vgl Leukauf/Steininger, StGB3 § 151 Rz 18; Kirchbacher/Presslauer

in WK2 § 151 Rz 19; Tipold in SbgK § 151 Rz 36.
8) Vgl OGH 18. 11. 2004, 15 Os 75/04; Leukauf/Steininger, StGB3

§ 151 Rz 18; Kirchbacher/Presslauer in WK2 § 151 Rz 20; Tipold in
SbgK StGB § 151 Rz 36.
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auch alle zur Strafverfolgung berufenen öffentlichen Si-
cherheitsorgane gleich.9) Darunter fallen ua Angehörige
des Wachkörpers Bundespolizei und der Gemeinde-
wachkörper (vgl § 5 Abs 2 SPG); Justizwachebeamte10)
und militärische Wachen11) sind hingegen nicht erfasst.

Diese Rechtzeitigkeit ist oftmals bei auch abgaben-
undfinanzstrafrechtlich relevanten Sachverhaltskonstel-
lationen dann einThema, wenn sich aufgrund einerVer-
ständigung durch die Betriebsprüfung (§ 80 FinStrG)12)
Verdachtsmomente oder auch Anhaltspunkte betreffend
Allgemeindelikte wie Untreue ergeben. Ob insoweit
Tatentdeckung durch die Finanzstrafbehörden Behör-
den iSd § 151 Abs 3 StGB sind, ist mE mit den besseren
Argumenten zu verneinen, wenngleich der OGH in ei-
ner Entscheidung aus dem Jahr 198313) eine weite Ausle-
gung des Behördenbegriffs zugrunde gelegt hat.14)

Ungeachtet des Behördenbegriffs tritt die Sperrwir-
kung gem § 167 Abs 2 StGB erst dann ein, wenn die
Behörde vom Verschulden des Täters im Hinblick
auf die gutmachungsrelevanten Delikte erfahren hat.

„Freiwillig“ ist die Schadensgutmachung, wenn der
Täter diese leistet, „ohne hiezu gezwungen zu sein“
(§ 167 Abs 2 StGB), also in der Vorstellung handelt, un-
ter den gegebenen Umständen noch die Möglichkeit ei-
ner erfolgreichen Verweigerung oder einer im wirt-
schaftlichen Effekt einer solchen gleichkommenden
nachhaltigen Verzögerung der Schadensgutmachung zu
haben.15) Gezwungen ist der Täter, wenn er sich unter
den konkreten Umständen einem solchen Druck der
Verhältnisse ausgesetzt wähnt, dass ihm die Schadens-
gutmachung unvermeidbar erscheint. Maßgeblich ist
seine Einschätzung der Verhältnisse.16) Kein Zwang zur
Schadensgutmachung liegt in einem „Andringen des
Verletzten“ (Abs 2), selbst in Form einer Drohung mit
Klage oder Strafanzeige.17) Der Freiwilligkeit steht auch
nicht entgegen, dass derTäter nur Schadensgutmachung
leistet, um einer strafgerichtlichen Verfolgung vorzu-
beugen; tätige Reue verlangt keine „innere Umkehr“.18)

Vollständig ist die Schadensgutmachung, wenn der
Täter den ganzen aus seiner Tat entstandenen Schaden
tatsächlich gutmacht (§ 167 Abs 2 Z 1, Abs 3 StGB), sich
vertraglich dazu verpflichtet (Abs 2 Z 2) oder sich um die
Schadensgutmachung ernstlich bemüht hat und einDrit-
ter (ebenfalls rechtzeitig und freiwillig) den ganzen aus
der Tat entstandenen Schaden gutmacht (Abs 4). Es ist
der Schaden des jeweiligen Rechtsgutträgers zu ersetzen
bzw mit diesem die Gutmachungsvereinbarung zu tref-
fen.Wer Rechtsgutträger ist, bestimmt sich nach dem je-
weils durch tätige Reue zu sanierenden Delikt, somit bei
der Untreue die Gesellschaft. Bei einer unvollständigen
Restitution kommt es nach stRsp zu keiner Strafaufhe-
bung, eineTeilgutmachung bildet lediglich (aber immer-
hin) einen Milderungsgrund.19) Die Schadensgutma-
chung erfolgt primär durch ein Zurückversetzen in den
vorigen Stand iSd § 1323 ABGB. Ist eine Rückstellung
der Sache nicht mehr möglich, hat der Täter Ersatz für

den zugefügten Vermögensschaden zu leisten. Hinsicht-
lich der Höhe der Schadensgutmachung vertritt der
OGHdie Auffassung, dass sich das Erfordernis, den gan-
zen aus derTat entstandenen Schaden gutzumachen, nur
auf solche Schäden bezieht, die für das betreffendeDelikt
typisch sind.20) Insoweit hat dasVollständigkeitserforder-
nis delikts- und fallspezifische Akzente. Begleitumstände
derTat können vonBedeutung für die Frage sein, woraus
im einzelnen Fall der „ganze aus der Tat entstandene
Schaden“ besteht.21) Grundsätzlich genügt der Ersatz
des positiven Schadens; Folgeschäden und der entgan-
gene Nutzen des Kapitals sind idR nicht zu ersetzen.22)
Eine „vertragliche Verpflichtung“ iSd § 167 Abs 2 Z 2
StGB erfordert eine (schriftliche oder mündliche) Ver-
pflichtung zur vollen Schadensgutmachung und eine
Willenseinigung über die genauen Modalitäten des Er-
satzes zwischen demTäter und demGeschädigten;23) fer-
ner müssen die Leistungsfrist kalendermäßig und die
vollständige Schadenshöhe ziffernmäßig bestimmt
sein.24) Der OGH judiziert diese ziffernmäßige Be-
stimmtheit äußerst streng und lässt in der Folge auch jede
versehentliche oder unverschuldete Unkenntnis des vol-
lenSchadensausmaßes zuLastendesTäters gehen.25)Das
bloße Anbot der Schadensgutmachung genügt hingegen
denAnforderungen einer rechtzeitigenGutmachung des
ganzen Schadens nicht.26) Ein strafbefreiender Ver-
gleichsabschluss ist nichtmöglich, so lange die Schadens-
höhe nicht feststeht; eine solche Vereinbarung muss
eben dieGutmachung des gesamten verschuldeten Scha-
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9) Vgl auch RIS-Justiz RS0094818.
10) Leukauf/Steininger, StGB3 § 151 Rz 19; Tipold in SbgK StGB § 151

Rz 36.
11) Vgl OGH 12. 5. 1992, 11 Os 17/92; vgl Kirchbacher/Presslauer in

WK2 StGB § 151 Rz 20.
12) Siehe zum Gang des Verfahrens Leitner/Toifl/Brandl, Österreichi-

sches Finanzstrafrecht3 (2008) Rz 1755 ff.
13) Vgl OGH 4. 10. 1983, 9 Os 62/83.
14) Siehe dazu im Detail Schmieder in Leitner (Hrsg), Handbuch Ver-

deckte Gewinnausschüttung2 (2014) 353 (414 ).
15) Kirchbacher in WK2 StGB § 167 Rz 47; RIS-Justiz RS0095286,

RS0095085.
16) Kirchbacher in WK2 StGB § 167 Rz 45; RIS-Justiz RS0095274,

RS0095060, RS0095070.
17) Kirchbacher/Presslauer in WK2 § 167 Rz 47.
18) RIS-Justiz RS0095044; Leukauf/Steininger, StGB3 § 167 Rz 22.
19) Ebner in WK2 StGB § 34 Rz 33; Leukauf/Steininger, StGB3 § 34

Rz 23. Grundsätzlich erscheint in diesen Fällen auch eine Einstellung
des Ermittlungsverfahrens gem § 191 StPO denkbar.

20) RIS-Justiz RS0095129.
21) Kirchbacher in WK2 StGB § 167 Rz 49.
22) Kirchbacher in WK2 StGB § 167 Rz 54 f.
23) Wenngleich eine konkludente Schadensgutmachungsvereinbarung

zwar nicht ausgeschlossen, sondern grundsätzlich zulässig ist, er-
scheint mir eine konkludente Festlegung der angeführten Modalitä-
ten schwierig.

24) RIS-Justiz RS0095376, RS0112227.
25) RIS-Justiz RS0095376; Brandstetter, Die tätige Reue in der Judikatur

des OGH, JBl 1987, 545 (550).
26) RIS-Justiz RS0094824.
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dens innerhalb eines festgelegten Zeitraums beinhal-
ten.27) Bei der iZm der v GA bewirkten Untreue hat der
leistungsempfangende Gesellschafter der Gesellschaft
die erhaltene Sache zurückzustellen oder deren Wert
(Schadenersatz) zu ersetzen, bspw durch Überweisung
auf das Gesellschaftskonto. Anstelle der tatsächlichen
Schadensgutmachung ist auch eine Schadensgutma-
chungsvereinbarung zulässig, die jedoch den oben ge-
nannten Kriterien der Rsp (Schadenshöhe, Leistungs-
frist) zu entsprechen hat. Wenngleich eine mündliche
Vereinbarung genügt,28) ist aus Beweisgründen eine
schriftliche Vereinbarung zweckmäßig.29)

Eine Schadensgutmachungsvereinbarung bewirkt nur
dann Strafaufhebung, wenn diese Vereinbarung auch gül-
tig zu Stande gekommen ist. Die Sanierungspraxis hat da-
her bei Abschluss der Schadensgutmachungsvereinba-
rung auch die zivilrechtlichen Schranken von Insichge-
schäften,30) somit (bei involvierten Gesellschaften) auch
die Vertretungsbefugnis zu beachten. Im Ausgangssach-
verhalt ist daher zivilrechtlich exakt zu prüfen, ob der Tä-
ter (Geschäftsführer) die Schadensgutmachungsvereinba-
rung auch als vertretungsbefugtes Organ der Gesellschaft
rechtswirksam abschließen kann, oder dies zur Risikomi-
nimierung nicht durch einen anderenGeschäftsführer er-
folgen sollte. Gegebenenfalls müsste die Bestellung eines
weiteren Geschäftsführers angedacht werden.

Wenngleich (wie oben angeführt) § 167 StGB für die
Strafaufhebung des bereits vollendeten Delikts zur

Schadensgutmachung (nur) den Ersatz des positiven
Schaden fordert,31) ist im Zuge der Schadensgutma-
chung oder des Abschlusses der Schadensgutmachungs-
vereinbarung zu prüfen, ob ein Verzicht oder die Nicht-
geltendmachung der Folgeschäden oder zBZinsen nicht
für sich ein (allenfalls auch strafrechtlich relevantes)
Haftungsrisiko bewirkt, indem an sich zivilrechtlich zu-
stehende Ansprüche sorgfaltswidrig nicht geltend ge-
macht wurden. Es ist daher in der Praxis nicht nur die
Sanierung der Vergangenheit, sondern auch die kor-
rekte aktuelle Vorgangsweise in den Blick zu nehmen.

Fazit:
Die österreichische Reuebestimmung des § 167 StGB

ist ein praxistaugliches Instrument zur Erlangung der
strafaufhebenden Wirkung. Dieses ermöglicht es dem
Täter in die Legalität zurückzukehren. Wesentlich ist
dabei die Vollständigkeit der Schadensgutmachung
und das Element der Rechtzeitigkeit. Letzteres soll Spe-
kulationen des Täters über die Aufdeckungswahrschein-
lichkeit möglichst hintanhalten.
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Wie die Teilbände Besonderer Teil II und Besonderer Teil III versteht sich auch der „BT I“ als Mittler 
zwischen Theorie und Praxis. Diese ausführliche, systematische und übersichtliche Darstellung der 

zentralen Delikte gegen Personenwerte ermöglicht dem Studenten eine weiterführende Befassung 

mit diesen Themenbereichen und dem Praktiker einen Einstieg in Problemlösungen. Auf aktuellem 
Stand mit allen Änderungen seit der Neuaufl age, insbesondere durch das große Strafrechtsände-
rungsgesetz 2015!
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Tätige Reue – Reformimpulse und -perspektiven
Tätige Reue und ihre dogmatischen Hintergründe1)

RA Priv.-Doz. Dr. Oliver Plöckinger, LL.M., Linz. Der Autor ist Rechtsanwalt und Partner bei SCWP Schindhelm Rechts-
anwälte, Linz, Lehrbeauftragter an der Johannes Kepler Universität Linz sowie Lektor an der Fachhochschule Kufstein.

Der nachfolgende Beitrag geht der Frage nach, auf welchen dogmatischen Grundlagen der Strafaufhebungs-
grund des § 167 StGB fußt und – anhand des Beispiels der Wiedergutmachung des ganzen Schadens bei Serien-
taten – welchen Einfluss diese Grundlagen auf Umfang und Reichweite der tätigen Reue nach herrschendem
österreichischen Verständnis haben.

I. Die dogmatischen Hintergründe
der tätigen Reue –

ein historischer Abriss
Der Grundgedanke, welcher hinter dem heutigen
§ 167 StGB steht – ein Strafaufhebungsgrund be-
schränkt auf ausgewählte Delikte des Vermögensstraf-
rechts – lässt sich bis zum Strafgesetzbuch von 1803
zurückverfolgen. Dieser Gedanke wurde in den
§§ 187 und 188 StG 1852 fortgeführt. So hieß es etwa
in § 187 StG 1852 wörtlich: „Jeder Diebstahl und jede
Veruntreuung hört auf, strafbar zu sein, wenn der Tä-
ter aus tätiger Reue, obgleich auf Andringen des Be-
schädigten, nicht aber ein Dritter für ihn, eher als
das Gericht oder eine andere Obrigkeit sein Verschul-
den erfährt, den ganzen aus seiner Tat entspringenden
Schaden wieder gut macht. Eben dieses gilt auch von
der Teilnehmung [. . .].“

Bemerkenswert ist, dass sich in dieser „Urfassung“
der tätigen Reue bereits jene Elemente zum Großteil
wiederfinden, welche auch heute noch Tatbestandsvo-
raussetzung sind. Dies gilt etwa zum einen für das Er-
fordernis der Rechtzeitigkeit und zum anderen für das
Erfordernis der vollständigen Schadenswiedergutma-
chung. Wesentliche Unterschiede zum heutigen Ver-
ständnis ergeben sich jedoch daraus, dass der Bereich
jener Delikte, welche der nachträglichen Strafaufhe-
bung zugänglich sind, zu Beginn des 19. Jahrhunderts
ungleich enger formuliert war als im „modernen“
§ 167 StGB und sich ausschließlich auf die Tatbe-
stände des Diebstahls und der Veruntreuung er-
streckte. Hinzu kommt, dass § 167 Abs 3 StGB nun-
mehr dem Täter die goldene Brücke zur Straffreiheit
auch dann eröffnet, wenn er sich um die Schadensgut-
machung ernstlich bemüht hat, letztlich aber ein Drit-
ter in seinem Namen oder ein anderer an der Tat Mit-
wirkender den Schaden gutmacht. Diese Möglichkeit
war in der Urform der tätigen Reue noch explizit aus-
geschlossen.

Die dogmatische Einordnung der tätigen Reue als
Strafaufhebungsgrund, wie sie im StG 1852 aufgrund
der gewählten Formulierung „[. . .] hört auf, strafbar

zu sein“ deutlich zum Ausdruck kommt, war in den
Folgejahren nicht unumstritten. So sahen diese Mög-
lichkeit verschiedene Strafgesetzentwürfe erst gar
nicht vor. Dies gilt bspw für den Entwurf 1912, wel-
cher die Schadenswiedergutmachung ausschließlich
als besonderen Strafmilderungsgrund beachtet wissen
wollte. Der Entwurf 1927 wiederum wollte lediglich
das Gericht dazu ermächtigen, bei bestimmten Ver-
mögensdelikten in besonders leichten Fällen von
Strafe abzusehen.2) Eine solche Auslegung stand und
steht naturgemäß in einem Spannungsverhältnis zu
dem im österreichischen Strafprozessrecht – ungeach-
tet vereinzelter Durchbrechungen (vgl bspw § 192
StPO) – vorherrschenden Legalitätsprinzip und sohin
konnte sich diese auch nicht durchsetzen.

Doch auch jene Vertreter in der österreichischen
Lehre, welche sich grundsätzlich zur tätigen Reue be-
kannten, taten sich mit der dogmatischen Erklärung
ihrer Daseinsberechtigung schwer. Manche – etwa
Geyer, Binding und Lammasch – versuchten eine Herlei-
tung über die Strafzwecke und mutierten damit zu-
gleich zu ihren schärfsten Kritikern. Ihrer Ansicht
nach sei es mit Wesen und Grund der Strafe unverein-
bar, den Täter lediglich deshalb straffrei zu stellen,
weil der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue dem
Geschädigten eher zur Schadloshaltung verhelfe. Die
Schadensgutmachung sei darüber hinaus kein Beweis
dafür, dass der Täter sich innerlich gewandelt habe.3)
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1) Verschriftlichung eines Impulsreferats, welches der Verfasser im
Rahmen der 3. Gemeinsamen Arbeitssitzung der Strafrechtskom-
mission des ÖRAK und des Strafrechtsausschusses der BRAK am
16. 10. 2015 in Wien gehalten hat. Der Beitrag beschränkt sich
auf die tätige Reue nach § 167 StGB und lässt dabei die übrigen,
im österreichischen Strafgesetzbuch verankerten Reuebestimmun-
gen unberücksichtigt.

2) Vgl zu diesem historischen Abriss Müller-Dietz, Probleme des Straf-
aufhebungsgrundes der tätigen Reue (§ 167 StGB), ÖJZ 1977, 344.

3) VglMalaniuk, Lehrbuch des Strafrechts I 370; Horrow, Grundriß des
österreichischen Strafrechts II 259; ähnlich beim Rücktritt vom Ver-
such, welcher zwar als „Rückkehr in die Legalität“ anzusehen ist,
nach herrschendem Verständnis es aber weder auf Einsicht oder
reumütige Umkehr des Täters noch auf die Lauterkeit der Motive
ankommt; hM vgl statt vieler Kienapfel/Höpfel/Kert, AT14 Z 23
RN 8 mwN.

2016, 315



Der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue verstoße
zudem gegen das Vergeltungsprinzip. Schadenersatz
könne nicht als ausreichendes Äquivalent für eine
Straftat angesehen werden.

Neben diesen an den Strafzwecken orientierten Ar-
gumenten wurden auch sozialpolitische Begründun-
gen gegen die Sichtweise der tätigen Reue als Straf-
aufhebungsgrund ins Treffen geführt: So nütze Reue
dem armen, zahlungsunfähigen Täter nichts, wäh-
rend der Wohlhabende sich von der Strafe loskaufen
könne. Überdies sei es als problematisch anzusehen,
dass diejenigen Täter, die keinen Schaden angerichtet
haben, sich auch keine Straflosigkeit verschaffen kön-
nen.4) Wenn der Dieb bloß gehalten sei, die gestoh-
lene Sache zurückzugeben, werde der Diebstahl auf
eine Stufe mit dem Darlehen gestellt.5) Nicht zuletzt
werde durch den Strafaufhebungsgrund der tätigen
Reue derjenige begünstigt, dessen Verbrechen am
wenigsten zu entschuldigen sind, derjenige, der sich
am fremden Gute vergreift, obwohl er selbst Vermö-
gen besitzt oder in einem Kreise von Angehörigen
lebt, welche bereit und befähigt sind, für ihn opfer-
willig einzustehen.6)

Die ErläutRV zum StGB 19747) setzten sich intensiv
mit diesen Argumenten auseinander und machen letz-
ten Endes deutlich, dass sich der Strafaufhebungs-
grund der tätigen Reue allein über die Strafzwecke
dogmatisch nicht hinreichend erklären lässt.

Demgemäß klingt auch in den ErläutRV StGB
1974 erst einmal der Gedanke der Subsidiarität
des Strafrechts an, welcher die Daseinsberechtigung
des § 167 StGB wohl am besten zu erklären vermag:
Der historische Gesetzgeber ging bei der Gestaltung
der tätigen Reue davon aus, dass „bei der Mehrzahl
der Vermögensdelikte das Interesse des Verletzten
und nicht das Interesse des Staates im Vordergrund
der kriminalpolitischen Erwägungen“ stehe. Dieses
Interesse des Verletzten würde aber vielfach mehr
der Wiedergutmachung des erlittenen Schadens als
der Strafverfolgung des Täters gelten. Jener Ein-
wand, dass mit einer solchen Sichtweise zivilrechtli-
che Erwägungen in das Strafrecht hineingetragen
würden, schlage nicht durch, „weil eben das Schutz-
objekt bei den für die tätige Reue in Frage kommen-
den Vermögensdelikten die vermögens-, also zivil-
rechtlichen Interessen des Verletzten“ seien.

Dieser Gedanke findet sich unter anderem bereits
bei Altmann/Jacob in deren Kommentar zum Österrei-
chischen Strafrecht aus dem Jahre 1928 wieder. Dem-
nach heißt es dort unter Bezugnahme auf Jenull8) wört-
lich: „Der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue ba-
siert [. . .] auf der Erwägung, dass in Fällen, in welchen
das Eigentum des einzelnen verletzt ist, die Forderung
des öffentlichen Rechts, den Täter zur verdienten
Strafe zu ziehen, der Rücksicht des Privatrechts, dem

einzelnen zum schnellen Ersatze zu verhelfen, unter-
geordnet werden müsse.“9)

Dem Einwand, dass tätige Reue den vermögenden
Täter gegenüber dem Armen begünstige, komme nach
Ansicht des historischen Gesetzgebers praktisch nicht
viel Bedeutung zu, weil vermögende Personen in der
Regel Vermögensdelikte relativ selten begehen wür-
den.10)

Dem Hinweis, dass tätige Reue mit dem Strafzweck
der Generalprävention nicht in Einklang zu bringen
sei, da die Möglichkeit, tätige Reue zu üben, einen An-
reiz zur Begehung bestimmter Vermögensdelikte dar-
stelle, komme gleichfalls nur geringe Bedeutung zu,
„da der Täter gerade bei diesen Delikten mehr noch
als bei anderen damit rechnet, dass seine Tat nicht ent-
deckt“ werde. Nicht zuletzt habe sich das Institut der
tätigen Reue unter der Herrschaft des geltenden Straf-
gesetzes durchaus bewährt. Es solle daher auch im
künftigen Strafgesetz grundsätzlich beibehalten wer-
den.11)

II. Schlussfolgerungen und
moderne Sichtweise

Wie der historische Abriss gezeigt hat, lässt sich die
Ausgestaltung der tätigen Reue als Strafaufhebungs-
grund mit den Strafzwecken allein (dogmatisch) nicht
befriedigend vereinbaren bzw erklären. Die hinter
der tätigen Reue stehende Schadensgutmachung ver-
mag, wie schon Geyer, Binding und Lammasch aufge-
zeigt haben, das Strafbedürfnis eher zu mildern als es
vollständig zu beseitigen.

Eine Erklärung lässt sich jedoch über den Gedanken
der Subsidiarität, der „ultima ratio Funktion“ des
Strafrechts finden. Demgemäß soll das Strafrecht mit
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4) Dieses Argument verfängt nicht, können doch solche Täter in der
Regel über den Strafaufhebungsgrund des Rücktritts vom Versuch
Straffreiheit erlangen.

5) Hier fließt wiederum der durch die tätige Reue angeblich (nicht er-
füllbare) generalpräventive Gedanke (als einer der Strafzwecke) in
die Beurteilung mit ein.

6) Vgl zum Ganzen Geyer, Soll der Ersatz des Schadens Strafausschlie-
ßungsgrund sein? in Kleinere Schriften strafrechtlichen Inhalts,
Herburger (Hrsg) 318 ff; Binding, Der neue österreichische Entwurf
eines Strafgesetzes über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen
vom Jahre 1874 in seinen Grundsätzen, GrünhutsZ II 661 ff;
Lammasch, Rechtsvergleichende Studie über Diebstahl und Beleidi-
gung 36 ff; alle zitiert nach Müller-Dietz, ÖJZ 1977, 344 f.

7) Vgl 30 BlgNR 13. GP.
8) Vgl Jenull, Das Oesterreichische Criminal-Recht nach seinen Grün-

den und seinem Geiste II 343.
9) Vgl Altmann/Jacob, Kommentar zum österreichischen Strafrecht I

530.
10) Angesichts der Verurteilung zahlreicher Manager wegen Untreue in

den vergangenen Jahren erscheint dieser Befund heute nicht mehr
zutreffend.

11) Vgl zum Ganzen 30 BlgNR 13. GP 312 f.



seinenMitteln nur dort eingreifen, wo dies zum Schutz
sozial bedeutsamer Rechtsgüter unerlässlich ist. Straf-
rechtlicher Sanktionen bedarf es sohin in jenen Fällen
nicht (mehr), in denen Rechtsgüterschutz in ausrei-
chendem Maß auf andere Weise – etwa durch zivil-
rechtliche Reaktionen – gewährleistet ist.12) Dieser
Subsidiaritätsgedanke gebietet es, die Interessen des
Opfers an Schadensgutmachung über das staatliche
Strafbedürfnis zu stellen.

Dogmatischer Hintergrund des § 167 StGB ist sohin
nach modernem und bereits durch die ErläutRV StGB
1974 vorgezeichnetem Verständnis eine Kombination
aus einer Auslegung anhand der klassischen Straf-
zwecklehre und dem Gedanken der Subsidiarität des
Strafrechts. Dies lässt sich nicht zuletzt anhand von
Entscheidungen des OGH aus den Jahren 197513) und
199414) recht gut verdeutlichen. Der OGH gelangte hier
insb zu den folgenden Feststellungen: „Dieser Regelung
[gemeint § 167 StGB] liegt nach herrschender Auffas-
sung vor allem die Erwägung zugrunde, dass durch die
rechtzeitige und freiwillige Gutmachung des gesamten
Schadens der korrumpierende Eindruck der Tat auf
die Allgemeinheit beseitigt wird und wegen der darin
zum Ausdruck kommenden (wenngleich nicht unbe-
dingt auf eine geänderte innere Einstellung zurückzu-
führenden) Rückkehr des Täters zur Legalität sowohl
das general- als auch das spezialpräventive Strafbedürf-
nis entfällt (Strafzwecktheorie). [. . .] Das Interesse des
Verletzten an der (raschen und einfachen) Wiedergut-
machung des erlittenen Schadens steht im Vordergrund
der für die Normierung des Strafaufhebungsgrundes
maßgeblichen kriminalpolitischen Erwägungen, ob-
gleich diese auch für den Täter den zumeist seiner Reso-
zialisierung förderlichen Vorteil einer ‚goldenen Brü-
cke‘ zur Straflosigkeit im Auge haben.“

Die zentralen Konsequenzen aus dieser dogmati-
schen Sicht der tätigen Reue lassen sich wie folgt kurz
zusammenfassen: Tätige Reue kommt nach österrei-
chischem Verständnis nur bei solchen Vermögensde-
likten in Betracht, die einen Schaden zur Folge haben,
und tätige Reue scheidet bei allen Delikten aus, bei de-
nen neben der Schädigung des Vermögens die Beein-
trächtigung weiterer Rechtsgüter eine Rolle spielt.
Dem hat der Gesetzgeber durch die Formulierung
der reuefähigen Delikte in § 167 StGB auch entspre-
chend Rechnung getragen.

III. Einfluss des Regelungszwecks auf
die Auslegung des § 167 StGB

Das vom OGH in der vorskizzierten Rsp ausgespro-
chene in den Vordergrund Stellen des Interesses des
Verletzten an einer (raschen und einfachen)Wiedergut-
machung des erlittenen Schadens zeitigt nicht zuletzt
Auswirkungen auf das Erfordernis der Gutmachung

des ganzen Schadens bei Serientaten. Demnach gilt
es bei Vorliegen einer Faktenmehrheit zu beurteilen,
ob diese auf einen einheitlichen Willensentschluss
des Täters iS einer vorangegangenen konkreten Pla-
nung zurückgeht. Ist dies der Fall, kommt tätige Reue
nur dann zumTragen, wenn der gesamte auf dieser Fak-
tenmehrheit beruhende Schaden gutgemacht wurde.15)
Dabei spielt nach hL und stRsp die Frage, ob die einzel-
nenHandlungen rechtlich unterschiedlich zu beurteilen
sind, keine Rolle. Das heißt, selbst bei Zusammentreffen
von Schäden aus betrügerischen Handlungen und Un-
treueschäden gelangt – das Vorliegen eines vorangegan-
genen einheitlichenWillensentschlusses vorausgesetzt –
der Strafaufhebungsgrund des § 167 StGB lediglich un-
ter der Voraussetzung zur Anwendung, dass der Täter
den gesamten zu addierenden Schaden gutmacht.

Dasselbe gilt im Übrigen, wenn sich die (mehreren)
Vermögensangriffe als von einem Gesamtvorsatz ge-
tragene Einzelakte der schrittweisen Verwirklichung
eines tatbestandsmäßigen Erfolgs darstellen, wie dies
etwa beim schrittweisen Ausräumen einesWarenlagers
der Fall ist.16)

Nach der überkommenen Rsp soll darüber hinaus
allein der Umstand von gewerbsmäßigem Handeln
nicht tragfähig sein, um damit verknüpfte Serientaten
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12) Zur „ultima ratio Funktion“ des Strafrechts vgl grundlegend Roxin,
AT I4 § 2 RN 97 ff, wonach das Strafrecht „nur die letzte unter allen
in Betracht kommenden Schutzmaßnahmen [ist], dh es darf nur
dann eingesetzt werden, wenn andere Mittel der sozialen Problem-
lösung – wie die zivilrechtliche Klage, polizei- oder gewerberechtli-
che Anordnungen, nichtstrafrechtliche Sanktionen usw – versagen.
Man nennt deshalb die Strafe die ‚ultima ratio der Sozialpolitik‘ und
definiert ihre Aufgabe als subsidiären Rechtsgüterschutz“.

13) Vgl OGH 8. 7. 1975, 12 Os 67/75.
14) Vgl OGH 26. 4. 1994, 14 Os 41/94.
15) Vgl OGH 17. 2. 2010, 15 Os 174/09 s, wonach für die Beurteilung

von Umfang und Reichweite der Wiedergutmachung des ganzen
Schadens nach § 167 StGB ausschließlich maßgeblich sei, ob der
Täter alle ihm vorgeworfenen Handlungen „aus einem – auf voraus-
gehender konkreter Planung des Verhaltens beruhendem – einheit-
lichen Willensentschluss verübte“; Kirchbacher in WK-StGB2 § 167
RN 68 ff mwN.

16) Vgl Kirchbacher in WK-StGB2 § 167 RN 67 mwN.
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auch dem Erfordernis des Gesamtschadenersatzes zu
unterwerfen.17) Ob dieser Befund nach der Neurege-
lung der Gewerbsmäßigkeit durch das StRÄG 2015
weiterhin Bestand hat, gilt es jedoch zu bezweifeln.
Dies deshalb, da nach § 70 StGB idF StRÄG 2015 eine
Tat gewerbsmäßig begeht, „wer sie in der Absicht aus-
führt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung län-
gere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfügiges fort-
laufendes Einkommen zu verschaffen, und (Z 2) zwei
weitere solche Taten schon im einzelnen geplant
hat“. Der Gesetzgeber stellt damit – zumindest bei die-
ser Tatvariante – ausdrücklich auf eine vorangegan-
gene konkrete Planung und damit letzten Endes auf
das Vorliegen eines einheitlichen Willensentschlusses
ab, sodass iSd § 70 Abs 1 Z 2 StGB gewerbsmäßig be-
gangene Serientaten dem Erfordernis des Gesamt-
schadenersatzes zu unterwerfen sein werden.

IV. Zusammenfassung
Der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue hat – imGe-
gensatz zum deutschen Recht – im österreichischen
Rechtssystem eine lange Tradition. Seine Wurzeln rei-
chen zurück in das StGB von 1803. Die hervorragende
kriminalpolitische Erwägung war von Anbeginn an und
ist es auch weiterhin, das Interesse des Verletzten an
der Wiedergutmachung des erlittenen Schadens zu ge-
währleisten. Daraus resultiert eine deutliche Bevorzu-
gung der Opferinteressen gegenüber den klassischen
Strafzwecken, wie General- und Spezialprävention sowie
Vergeltung. § 167 StGB trägt sohin auch in besonderem
Maße demGedanken der Subsidiarität sowie der „ultima
ratio Funktion“ des modernen Strafrechts Rechnung.
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Überarbeitet wurden diesmal:

§§ 43-49 Jerabek/Ratz: Bedingte Strafnachsicht, bedingte Entlassung und Probezeiten

§ 90 Schütz: Einwilligung des Verletzten

§§ 105-107c Schwaighofer: Nötigung, Zwangsheirat, gefährliche Drohung etc.

§§ 111-117 Rami: Straf bare Handlungen gegen die Ehre

§ 222 Philipp: Tierquälerei

§§ 242-268 Bachner-Foregger: Hochverrat und andere Angriffe gegen den Staat
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„Elektronische Fußfessel“ an Stelle von
Untersuchungs- und Strafhaft
Ein Überblick über die österreichische Rechtslage und Praxis

Von Univ.-Prof. Dr. Alois Birklbauer, Linz. Der Autor ist Universitätsprofessor am Institut für Strafrechtswissenschaften
der Johannes Kepler Universität Linz.

Seit rund fünf Jahren gibt es in Österreich die Möglichkeit, eine elektronische Fußfessel als Ersatz für eine Un-
tersuchungs- oder Strafhaft einzusetzen. Der folgende Beitrag fasst die Einzelheiten der österreichischen Rege-
lung zusammen und überlegt nach kurzem Eingehen auf die Praxis, inwieweit ein Ausdehnungspotential für
diese Vollzugsmaßnahme gegeben ist.

I. Mögliche Konzepte
Generell werden im deutschsprachigen Raum ver-
schiedene Konzepte des Einsatzes einer Fußfessel dis-
kutiert.1) Sie reichen von der Anordnungsmöglichkeit
als „Primärsanktion“, um das vorhandene Strafspekt-
rum (meist Geld- und Freiheitsstrafe) zu erweitern,
über Verfahrensmaßnahmen, insb zur Vermeidung ei-
ner U-Haft, bis zu Vollzugsmaßnahmen als Ersatz für
eine Strafhaft. Von der Grundidee her ist die Fußfessel
als Überwachungsmaßnahme konzipiert. In verschie-
denen Konzepten taucht sie jedoch in Kombination
mit einer sozialarbeiterischen Re-Sozialisierungsmaß-
nahme auf. Um dies zu betonen, wird in Österreich re-
gelmäßig auch nicht von „Fußfessel“, sondern „elekt-
ronisch überwachtem Hausarrest“ (eüH) gesprochen.

Wird die Fußfessel als Ersatz für eine Strafhaft ein-
gesetzt, so tritt sie sowohl als „Front-Door-Variante“
(Antragstellung vor Haftantritt) wie auch als „Back-
Door-Variante“ (Antragstellung während der Haft)
in Erscheinung. Geht es in der ersten Variante um
Haftvermeidung, steht in der zweiten die Verkürzung
einer Strafhaft im Mittelpunkt.

Generell ist der Einsatz einer Fußfessel auch zur
Überwachung von Weisungen iZm bedingten Sankti-
onen bzw generell zur Haftvermeidung möglich. In
dieser Variante steht der Kontrollaspekt der Fußfessel
im Mittelpunkt, während der Sozialisierungsaspekt
durch die zusätzlich ausgesprochene Begleitmaß-
nahme – etwa die Weisung, einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung nachzugehen – angespro-
chen ist.

II. Österreichische Regelung
1. Elektronisch überwachter Hausarrest im

Rahmen des Strafvollzugs (§§ 156b–d StVG)

In Österreich gibt es zunächst den elektronisch über-
wachten Hausarrest (eüH) als Ersatz für eine Strafhaft
(Vollzugsmaßnahme). Dahinter steht das Konzept

eines „Electronic Monitoring“ iS einer „elektroni-
schen Präsenzkontrolle“ (Überwachung) in Kombina-
tion mit sozialarbeiterischer Betreuung durch einen
Bewährungshelfer. Entsprechend § 156b Abs 1 StVG
muss sich der Strafgefangene grundsätzlich in seiner
Unterkunft aufhalten, einer geeigneten Beschäftigung
nachgehen und sich „angemessenen Bedingungen sei-
ner Lebensführung außerhalb der Anstalt“ unterwer-
fen. Die Unterkunft darf nur zur Ausübung der Be-
schäftigung, zur Beschaffung des notwendigen Le-
bensbedarfs, zur Inanspruchnahme notwendiger medi-
zinischer Hilfe oder aus sonstigen Gründen, welche
mit dem Bewährungshelfer vorher vereinbart werden,
verlassen werden.

Den eüH gibt es sowohl in einer Back-Door- als auch
einer Front-Door-Variante. In sämtlichen Fällen ent-
scheidet erstinstanzlich nicht ein Gericht über die Ge-
währung dieser Vollzugsmaßnahme, sondern der Leiter
der Vollzugsanstalt. Das Gericht hat jedoch imUrteils-
zeitpunkt die Möglichkeit, den eüH bis zur Verbü-
ßung der Hälfte der Strafzeit auszuschließen
(§ 266 StPO). Bei diesem Ausschluss handelt es sich
letztlich um eine „versteckte Strafzumessung“, nor-
miert das Gesetz als entscheidende Kriterien doch Ele-
mente der Spezial- und Generalprävention (§ 266 Abs 1
Satz 1 StPO). Der Strafzumessungsaspekt kommt wei-
ters dadurch zum Ausdruck, dass § 266 Abs 1 Satz 2
StPO ausdrücklich die sinngemäße Anwendung des
§ 43 Abs 1 letzter Satz StGB anordnet, wonach für die
Entscheidung „insbesondere die Art der Tat, die Person
des Rechtsbrechers, der Grad seiner Schuld, sein Vorle-
ben und sein Verhalten nach der Tat zu berücksichti-
gen“ sind. Schließlich spricht § 266 Abs 1 Satz 3 StPO
davon, dass der Ausspruch über das Verbot des eüH
bis zur Strafhälfte Teil des Ausspruchs über die Strafe
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1) Zu den verschiedenen Konzepten s etwa Eilzer/Mair, Elektronische
Aufenthaltsüberwachung in Europa – kriminalpräventive Alternati-
ven? in Marks/Wiebke (Hrsg), Sicher leben in Stadt und Land. Aus-
gewählte Beiträge des 17. Deutschen Präventionstages 16. und
17. April 2012 in München (2013) 457 ff.
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ist und zu Gunsten sowie zumNachteil des Angeklagten
mit Berufung angefochten werden kann.

2. Hausarrest zur Vermeidung der
Untersuchungshaft (§ 173a StPO)

Nach § 173a StPO kann auf Antrag der Staatsanwalt-
schaft oder des Beschuldigten dieUntersuchungshaft
als Hausarrest fortgesetztwerden, wenn sie nicht ge-
gen gelindere Mittel (§ 173 Abs 5 StPO) aufgehoben
und der Zweck der Anhaltung (§ 182 Abs 1 StPO)
auch durch diese Art des Vollzugs der U-Haft erreicht
werden kann, weil sich der Beschuldigte in geordneten
Lebensverhältnissen befindet und er zustimmt, sich
durch geeignete Mittel der elektronischen Aufsicht
(§ 156b Abs 1 und 2 StVG) überwachen zu lassen. Da-
mit ist zunächst klargestellt, dass der eüH in solchen
Fällen einen Teil der U-Haft darstellt, der entspre-
chend § 38 StGB im Urteilszeitpunkt aus Gründen
der Billigkeit auf die Strafe angerechnet werden muss.
Darüber hinaus findet eine Begrenzung des eüH auf
bestimmte Haftgründe wie etwa die Fluchtgefahr
(§ 173 Abs 2 Z 1 StPO) von Gesetzes wegen nicht
statt. Durch den Verweis auf § 156b StVG ist schließ-
lich klargestellt, dass auch im Rahmen der U-Haft der
eüH demKonzept der Kombination aus Überwachung
und Betreuung folgt, normiert doch § 156b Abs 1 aE
StVG, dass der Gefangene durch geeignete Mittel
der elektronischen Aufsicht zu überwachen und soweit
zu betreuen ist, als dies zur Erreichung des erzieheri-
schen Strafzwecks erforderlich ist (wenngleich die U-
Haft infolge der Unschuldsvermutung keinen „erzie-
herischen Strafzweck“ beinhalten kann).

3. Fußfessel im Rahmen von Strafunterbrechung,
Ausgang und Freigang (§ 99 StVG)

Im Rahmen der Unterbrechung der Freiheitsstrafe
zur Regelung wichtiger Angelegenheiten (§ 99 StVG)
sieht Abs 5 Satz 3 leg cit vor, dass technisch geeignete
Mittel der elektronischen Aufsicht anzuordnen sind,
soweit dies nach der Person des Strafgefangenen und
seiner Entwicklung erforderlich ist, um die Einhaltung
der Voraussetzungen und Grenzen der Haftunterbre-
chung zu sichern. Durch die Verwendung des Worts
„elektronische Aufsicht“ ist klargestellt, dass es hier
ausschließlich um den Kontrollaspekt geht. Weil
der Begriff elektronische Aufsicht auch in § 173a StPO
(Hausarrest statt U-Haft) vorkommt, erscheint evi-
dent, dass mit „elektronische Aufsicht“ in § 99 StVG
die Fußfessel gemeint ist.

In der Regelung über Ausgänge (§ 99a StVG) wird
auf § 99 Abs 5 letzter Satz StVG verwiesen, weshalb
auch in diesem Rahmen eine Fußfessel zulässig ist.
Gleiches gilt für den Freigang (§ 126 Abs 5 aE StVG)
sowie für die Unterbrechung der Unterbringung in

einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gem
§ 21 StGB (§ 165 Abs 2, § 166 Z 2 StVG).

Die elektronische Überwachung im Rahmen von
Vollzugsmaßnahmen unterscheidet sich im Übrigen
wesentlich von der gerichtlichen Aufsicht nach
§ 52a StGB. Diese ist gegen Sexualstraftäter bzw se-
xuell motivierte Gewaltstraftäter zulässig und betrifft
zwar auch die Überwachung des Verhaltens des
Rechtsbrechers, wobei dazu ebenso die Bewährungs-
hilfe eingebunden ist. Die gerichtliche Aufsicht kennt
aber keine elektronische Überwachungsmaß-
nahme, sondern es werden bestimmte Stellen (Sicher-
heitsbehörden, Jugendgerichtshilfe oder eine „andere
geeignete Einrichtung“) zur Unterstützung der Auf-
sicht, die durch das Gericht erfolgt, herangezogen.
Diese Stellen haben Letzterem über die von ihnen ge-
setzten Maßnahmen und ihre Wahrnehmungen zu be-
richten (§ 52a Abs 2 Satz 1 und 2 StGB). Die stärksten
Kontrollen obliegen dabei den Organen des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes. Diese dürfen bspw auch die
Identität einer Person feststellen (§ 52a Abs 3 StGB).

III. Die Vollzugsmaßnahme
elektronisch überwachter
Hausarrest im Detail

1. Gesetzlich normierte Voraussetzungen
(§ 156c Abs 1 StVG)

Grundvoraussetzung2) des eüH als Vollzugsmaßnahme
ist der Antrag des Strafgefangenen. Im Unterschied
zur bedingten Entlassung aus dem Strafvollzug (§ 46
StGB), die als kriminalpolitische Maßnahme am Ende
der Strafzeit letztlich auch gegen den Willen des Ver-
urteilten angeordnet werden kann,3) ist ein Strafvoll-
zug in Form des eüH durch das Antragserfordernis
nur mit Zustimmung des Strafgefangenen zulässig.
Diese Vollzugsalternative soll gleichsam niemandem
aufgezwungen werden.

Weitere Voraussetzung ist eine (prognostizierte)
Strafrestdauer von bis zu zwölf Monaten. Damit
wird klar, dass der eüH letztlich auch ein Instrument
zur Vermeidung kurzer Freiheitsstrafen4) ist, wenn er
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2) Zur Einführung dieser Vollzugsmaßnahme, den Voraussetzungen,
der konkreten Durchführung sowie zur Akzeptanz in der Anfangszeit
s Koss/Nogratnig, Ein Jahr elektronisch überwachter Hausarrest,
RZ 2011, 237 ff.

3) Siehe dazu etwa Birklbauer in SbgK § 46 Rz 103.
4) Das Prinzip der Vermeidung kurzer Freiheitsstrafen ist letztlich in

§ 37 StGB verankert. Nach der Erweiterung durch das StRÄG
2015 (BGBl I 2015/112) sind nun nicht mehr nur Freiheitsstrafen
bis zu sechs Monaten durch eine Geldstrafe zu ersetzen, sondern
solche bis zu einem Jahr. Dagegen können nunmehr bloß spezialprä-
ventive Argumente angeführt werden. Generalpräventive Überle-
gungen können einer Geldstrafe in diesem Anwendungsbereich
nicht mehr entgegenstehen. Zur Genese dieser Erweiterung s



in Form der Front-Door-Variante in Anspruch ge-
nommen wird. Bei der prognostizierten Straf(rest)-
dauer besteht ein gewisser Beurteilungsspielraum. Be-
zieht man die Strafhälfte als frühestmöglichen Zeit-
punkt einer bedingten Entlassung (vgl § 46 Abs 1
StGB) mit ein, so können letztlich Freiheitsstrafen
bis zu zwei Jahren im eüH verbüßt werden. Stellt
man in diesem Zusammenhang jedoch auf eine übliche
Entlassungspraxis bei jenem Gericht ab, das als Voll-
zugsgericht auch über Beschwerden gegen die unter-
lassene Gewährung des eüH zu entscheiden hat (dazu
näher unter III.4), könnte eine dort herrschende rest-
riktive Entlassungspraxis auch zu einer restriktiveren
Anwendung des eüH führen.

Zusätzliches Erfordernis ist die soziale Integration
desGefangenen. § 156c Abs 1 Z 2 StVG verlangt, dass
der Rechtsbrecher im Inland über eine geeigneteUnter-
kunft verfügt, einer geeigneten Beschäftigung nachgeht,
Einkommen bezieht, mit dem er seinen Lebensunterhalt
bestreiten kann, sowie Kranken- und Unfallversiche-
rungsschutz genießt. Dabei muss die geeignete Beschäf-
tigung nicht unbedingt in einer bezahlten Erwerbsarbeit
bestehen. § 156b Abs 1 StVG nennt beispielhaft neben
einer Erwerbstätigkeit auch Ausbildung, Kinderbetreu-
ung, gemeinnützige Arbeit oder eine vergleichbare der
Wiedereingliederung dienende Tätigkeit.

Da durch die elektronische Überwachung auch in
Rechte von Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern
eingegriffen wird, verlangt § 156c Abs 3 StVG die
schriftliche Einwilligung der mit dem Gefangenen
im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen in
diese Maßnahme.

Darüber hinaus ist schließlich eine „negative Miss-
brauchsprognose“ erforderlich. Nach § 156c Abs 1
Z 4 StVG darf nach Prüfung der Wohnverhältnisse,
des sozialen Umfelds und allfälliger Risikofaktoren
bei Einhaltung der Bedingungen nicht anzunehmen
sein, dass der Rechtsbrecher diese Vollzugsform miss-
brauchen werde.

Verschärft wurden die Voraussetzungen nach
umfassender öffentlicher Debatte5) schließlich für be-
stimmte Sexualstraftäter und sexuell motivierte
Gewaltstraftäter.6) Bei Verurteilung wegen bestimm-
ter im Gesetz aufgezählter Sexualdelikte (§§ 201, 202,
205, 206, 207, 207a oder 207b StGB) kommt nach
§ 156c Abs 1a StVG von Gesetzes wegen ein Vollzug
der Freiheitsstrafe in Form des eüH nicht in Betracht,
bevor die Hälfte der Strafe als zeitliche Voraussetzung
für eine bedingte Entlassung (vgl § 46 Abs 1 StGB)
verbüßt ist. Die ohnehin in § 266 StPO für das Gericht
bestehende generelle Möglichkeit, den Vollzug einer
Freiheitsstrafe im eüH bis zur Strafhälfte zu untersa-
gen, wird für die genannten Delikte als zwingendes
Hindernis für diese Vollzugsform gesetzlich normiert.
Der VfGH hat diesen deliktsbezogenen Ausschluss für
zulässig erachtet.7) Dennoch bleibt anzumerken, dass

die gesetzliche Aufzählung der Ausschlussdelikte we-
gen ihres „statischen Charakters“ zur Unsachlichkeit
neigt. So gilt bspw für den mit dem StRÄG 2015 ein-
geführten Tatbestand der Verletzung der sexuellen
Selbstbestimmung (§ 205a StGB)8) das Verbot des
Vollzugs einer Freiheitsstrafe im eüH nicht, obwohl
die Strafdrohung höher ist als etwa beim ausdrücklich
erwähnten sexuellen Missbrauch von Jugendlichen
(§ 207b StGB). Wählt man solche Ausschlussdelikte,
was aufgrund der ohnehin in § 266 StPO für Einzel-
fälle bestehenden Möglichkeit des Ausschlusses vom
eüH als überflüssig anzusehen ist, sollte statt einer sta-
tischen Aufzählung zumindest ein strafdrohungsab-
hängiger Ausschluss gewählt werden, wie es etwa bei
der Diversion der Fall ist. Dort ist nach § 198 Abs 3
StPO idF des StRÄG 2015 ein diversionelles Vorge-
hen bei einem Sexualdelikt ausgeschlossen, das mit
mehr als dreijähriger Freiheitsstrafe bedroht ist.9) Frei-
lich soll an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, dass
ein genereller deliktsabhängiger Diversionsausschluss
keineswegs als sinnvolles kriminalpolitisches Konzept
betrachtet wird.

Für sexuell motivierte Gewaltstraftäter, also nach
§ 52a Abs 1 Z 2 StGB solche, die ein Delikt gegen Leib
und Leben oder die Freiheit begangen haben, um sich
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist ein
eüH nicht von vornherein ausgeschlossen. Er kommt
entsprechend § 156c Abs 1a aE StVG allerdings nur
dann in Betracht, wenn aus besonderen Gründen Ge-
währ dafür geboten ist, dass der Straftäter den eüH nicht
missbrauchen werde. Seine Gewährung ist also an sehr
strenge Voraussetzungen betreffend die Miss-
brauchsprognose geknüpft. Da § 156c Abs 1a StVG
in diesem Zusammenhang generell auf § 52a Abs 1
StGB verweist, gelten diese strengen Voraussetzungen
an die Missbrauchsprognose auch für alle strafbaren
Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbe-
stimmung (§ 52a Abs 1 Z 1 StGB). Somit sind für jene
Delikte, die nicht durch die Aufzählung in § 156c
Abs 1a StVG von vornherein vom eüH ausgeschlossen
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Birklbauer/Oberlaber/Schmidthuber, Die Strafrechtsreform 2015.
Neuerungen und Diskussionsprozess im Überblick (2016) 12 ff.

5) Siehe zur Medienberichterstattung im August 2012 zu einem Salz-
burger Fall etwa http://orf.at/stories/2137179/; weiters Nogratnig,
Sexualstraftäter und elektronisch überwachter Hausarrest. Sexual-
straftäter im Straf- und Maßnahmenvollzug, in Loderbauer (Hrsg),
Kriminalität, Gesellschaft und Recht. 40 Jahre Interdisziplinärer Kri-
minalpolitischer Arbeitskreis (2013) 149 ff (162 ff).

6) BGBl I 2013/2.
7) VfGH 11. 3. 2014, G 93/2013–19. Siehe dazu eingehend Khakza-

deh-Leiler, Elektronisch überwachter Hausarrest: Strengere Regeln
für (bestimmte) Sexualstraftäter zulässig, in Baumgartner (Hrsg),
Jahrbuch Öffentliches Recht 2015 (2015) 167 ff.

8) Zur Genese dieser Bestimmung s wiederum Birklbauer/Oberlaber/
Schmidthuber, Die Strafrechtsreform 2015 (FN 4) 111 ff.

9) Dazu wiederum Birklbauer/Oberlaber/Schmidthuber, Die Straf-
rechtsreform 2015 (FN 4) 18 ff.



sind, ebenso besondere Prognoseanforderungen erfor-
derlich. Da weiters § 156c Abs 1a StVG diese Progno-
sevoraussetzungen „im Übrigen“ für die Sexualdelikte
normiert, ist daraus zu folgern, dass auch für jene Se-
xualdelikte, bei denen der eüH für die erste Strafhälfte
ausgeschlossen ist, diese strengen Prognosevorausset-
zungen in der zweiten Strafhälfte gelten.10)

2. Kostenersatz

§ 156b Abs 3 StVG trifft Regelungen über den Kos-
tenersatz. Dessen Höhe ist durch Verordnung des
Bundesministeriums für Justiz11) festzusetzen und be-
trägt derzeit E 22,– pro Tag (vgl § 5 HausarrestV).
Nach § 156b Abs 3 Satz 2 StVG entfällt die Ver-
pflichtung zum Kostenersatz, soweit durch ihre Erfül-
lung der zu einer einfachen Lebensführung notwen-
dige Unterhalt des Strafgefangenen und der Personen,
zu deren Unterhalt er verpflichtet ist, gefährdet werde.
Dies führt in der Praxis dazu, dass der Maximalbetrag
von E 22,– pro Tag faktisch nie eingehoben wird. Die
Kosten sind monatlich im Nachhinein zu entrichten
(§ 156b Abs 3 Satz 3 StVG).

Dass überhaupt ein Kostenersatz zu leisten ist, ba-
siert letztlich darauf, dass dem im eüH angehaltenen
Gefangenen das Entgelt für seine Arbeit zur eigenen
Verfügung verbleibt, während der Arbeitgeber eines
Freigängers den Arbeitslohn des Gefangenen an die
Justizanstalt übermitteln muss und der Gefangene für
seine Arbeit in Freiheit nur die in §§ 51ff StVG vorge-
sehene Arbeitsvergütung enthält. Davon werden drei
Viertel als Vollzugskostenbeitrag abgezogen (vgl § 32
Abs 2 StVG), wodurch einem Gefangenen im besten
Fall rund E 200,– pro Monat zur Verfügung stehen,
wovon wiederum die Hälfte als „Rücklage“ gutge-
schrieben wird (§ 54 StVG).

3. Möglichkeit desWiderrufs (§ 156c Abs 2 StVG)

Die Anhaltung im eüH ist nach § 156c Abs 2 Z 1
StVG zu widerrufen, wenn eine für ihre Anordnung
notwendige Voraussetzung (siehe dazu die Ausfüh-
rungen unter III.1) wegfällt. Das Gesetz stellt aller-
dings unter Verweis auf § 145 Abs 3 StVG klar, dass
ein Widerruf allein wegen der Ablehnung der beding-
ten Entlassung durch das Vollzugsgericht nicht in Be-
tracht kommt. Dass bei der Gewährung des eüH der
Entlassungszeitpunkt letztlich „falsch“ eingeschätzt
wurde, hat somit keine Konsequenzen.

Eine weitere Widerrufsvoraussetzung ist nach
§ 156c Abs 2 StVG die Nichteinhaltung der verein-
barten Regeln trotz förmlicher Mahnung (Z 2) sowie
der Verzug bei der Bezahlung des Kostenersatzes
für den eüH (Z 3). Darüber hinaus kommt ein Wider-
ruf auch in Betracht bei einem „freiwilligen“ Ver-
zicht des Gefangenen auf eine weitere Anhaltung im

eüH (Z 4). Schließlich bilden eine neuerliche Straftat
sowie „Fluchtgefahr“ einen Widerrufsgrund (Z 5).

4. Entscheidung und Verfahren

Die Entscheidung über die Anhaltung im eüH und den
Widerruf steht dem Leiter jener Justizanstalt zu, die
im Sprengel des Landesgerichts liegt, in dem sich auch
die Unterkunft des Strafgefangenen befindet. Darüber
hinaus ist aus praktischen Gründen erforderlich, dass
die betreffende Justizanstalt über Einrichtungen zur
elektronischen Überwachung verfügt (§ 156d Abs 1
StVG). Die Entscheidungskompetenz des Leiters der
Justizanstalt gründet sich darauf, dass es sich beim
eüH um eine „Haftform“ und nicht um eine „Straf-
form“ handelt.

Kann ein vor Antritt des Strafvollzugs gestellter An-
trag auf einen eüH (Front-Door-Variante) nicht bin-
nen eines Monats entschieden werden, so ist die An-
ordnung des Strafvollzugs nach § 156d Abs 4 StVG
bis zur rechtskräftigen Entscheidung vorläufig zu hem-
men, wenn der Antrag nicht offenbar aussichtslos ist.
Dadurch sollen Verzögerungen im Entscheidungsab-
lauf nicht zumNachteil des Antragstellers ausschlagen.
Der bereits erwähnte Zweck, dass die Front-Door-Va-
riante wesentlich auch der Aufrechterhaltung der so-
zialen Integration dient, die durch eine kurze Frei-
heitsstrafe nicht unterminiert werden soll, wird durch
diese Regelung unterstrichen.

Zur Entscheidungsfindung hat der Anstaltsleiter,
sofern es zweckmäßig ist, bestimmte Personen wie An-
staltsarzt, -psychiater, -psychologe, andere „mit der
Wesensart des Strafgefangenen [. . .] vertraute Straf-
vollzugsbedienstete“ zusätzlich zum Strafgefangenen
anzuhören (siehe dazu die komplexe Verweisung in
§ 156d Abs 1 aE StVG). Nach § 156d Abs 3 StVG
existieren auch bestimmte Mitwirkungsmöglichkei-
ten des Opfers, allerdings begrenzt auf Sexualdelikte
und sexuell motivierte Gewaltdelikte (vgl § 52a Abs 1
StGB). In diesen Fällen ist Opfern Gelegenheit zur
Äußerung zu geben. Darüber hinaus ist ein solches
Opfer von der Gewährung des eüH zu verständigen.
Zum Zweck der Wahrnehmung dieser Anhörungs-
rechte hat das Opfer im Übrigen Anspruch auf psycho-
soziale Prozessbegleitung (vgl § 66 Abs 2 StPO).

Die Entscheidung des Anstaltsleiters kann mit Be-
schwerde an das OLG bekämpft werden (vgl § 16
Abs 3 Z 1 StVG). Dagegen kann in bestimmten Fällen
– gleichsam zur Vereinheitlichung der Rsp – Be-
schwerde an das OLG Wien erhoben werden, wobei
Ermessensentscheidungen keiner derartigen Kontrolle
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10) Vgl Nogratnig, Sexualstraftäter (FN 5) 166.
11) Verordnung der Bundesministerin für Justiz über den Vollzug von

Strafen und der Untersuchungshaft durch elektronisch überwachten
Hausarrest (HausarrestV), BGBl II 2010/279.



unterliegen (§ 16a StVG).12) All diese Rechtsmittel
kommen aufgrund der alleinigen Rechtsmittellegiti-
mation des Strafgefangenen lediglich bei einer nega-
tiven Entscheidung des Anstaltsleiters in Betracht.
Praktiker bestätigten auf Rückfrage, dass derzeit ca
50% der Fälle vom Anstaltsleiter von vornherein posi-
tiv entschieden werden. Eine gerichtliche Kontrolle
scheidet in solchen Fällen somit aus.

5. Vorgehen bei Flucht

Wie bei einer Flucht aus dem eüH vorzugehen ist, ist
im StVG nicht ausdrücklich geregelt, sondern nur in-
direkt, indem § 156b Abs 4 StVG ua auf § 106 StVG
verweist, der das Vorgehen bei einer Flucht aus dem
Gefängnis normiert. Die „Verfolgung“ steht in sol-
chen Fällen den Strafvollzugsbediensteten zu, denen
auch bestimmte Befugnisse eingeräumt sind. Nur
wenn die Strafvollzugsbediensteten des „geflohenen
Strafgefangenen nicht sogleich wieder habhaft werden
können“, hat der Anstaltsleiter im Wege der nächsten
Sicherheitsbehörde die Fahndung zu erwirken und
rechtzeitig die Ausschreibung zur Festnahme zu bean-
tragen (vgl § 106 Abs 2 StVG).

Aufgrund des Konzepts der „elektronischen Prä-
senzkontrolle“, das dem eüH in Österreich zu Grunde
liegt, erfolgt keine lückenlose Überwachung, bspw
mittels GPS. Insofern können mehrere Stunden verge-
hen, bis eine „Entweichung“ überhaupt bemerkt wird.
Folglich sind Fluchten aus dem eüH nur schwer kon-
trollierbar. Da jedoch das österreichische Konzept
überwiegend auf Vertrauen in den Rechtsbrecher denn
auf Kontrolle baut, ist eine gewisse Ineffizienz im Falle
einer Flucht systemimmanent. Darin ist letztlich aber
kein „Sicherheitsproblem“ zu sehen, bewirkt doch
das durch die sozialarbeiterische Komponente aufge-
baute Vertrauen im Regelfall lediglich ein sehr be-
grenztes Risiko.

IV. Praktische Bedeutung
des elektronisch überwachten
Hausarrests

Der eüH ist in Österreich seit 1. 9. 2010 möglich. In
den ersten fünf Jahren seines Bestehens wurden bis
Ende 2015 insgesamt rund 3.200 Personen im eüH an-
gehalten.13) Dabei kam Frauen diese Vollzugsmaß-
nahme in stärkerem Maße zu Gute als Männern. Liegt
der Frauenanteil im Strafvollzug bei rund 7%, war er
im eüH mit 15% doppelt so hoch.

Ende September 2015 befanden sich rund
9.000 Personen in österreichischen Gefängnissen
(Strafhaft und U-Haft), wovon rund 300 (3,3%) im
eüH angehalten wurden. Dieser Vollzugsalternative
kommt somit eine erhebliche praktische Bedeutung zu.

In der Praxis lässt sich eine hohe Akzeptanz der
Front-Door-Variante finden. Ihr Verhältnis zur Back-
Door-Variante betrug vier zu eins. Dies kann auch da-
mit erklärt werden, dass die Back-Door-Variante in star-
ker Konkurrenz zum Freigang (§ 126 Abs 3 StVG)
steht. So wurde bspw festgestellt, dass der Freigang
zum Teil auch die bei den Gefangenen „beliebtere Al-
ternative“ ist. Die Gründe dafür sind unterschiedlich.
Sie reichen von fehlender Information über die Mög-
lichkeiten des eüH bis zur bewussten Entscheidung für
den Freigang, weil letztlich die Freiheiten – insb am
Wochenende – gegenüber dem eüH größer sind.14)

Sind Gerichte im Beschwerdeweg über abgelehnte
Anträge auf eüH zuständig, so lässt sich – Gesprächen
mit Praktikern zufolge – eine sehr differierende Ent-
scheidungspraxis feststellen.WährendmancheGerichte
einer Vorstrafe zur Beurteilung der Missbrauchs-
prognose wenig Raum geben, schließen andereGerichte
bei einer Vorstrafe den eüH von vornherein aus.

Die Regelungen über den Ausgang (§ 99a StVG;
„Hafturlaub“) sind auch für den eüH anwendbar. Dies
stellt § 156b Abs 4 StVG, der ausdrücklich auf § 99a
StVG verweist, auch klar. Dennoch wird in der Praxis
das Verhältnis durchaus als ungeklärt betrachtet und
ein Ausgang im Rahmen von § 99a StVG faktisch
nicht gewährt, weil der dafür erforderliche Zweck
der Regelung wichtiger persönlicher, wirtschaftlicher
oder rechtlicher Angelegenheiten (vgl § 93 Abs 2
StVG) sowie die Aufrechterhaltung familiärer und
sonstiger persönlicher Bindungen ohnehin im eüH er-
reicht werden kann, ohne dass dafür ein Ausgang iS
von § 99a StVG erforderlich ist.

V. Möglicher Reformbedarf
In der österreichischenRechtspraxis15) wird zumTeil die
Forderung erhoben, den Überwachungsaspekt des
eüH stärker in den Vordergrund zu rücken, um die
Anwendungshäufigkeit dieser Sanktionsvariante zu er-
höhen. Insb wird zu diesem Zweck eine Einführung
der GPS-Überwachung überlegt, um aufgrund der da-
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12) Insb die Ablehnung wegen der Einschätzung, dass die Vollzugsform
des eüH missbraucht werde (vgl § 156c Abs 1 Z 4 StVG), kann
nicht entsprechend § 16a StVG angefochten werden, weil bei die-
ser Prognoseentscheidung den Strafvollzugsbehörden innerhalb der
gesetzlichen Parameter ein Beurteilungsspielraum zukommt; vgl
OLG Wien 33 Bs 39/14y.

13) Die Zahlen wurden bei einer Podiumsdiskussion der Österreichi-
schen Gesellschaft für Strafrecht und Kriminologie am
1. 10. 2015 an der Universität Wien präsentiert.

14) Zu den Gründen für die Priorisierung des Freigangs s Mock, Der
elektronisch überwachte Hausarrest und die Vollzugslockerung Frei-
gang – die Konkurrenz zwischen Vollzugsform und Vollzugslocke-
rung, JSt 2015, 233 ff.

15) Auch iZm Reformvorschlägen sei auf die Podiumsdiskussion der Ös-
terreichischen Gesellschaft für Strafrecht und Kriminologie am
1. 10. 2015 an der Universität Wien verwiesen.
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raus resultierenden „leichteren Greifbarkeit“ im Falle
einer Flucht die Akzeptanz des eüH zu erhöhen. Vor
diesem Hintergrund könnte der eüH auch vermehrt
als Ersatz für eine U-Haft verhängt werden. Bei dieser
Diskussion muss man sich jedoch vor Augen halten, dass
die vermehrte Akzeptanz des eüH durch bessere Über-
wachung letztlich auf einer stärkeren „Strafkompo-
nente“ beruht. Durch die damit einhergehende Zurück-
drängung der sozialarbeiterischen Aspekte könnte sich
diese Vollzugsvariante letztlich in eine ganz andere
Richtung entwickeln als bisher.

In Österreich gibt es derzeit wenig Diskussion um
eine stärkere Einbindung der Opfer und der Be-
rücksichtigung ihrer Interessen iZm dem eüH. Insb
der in Deutschland diskutierte Einsatz des eüH als
Mittel der „Verbotszonenüberwachung“16) ist in Öster-
reich kein Thema. Nach den Verschärfungen der Vo-
raussetzungen für den eüH (vgl die Ausführungen zu
§ 156c Abs 1a StVG oben unter III.1) sowie einer ver-
besserten Informationspflicht der Mitsprachemöglich-
keit der Opfer (§ 156d Abs 3 StVG) scheinen die Inte-
ressen der Opfer angemessen berücksichtigt zu sein.

Im Bereich der U-Haft spielt der eüH in der öster-
reichischen Praxis derzeit so gut wie keine Rolle. Dies

hängt letztlich auch damit zusammen, dass der Haft-
vermeidung durch gelindere Mittel stets der Vorrang
zu geben ist (vgl § 173a Abs 1 Satz 2 StPO). Bei jenem
Klientel, das für den eüH in Betracht käme, kann die
Freiheitsentziehung im Regelfall durch andere gelin-
dere Mittel abgewendet werden, wie etwa durch ent-
sprechende Weisungen oder eine Betreuung durch
die Bewährungshilfe. Insofern ist der Raum für eine er-
weiterte Anwendung des eüH als Ersatz für eine U-
Haft letztlich begrenzt.

Abschließend ist festzuhalten, dass es in Österreich
derzeit auch keine Überlegungen dahingehend gibt,
den eüH als Primärsanktion oder auch im Rahmen
bedingter Strafen einzusetzen. Die Warnung vor ei-
nem damit einhergehenden Net-Widening-Effekt,
wie er durch Reformen im Bereich des Sanktionsrechts
immer wieder eingetreten ist, scheint hier für Zurück-
haltung zu sorgen.
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16) Siehe dazu etwa Brauneisen, Die elektronische Überwachung des
Aufenthaltsortes als neues Instrument der Führungsaufsicht, StV
2011, 311 ff.



Gegenwärtige Nutzung und
Anwendungsperspektiven der Elektronischen
Überwachung in Deutschland*)
Von Generalstaatsanwalt Prof. Dr. Helmut Fünfsinn und Richter am Landgericht Dr. Alexander Kolz, Frankfurt
am Main und Wiesbaden. Prof. Dr. Helmut Fünfsinn war von 2002 bis 2015 Leiter der Abteilung Strafrecht, Gnaden-
wesen und Kriminalprävention im Hessischen Ministerium der Justiz und ist seit 2015 Generalstaatsanwalt bei der Gene-
ralstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main, im Nebenamt seit 1992 Geschäftsführer der Sachverständigenkommission für
Kriminalprävention der Hessischen Landesregierung (Landespräventionsrat). Honorarprofessor der Johann Wolfgang
Goethe-Universität Frankfurt am Main. Dr. Alexander Kolz ist seit 2007 Richter, seit 2011 Richter am Landgericht Frank-
furt am Main. Von 2012 bis 2014 war er als Wissenschaftlicher Mitarbeiter an das Bundesverfassungsgericht abgeordnet.
Seit 2014 ist er im Rahmen einer Abordnung im Hessischen Ministerium der Justiz als Referatsleiter in der Abteilung Straf-
recht, Gnadenwesen und Kriminalprävention tätig.

I. Einleitung
Die Elektronische Überwachung ist in Deutschland
jüngst wieder verstärkt in den Blick der Rechtspolitik
geraten.1) Auf der Konferenz der Justizministerinnen
und Justizminister am 17. und 18. 6. 2015 in Stuttgart
wurde auf Initiative von Hessen und Mecklenburg-
Vorpommern zur Elektronischen Überwachung der
folgende Beschluss gefasst:2)

„1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind sich
einig, dass sich der Einsatz der Elektronischen Aufenthalts-
überwachung (EAÜ) als ein Element zur Überwachung be-
sonders gefährlicher Straftäter im Rahmen der Führungs-
aufsicht bewährt hat.

2. Sie sind der Auffassung, dass vor demHintergrund der
in Deutschland, aber auch in Österreich vorhandenen posi-
tiven Erfahrungen geprüft werden sollte, die verschiedenen
Möglichkeiten einer Elektronischen Überwachung (EÜ) für
weitere Anwendungsgebiete zu öffnen. Insbesondere Ein-
satzmöglichkeiten zur weiteren Verbesserung des Opfer-
schutzes sollten in den Blick genommen werden.

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den
Strafrechtsausschuss, auch unter Berücksichtigung der zu
erwartenden Ergebnisse der vom Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz in Auftrag gegebenen
Evaluation der EAÜ weitere Einsatzmöglichkeiten der
EÜ zu prüfen und sodann der Konferenz der Justizminis-
terinnen und Justizminister zu berichten.“

Dass bereits etwa viereinhalb Jahre nach der Schaf-
fung der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung als
Weisung der Führungsaufsicht gem § 68b Abs 1
Satz 1 Nr 12 StGB eine erneute Ausweitung der Ein-
satzmöglichkeiten der Elektronischen Überwachung
auf der Agenda steht, überrascht nicht, wenn man
den Blick auf die – teils deutlich dynamischere – Ent-
wicklung in anderen Ländern richtet.3) Die rechtspoli-
tischen Signale geben Anlass, sich mit Bestand und

Perspektiven der Elektronischen Überwachung in
Deutschland vertieft zu beschäftigen.

II. Gegenwärtige Nutzung
1. Elektronische Aufenthaltsüberwachung

Die Elektronische Aufenthaltsüberwachung wird bisher
ausschließlich als Weisung der Führungsaufsicht gem
§ 68b Abs 1 Satz 1 Nr 12 StGB eingesetzt4) und ermög-
licht so dieÜberwachung des Aufenthalts der überwach-
ten Person im gesamten Bundesgebiet mittels GPS (in
Einzelfällen auch LBS).5) Eine Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts über die Verfassungsmäßigkeit
dieser Weisung ist bisher noch nicht ergangen.6)
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*) Der Beitrag wurde in der deutschen Zeitschrift Strafverteidiger (StV
2016, 191-197) erstveröffentlicht.

1) Kühne-Hörmann, DRiZ 2015, 204 f.
2) Nachzulesen unter: https://www.justiz.nrw.de/WebPortal/JM/

justizpolitik/jumiko/beschluesse/2015/fruehjahrskonferenz_15/
TOP-II_7—Einsatzmoeglichkeiten-der-Elektronischen-
Ueberwachung-_oA_.pdf

3) Zum Stand aus dem Jahr 2010, s BT-Drucks 17/3403, 16 f. Siehe
auch den Überblick bei Häßler/Schütt/Pobocha, FPPK 2013, 56
(58) sowie bei Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P 2012, 9 (13);
dies, NK 2012, 62 (65); Wößner/Schwedler, NK 2013, 60 (61 f);
die aktuelle Situation in Polen beschreiben Stando-Kawecka/
Grzywa-Holten, NK 2015, 158 ff.

4) Die Anordnung an den Probanden, die für eine elektronische Über-
wachung seines Aufenthaltsorts erforderlichen technischen Mittel
ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich zu führen und deren
Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen, ist strafbewehrt gem
§ 145a StGB.

5) GPS: Global Positioning System – LBS: Location-Based Services, ein-
gesetzt in nichtsatellitenüberwachten Bereichen wie der U-Bahn,
vgl Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P 2012, 9 f.

6) Das Bundesverfassungsgericht hat bisher lediglich den Erlass einiger
Einstweiliger Anordnungen dagegen abgelehnt, weil die Beschwer-
deführer nicht substantiiert darlegen konnten, weshalb die mögli-
che Bestrafung wegen Weisungsverstößen für sie unzumutbar sein
sollte: BVerfG, Beschluss v 12. 12. 2013, 2 BvR 636/12 –, juris Rn 8,
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Dabei wird der Aufenthalt nicht lückenlos und in
Echtzeit kontrolliert, was der Gesetzgeber aus daten-
schutzrechtlichen Gründen zu Recht nicht zugelassen
hat und im Übrigen bei der im hessischen Bad Vilbel
ansässigen Gemeinsamen Überwachungsstelle der
Länder (GÜL)7) enorme Kapazitäten binden würde.
Vielmehr erfolgt die Überwachung rein anlassbezogen
bei einem sog „Zonenverstoß“. Dem Probanden wird
auferlegt, bestimmte Zonen („Gebotszonen“) nicht
zu verlassen und/oder andere Zonen („Verbotszonen“)
nicht zu betreten.8) Erst wenn er sich daran nicht hält,9)
wird tatsächlich verfolgt, wohin sich der Proband mit
welcher Geschwindigkeit bewegt. Mit der Beendigung
des „Zonenverstoßes“ endet auch die Überwachung.10)
Nicht zuletzt deshalb kann von der Elektronischen
Aufenthaltsüberwachung keinesfalls das gleiche Maß
an Sicherheit wie durch eine freiheitsentziehende
Maßregel erwartet werden.11)

Allerdings werden die Geodaten auch ohne Echt-
zeitüberwachung für die Dauer von zunächst zwei Mo-
naten gespeichert. Die Speicherung kann gem § 463a
Abs 4 Satz 2 und 5 StPO fortdauern, soweit die Daten
etwa dafür benötigt werden, einenWeisungsverstoß zu
dokumentieren oder eine neu begangene Straftat zu
verfolgen. Denn von der Elektronischen Aufenthalts-
überwachung verspricht man sich eine höhere Hemm-
schwelle für die Begehung neuer Straftaten, weil der
Proband um die Erleichterung der Beweisführung in
etwaigen späteren Strafverfahren weiß, die übrigens
auch seiner Entlastung dienen kann.12)

Aufgabe der GÜL ist es insb, bei vermeintlichen
Weisungsverstößen den Verstoß zu verifizieren13) und
abzuklären, ob es sich um einen versehentlichen und
leicht wieder korrigierbaren Verstoß handelt. Diese
Abklärung erfolgt ua durch die direkte Ansprache des
Probanden. Dadurch nimmt die GÜL als Führungs-
aufsichtsstelle der Länder eine „Filterfunktion“ wahr
und muss die Polizeibehörden lediglich in Ausnahme-
fällen einschalten. In den ersten vier Jahren ihrer Tä-
tigkeit bis zum 31. 12. 2015 liefen bei der GÜL
12.702 „Ereignismeldungen“ auf.14) Lediglich in
4,7% der Fälle (595) wurde anschließend die Polizei
eingeschaltet.

Derzeit stagniert die bundesweite Anzahl der Pro-
banden nach kontinuierlichem Anstieg bei etwa 75.15)
Zwar kommen ständig neue Probanden hinzu, doch
wurde die Maßnahme bei über 50 Probanden bereits
wieder beendet. Die meisten Anordnungen wurden
bisher mit über 50 Fällen bei weitem in Bayern getrof-
fen, es folgenHessen undMecklenburg-Vorpommern.

2. Elektronische Präsenzkontrolle

Die Elektronische Präsenzkontrolle16) beschränkt sich
auf die Überprüfung mittels Radiofrequenztechnik
nach dem Sender-Empfänger-Prinzip. Sie stellt fest,

ob sich die überwachte Person (Sender) zu bestimmten
Zeiten an einem zuvor festgelegten Ort (in der räum-
lich definierten Nähe des Empfängers) aufhält. Dabei
handelt es sich in der Regel um die Wohnung des Pro-
banden, so dass diesem etwa die Anwesenheit nachts
und die Abwesenheit am Tag auferlegt werden kann,
was wiederum ermöglicht, die Einhaltung einer Ta-
gesstruktur wirkungsvoll vorzugeben und zu überwa-
chen. Auf Verstöße kann dank der Überwachung
durch die GÜL rund um die Uhr unmittelbar reagiert
werden. Die Elektronische Präsenzkontrolle setzt das
Einverständnis des Probanden und der imHaushalt le-
benden Volljährigen voraus.

Während die Elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung bundesweit Anwendung findet, wird von der
Elektronischen Präsenzkontrolle bisher nur in Hessen
Gebrauch gemacht. Nach der Einführung vor 15 Jah-
ren zunächst als Modellprojekt kommt die Elektroni-
sche Präsenzkontrolle seit 2007 landesweit zum Ein-
satz. Bisher haben bereits über 1.300 Probanden am
Projekt teilgenommen, davon etwa zwei Drittel durch
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11; Beschluss v 2. 9. 2014, 2 BvR 480/14 –, juris Rn 7, 10; Beschluss
v 22. 1. 2015, 2 BvR 2095/14 –, juris Rn 15, 18. Im Schrifttum wird
die Verfassungsmäßigkeit mit Blick auf eine mögliche lebenslange
Anwendung und wegen der umfassenden Sammlung an Daten ver-
einzelt in Zweifel gezogen: Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P
2012, 9 (17), sowie dies, NK 2012, 62 (66).

7) Eingerichtet im Herbst 2011 durch einen Staatsvertrag der Länder,
fungiert die GÜL als Führungsaufsichtsstelle der Länder.

8) Mobilitätsweisungen waren bereits vor der Einführung der Elektro-
nischen Aufenthaltsüberwachung möglich gem § 68b Abs 1 Satz 1
Nr 1 und 2 StGB.

9) Oder ggf zur Kontrolle einer erteilten Ausnahmegenehmigung
(etwa zur Durchquerung einer um eine Kindertagesstätte errichte-
ten Verbotszone mit dem Bus).

10) Vgl Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P 2012, 9 (15).
11) Brauneisen, StV 2011, 311 (311 f); vgl auch Häßler/Schütt/

Pobocha, FPPK 2013, 56 (59), wonach bereits mindestens zehn
Morde unter Elektronischer Überwachung begangen worden seien,
und Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P 2012, 9 (16) mit Skepsis
betreffend die Wirksamkeit der Einrichtung von Verbotszonen insb
im Hinblick auf sexuellen Missbrauch im sozialen Nahbereich.

12) Häßler/Schütt/Pobocha, FPPK 2013, 56 (57) fassen die gesetzgebe-
rischen Erwägungen zusammen und gehen auf die Möglichkeit der
Entlastung ein (aaO 60); kritisch Haverkamp/Schwedler/Wößner,
NK 2012, 62 (64).

13) Ein defektes Ladegerät, eine ungenaue Ortung oder andere techni-
sche Probleme können dazu führen, dass zu Unrecht ein Weisungs-
verstoß angezeigt wird.

14) Das entspricht fast einer wöchentlichen Meldung pro Proband, vgl
zur Häufigkeit von Meldungen mangels GPS-Empfang die Schilde-
rung eines Probanden bei Breuer/Endres/Vornholt/Müller, BewHi
2013, 146 (148) – dort war allerdings keine LBS-Ortung zum Einsatz
gekommen, um GPS-Probleme aufzufangen.

15) Davon sind in der Regel 15 bis 20 Überwachungen unterbrochen,
bspw, weil der Proband sich wegen einer anderen Tat in Untersu-
chungshaft befindet.

16) Diese wurde bisher als „(kleine) Elektronische Fußfessel“ (EFF) be-
zeichnet. Diese Bezeichnung weckt jedoch falsche Vorstellungen,
vgl Brauneisen, StV 2011, 311 (312) bezogen auf die Elektronische
Aufenthaltsüberwachung.



Auferlegung einer Bewährungsweisung und etwa ein
Drittel im Rahmen einer richterlichen Außervollzug-
setzung der Untersuchungshaft. Aktuell werden in
Hessen etwa 40 Probanden überwacht.17)

3. Weitere Hessische Anwendungsfälle

Ferner werden die Elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung und die Elektronische Präsenzkontrolle zur
Flankierung und Erleichterung vollzugsöffnender
und entlassungsvorbereitender Maßnahmen einge-
setzt.18) Die Rechtsgrundlage findet sich in § 16 Abs 3
HStVollzG bzw § 16 Abs 3 HessJStVollzG.19) Gem
§ 14 Abs 1 Satz 2 Nr 9, Abs 2 HSVVollzG ist die An-
wendung der EAÜ auch bei in der Sicherungsverwah-
rung Untergebrachten zur Vorbereitung der Entlas-
sung möglich. Zudem wird die Entwicklung in Öster-
reich in den Blick zu nehmen sein, wo in den vergan-
genen Jahren ua Erfahrungen im Bereich der
Entlassungsvorbereitung gesammelt werden konn-
ten.20)

III. Anwendungsperspektiven
In Anbetracht der bereits gesammelten Erfahrungen
erscheint ein vielfältigerer Einsatz der Elektronischen
Überwachung jedenfalls technisch und logistisch
denkbar, wenn er denn rechtspolitisch gewollt ist. Da-
für könnte sprechen, dass die Elektronische Überwa-
chung erkennbar dem Opferschutz dienen und damit
die Sicherheit der Bevölkerung verbessern könnte.
Auch bietet sie in bestimmten Konstellationen als mil-
deres Mittel die Möglichkeit, unnötig tiefe Grund-
rechtseingriffe zu vermeiden, und könnte so der Reso-
zialisierung von (bei der Untersuchungshaft: potentiel-
len) Straftätern nutzen, was sich letztlich wiederum
positiv auf die Sicherheit der Bevölkerung auswirken
kann. Aber auch eine mögliche Entlastung des Straf-
vollzugs stellt einen erheblichen Anreiz für eine Aus-
weitung der Überwachung dar.21)

1. Technische Neuerungen

Im Rahmen der Elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung wäre es technisch möglich, potentiell Geschä-
digte mit einem weiteren Sendegerät auszustatten.22)
Dieses Gerät wäre dann freilich keine „Fußfessel“ im
herkömmlichen Sinne, was für die potentiell Geschä-
digten im Übrigen auch ausgesprochen unpraktisch
wäre und diese darüber hinaus zu stigmatisieren
drohte, wenn sie zu Unrecht für Probanden gehalten
würden. Vielmehr würde es sich um ein Gerät ähnlich
einemMobiltelefon handeln. DiesemGerät dürfte sich
der Proband nur bis zu einem gewissen Abstand nä-
hern. Potentiell Geschädigte würden dadurch nicht
nur zu Hause oder an ihrer Arbeitsstelle, sondern in ih-

rem gesamten Bewegungsradius durch eine sie umge-
bende Verbotszone geschützt. In dieser Terminologie
und dabei durchaus despektierlich (aber anschaulich)
könnte man formulieren, die potentiell Geschädigten
fungierten als „wandelnde Verbotszone“.

Diese Idee wirft zunächst datenschutzrechtliche
Fragen auf: Aktuell hat der Proband Kenntnis von
den Verbotszonen, wird bei einem „Zonenverstoß“ zu-
dem durch einen Vibrationsalarm und eine Leuchtan-
zeige an seiner Fessel gewarnt sowie angerufen und
weiß dann, dass ausnahmsweise in seine Geodaten Ein-
sicht genommen wird. Eine solche Information betref-
fend den Aufenthalt potentiell Geschädigter, der na-
turgemäß von vornherein nicht prognostizierbar ist,
dürfte aus Opferschutzbelangen nicht erfolgen. Denn
potentiell Geschädigte gerieten sonst womöglich ge-
rade in Gefahr, weil der Proband nach und nach Infor-
mationen über deren Aufenthalt und deren Bewe-
gungsroutinen sammeln könnte. Daraus folgt, dass
der Aufenthalt des Probanden ohne sein Wissen und
ohne einen bewusst begangenen „Zonenverstoß“ über-
wacht werden müsste. Dies führte in der Konsequenz
auch dazu, dass der Proband gegen die Überwachung
im konkreten Einzelfall mangels Kenntnis nicht recht-
lich vorgehen kann und zu keiner Zeit völlig sicher sein
kann, ob seine Bewegungen nicht gerade nachverfolgt
werden. Ob die Einführung der neuen Technik daten-
schutzrechtlich gleichwohl vertretbar erscheint, wäre
wohl noch vertieft zu prüfen. Dafür dürften die Effek-
tivität des Opferschutzes und das Gewicht der im Falle
einer erneuten Tat betroffenen Rechtsgüter sprechen.

Bei der Ausgestaltung dieser Neuerung wäre außer-
dem zu berücksichtigen, dass Opferschutzinteressen

327Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06

Strafrechtskommission des ÖRAK und Strafrechtsausschuss der BRAK 2015

Gegenwärtige Nutzung und Anwendungsperspektiven der Elektronischen Überwachung in Deutschland
Autoren: Generalstaatsanwalt Prof. Dr. Helmut Fünfsinn und Richter am Landgericht Dr. Alexander Kolz

17) Langfristige Entwicklung der Zahlen bei Fünfsinn in FS Beulke (2015)
1129 (1132, 1135); s auch Fünfsinn in FS Eisenberg (2009) 691 ff.

18) Breuer/Endres/Vornholt/Müller, BewHi 2013, 146 ff berichten zu-
dem über ein bayerisches Pilotprojekt zur Elektronischen Aufent-
haltsüberwachung bei Vollzugslockerungen; Wößner/Schwedler,
NK 2013, 60 (63 ff) dokumentieren ein baden-württembergisches
Modellprojekt.

19) Beschreibung des Konzepts bei Fünfsinn in FS Eisenberg (2009) 691
(702).

20) Sog „Backdoor-Variante“ – in der ebenfalls beim „Elektronisch über-
wachten Hausarrest“ zu Einsatz kommenden „Frontdoor-Variante“
wird der Vollzug vollständig ersetzt, auch die Untersuchungshaft
kann ersetzt werden. Zum 2. 2. 2015 hatten 459 von bisher
2.721 im „Elektronisch überwachten Hausarrest“ angehaltenen Ver-
urteilten diesen Hausarrest „backdoor“ angetreten, s Mock, Straf-
vollzug und Kriminologie 2015, 233 f. Zum 1. 3. 2014 befanden sich
in Österreich 256 Personen und somit knapp 2,87% der Strafgefan-
genen im „Elektronisch überwachten Hausarrest“:
https://www.justiz.gv.at/web2013/html/default/2c94848544ac82a
60144c0789c900912.de.html

21) Diese Entlastung dürfte abhängig von der jeweiligen Auslastung der
Justizvollzugsanstalten und der Elektronischen Überwachungsmaß-
nahme auch erhebliche Kosten einsparen, s dazu Fünfsinn in FS
Eisenberg (2009) 691 (701); vgl auch Häßler/Schütt/Pobocha, FPPK
2013, 56 (60).

22) Dies wird zumindest in Portugal bereits praktiziert.



nicht mehr als nötig in Mitleidenschaft gezogen wer-
den. Es wird zu beachten sein, dass sich auch bei einer
Freiwilligkeit der Teilnahme23) und trotz eines aus-
drücklichen Angebotscharakters ein gewisser Teilnah-
medruck ergeben kann. Niemand wird sich später vor-
werfen (lassen) wollen, nicht alles zum eigenen Schutz
beigetragen und eine erneute Tatbegehung so erst er-
möglicht zu haben. Andererseits dürfte es vom indivi-
duellen Umgang mit den früheren Taten abhängen, ob
sich potentiell Geschädigte, die bereits einmal Opfer
von schwerwiegenden Straftaten waren, durch das
ständige Aufladen und Mitnehmen ihres Sendegeräts
immer wieder mit den bereits lange vergangenen Ta-
ten auseinandersetzen wollen oder ob sie diese lieber
verdrängen. Das Konzept müsste daher zur Vermei-
dung einer „sekundären Viktimisierung“ jedenfalls so
ausgestaltet sein, dass eine erhebliche Beeinträchti-
gung potentiell Geschädigter in ihrem Alltagsleben
möglichst vermieden wird.24) Zu beachten ist aller-
dings, dass sich diese Problematik in einer anderen
Fallkonstellation – wenn überhaupt – nur abge-
schwächt stellen dürfte: Wenn die Elektronische Auf-
enthaltsüberwachung auch dem Schutz von Personen
dient, die – etwa als Staatsanwalt, Richter oder Voll-
zugsbeamter – als Amtsträger mit dem Probanden in
Kontakt gekommen und dabei ernsthaft bedroht wor-
den sind, droht eher keine „sekundäre Viktimisie-
rung“. In diesen Fällen dürfte die technische Neue-
rung, welche nicht nur ein zeitnahes Einschalten der
Polizei, sondern auch direkte Hinweise auf die wo-
möglich drohende Gefahr an die potentiell Geschädig-
ten ermöglicht, regelmäßig eher als willkommene Ef-
fektivierung des Eigenschutzes angesehen werden.25)

2. Einsatz bereits angewandter Techniken
zur Untersuchungshaftvermeidung,
gegen häusliche Gewalt und gewaltsuchende
Sportanhänger

Nachdem die Elektronische Präsenzkontrolle in Hes-
sen bereits seit längerem zur Vermeidung von Unter-
suchungshaft eingesetzt wird, könnte insoweit auch
der Einsatz der eingriffsintensiveren, aber auch effekti-
veren Elektronischen Aufenthaltsüberwachung erwo-
gen werden (sogleich unter a). Stellt man sich weiter
die Frage, welche Ziele auf der Basis der bereits vor-
handenen und auch im Einsatz erprobten technischen
Möglichkeiten außerdem in den Blick genommen wer-
den könnten und sollten, liegt es nahe, sich vor allem
mit der Vermeidung von Delikten zu beschäftigen,
welche eine körperliche Anwesenheit des Täters (und
potentiellen Probanden) an einem vorher bestimmba-
ren Tatort erfordern. Taugliche Deliktsfelder wären
daher häusliche Gewalt (dazu unten unter b) sowie Ge-
waltkriminalität im Umfeld von Sportveranstaltungen
(dazu unten unter c).

a. Vermeidung von Untersuchungshaft

Ebenfalls bereits erwähnt wurde der Einsatz der Elek-
tronischen Präsenzkontrolle bei der Außervollzugset-
zung der Untersuchungshaft. Diese dient dort mit ei-
ner Erfolgsquote von über 90% der Verfahrenssiche-
rung.26)

Erheblich größerer richterlicher Spielraum bei der
Außervollzugsetzung der Untersuchungs- und Auslie-
ferungshaft bestünde, wenn in diesem Zusammenhang
auch die Elektronische Aufenthaltsüberwachung ein-
gesetzt werden könnte. Denn während die Elektroni-
sche Präsenzkontrolle ähnlich wie eine Meldeauflage
gem § 116 Abs 1 Satz 2 Nr 1 StPO keine zeitlich um-
fassende Kontrolle gewährleistet, ließe sich der Flucht-
gefahr durch die Elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung mittels einer den Wohnort umgebenden Ge-
botszone effektiver entgegenwirken und setzt ein ge-
ringeres Vertrauen des Richters in die Kooperation
des Beschuldigten voraus.27) Auch einer Verdunke-
lungs- oder Wiederholungsgefahr könnte man in eini-
gen Fällen möglicherweise durch die Einrichtung von
Verbotszonen begegnen.

Für den Einsatz der Elektronischen Aufenthalts-
überwachung in diesem Zusammenhang dürfte wegen
der größeren Eingriffstiefe im Vergleich zur Elektro-
nischen Präsenzkontrolle eine Änderung von § 116
StPO erforderlich sein. In einem Satz 3 könnte be-
stimmt werden: „Der Beschuldigte kann zur Überprü-
fung der Maßnahmen angewiesen werden, die für eine
elektronische Überwachung erforderlichen techni-
schen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei
sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu
beeinträchtigen.“28)

Der durch die Überwachung erfolgende Eingriff in
die Persönlichkeitsrechte des Untersuchungshäftlings,
für den die Unschuldsvermutung gilt, dürfte der Elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung nicht entgegen-
stehen. Denn dieser Eingriff stellt gegenüber dem
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23) Die Teilnahme wäre lediglich für die potentiell Geschädigten freiwil-
lig, während eine Einwilligung des Probanden wegen bestehender
(§ 68b Abs 1 Satz 1 Nr 12 StGB) oder noch zu schaffender gesetz-
licher Grundlagen (dazu noch unter III.2.) entbehrlich wäre.

24) Da das Sendegerät für potentielle Geschädigte wie oben dargestellt
nicht als „Fußfessel“ zu tragen wäre, entfielen die damit verbunde-
nen für Probanden bestehenden Schwierigkeiten, beispielhaft dar-
gestellt bei Häßler/Schütt/Pobocha, FPPK 2013, 56 (59) und bei
Haverkamp/Schwedler/Wößner, R & P 2012, 9 (17); dies, NK
2012, 62 (64).

25) Fernliegend erscheint in diesem Zusammenhang hingegen die An-
nahme, potentiell Geschädigte hätten ernsthaft Sorge, es könnte
zu einer Erstellung eines Bewegungsprofils durch Zugriff auf ihre
Geodaten kommen. Gleichwohl wäre vorab zu klären, zu welchem
Zweck die erhobenen Geodaten verwendet werden dürfen.

26) Vgl Fünfsinn in FS Beulke (2015) 1129 (1133); ders in FS Eisenberg
(2009) 691 (696).

27) Fünfsinn in FS Beulke (2015) 1129 (1137).
28) Fünfsinn in FS Beulke (2015) 1129 (1138).



Vollzug der Untersuchungshaft ein erheblich milderes
Mittel dar. Der Proband lebt in Freiheit, kann seinem
Beruf nachgehen und sich um seine Familie kümmern.
Damit ist der Resozialisierung von Anfang an ge-
dient.29)

Fraglich ist, ob – und wenn ja, in welchem Verhält-
nis – in dieser Konstellation eine Anrechnung auf die
Haft erfolgen sollte.30) Auch wäre noch zu klären, ob
für die Elektronische Aufenthaltsüberwachung – trotz
dann bestehender gesetzlicher Grundlage – eine Ein-
willigung des Probanden vorliegen müsste.

b. Häusliche Gewalt

Ein weiterer Fokus könnte bei der Überlegung, in wel-
chen Gebieten der Anwendungsbereich der Elektroni-
schen Überwachung ausgeweitet werden sollte, auf
dem Bereich der Vermeidung häuslicher Gewalt lie-
gen. Naturgemäß lässt sich dort der mögliche Tatort
mit der Partner- bzw Familienwohnung recht exakt
bestimmen.

Dies könnte es sogar ermöglichen, anstatt mit der
Elektronischen Aufenthaltsüberwachung mit der Elek-
tronischen Präsenzkontrolle zu arbeiten. Das Emp-
fangsgerät würde dann nicht in der aktuellen Woh-
nung des Probanden, sondern in der „Familienwoh-
nung“ eingerichtet. Die Vorgabe wäre Abwesenheit
rund um die Uhr. Aus der Elektronischen Präsenzkon-
trolle würde eine Elektronische Abwesenheitskon-
trolle. Voraussetzung hierfür wäre allerdings, dass es
technisch gelingt, die Reichweite des Empfangsgeräts
so stark auszugestalten, dass die Anwesenheit des Pro-
banden nicht erst angezeigt wird, wenn er buchstäblich
vor der Tür steht. Außerdem wird nach derzeitigem
Stand der Technik durch das System nicht registriert,
wenn sich der Proband des Sendegeräts entledigt, so-
lange er dies nicht im Radius des Empfangsgeräts
tut.31) Wem es also auf eine erneute Tat ankommt,
ohne dass er sich dadurch gehemmt fühlt, dass das Ab-
legen des Sendegeräts in einem späteren Strafverfah-
ren als Indiz gegen ihn Verwendung finden könnte,
wird sich durch die Elektronische Präsenzkontrolle
kaum aufhalten lassen.

Vorzugswürdig erscheint daher – gewissermaßen
„klassisch“ – im Rahmen der eingriffs- und kostenin-
tensiveren Elektronischen Aufenthaltsüberwachung
der Rückgriff auf die Einrichtung einer Verbotszone
rund um die „Familienwohnung“. Hierbei wird das
Ablegen des Sendegeräts unabhängig vom Aufent-
haltsort immer sofort erkannt. Dies hätte allerdings
den Nachteil, dass der Proband über die Verbotszone
aufgeklärt werden müsste und dann auch nach einem
Umzug der Familie ermitteln könnte, wo diese unge-
fähr wohnt. Es hätte allerdings auch den Vorteil, dass
der Proband per Vibrationsalarm, Leuchtsignal und
notfalls auch durch einen Anruf der GÜL erinnert

und angemahnt werden kann, sich nicht der „Familien-
wohnung“ zu nähern.

Gleichwohl ist der Einsatz der Elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung bei häuslicher Gewalt im Rah-
men der Führungsaufsicht de lege lata nur in bestimm-
ten Fallkonstellationen möglich und dürfte in der Pra-
xis insb dann scheitern, wenn keine von § 68b Abs 1
Satz 3 Nr 1 StGB vorausgesetzte Vollverbüßung einer
Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren vorausge-
gangen ist. Ansatzpunkt einer rechtspolitischen Dis-
kussion könnte in diesem Zusammenhang sein, die
Elektronische Aufenthaltsüberwachung im Rahmen
der Anordnung der Führungsaufsicht bei häuslicher
Gewalt auch nach der Verbüßung geringerer Strafen
zu ermöglichen.

Ein weiterer Ansatzpunkt könnte der Einsatz der
Elektronischen Aufenthaltsüberwachung als Bewäh-
rungsweisung sein. Wie oben dargestellt, wird in Hes-
sen bereits jetzt durch die Elektronische Präsenzkon-
trolle die Einhaltung einer Tagesstruktur wirkungsvoll
vorgegeben und überwacht. De lege ferenda könnte
das Instrumentarium dahingehend erweitert werden,
dass die Überwachung von Weisungen betreffend
den Aufenthalt gem § 56c Abs 2 Nr 1 StGB – also
bspw Näherungsverbote – durch die Anwendung der
Elektronischen Aufenthaltsüberwachung erleichtert
wird. In diesem Zusammenhang erscheint die Klarstel-
lung sinnvoll, dass die engmaschige Betreuung durch
die Bewährungshilfe nicht durch „die Technik“ ersetzt
werden kann und soll, sondern vielmehr gefördert
wird: Wenn die Bewährungshilfe sich weniger kon-
frontativ mit der Kontrolle der Weisungen befassen
muss, werden Ressourcen frei und kann eine Belastung
des Vertrauensverhältnisses zum Probanden vermie-
den werden.

Ganz ähnliche Fragen stellen sich bei der Frage, ob
die Elektronische Aufenthaltsüberwachung als Wei-
sung im Rahmen von § 153a StPO implementiert wer-
den könnte. Wie die Weisung, gem § 153a Abs 1
Satz 2 Nr 6 StPO an einem sozialen Trainingskurs
teilzunehmen, exemplarisch zeigt, sind dieser Verfah-
renseinstellung spezialpräventive Aspekte nicht fremd
und könnten in Zukunft zusätzliche Verfahrenseinstel-
lungen möglich werden, wenn durch die Elektronische
Aufenthaltsüberwachung eine erhöhte Wahrschein-
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29) Vgl Fünfsinn in FS Beulke (2015) 1129 (1137 f); ders in FS Eisenberg
(2009) 691 (696).

30) Dafür spräche, dass sonst bei späterer Verurteilung ohne Strafaus-
setzung zur Bewährung der Grundrechtseingriff nicht milder als
die verbüßte Untersuchungshaft, sondern im Gegenteil intensiver
wäre, vgl Mayer, Modellprojekt Elektronische Fußfessel (2004)
194 f; s auch Fünfsinn in FS Beulke (2015) 1129 (1134), ders in FS
Eisenberg (2009) 691 (697).

31) Im Radius – also in der Wohnung – würde das Ablegen des Geräts
hingegen unmittelbar erkannt.



lichkeit dafür besteht, dass sich der Proband künftig
nicht mehr strafbar machen wird.

Da die Einstellung gem § 153a StPO ohnehin von
der Zustimmung des Betroffenen abhängt, stellt sich
hierbei die Frage der Verhältnismäßigkeit der Über-
wachung nur in abgeschwächter Weise. Die Einwilli-
gung des Probanden indiziert jedenfalls die Angemes-
senheit der Maßnahme im engeren Sinne sowie deren
Erforderlichkeit, mag sie auch auf die Geeignetheit
und die Legitimität des Zwecks keine Auswirkungen
haben.32) Im Hinblick auf die doch vergleichsweise ein-
griffsintensive Weisung könnte es sich zur Wahrung
der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme gleichwohl
anbieten, eine strengere Befristung als bei § 68b Abs 1
Satz 1 Nr 12 StGB33) vorzusehen, also die Dauer der
technischen Überwachung auf bspw ein Jahr zu befris-
ten.

Ebenso wie die Haftvermeidung bei der Einführung
der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung als Be-
währungsweisung hätte deren Einführung alsWeisung
gem § 153a StPO übrigens auch verfahrensökonomi-
sche und damit fiskalische Vorteile.

Sollte die häusliche Gewalt regelmäßig unter Alkoho-
leinfluss begangen worden sein, käme auch eine noch
engmaschigere Kontrolle durch den flankierenden Ein-
satz der „Automatisierten Atemalkoholkontrolle“ in
Frage. Dabei wird der Proband zu von ihm nicht vorher-
sehbaren Zeiten zu einem Alkoholtest am heimischen
Gerät aufgefordert, was das Verhältnis zur Bewährungs-
hilfe ebenfalls entlasten dürfte, weil Misstrauen gegen-
über entsprechenden Angaben des Probanden erst gar
nicht entstehen kann. Bei mehreren Probanden wurde
der Einsatz der „Automatisierten Atemalkoholkon-
trolle“ bereits richterlich angeordnet.

Da sich dieser Beitrag im Wesentlichen darauf be-
schränken soll, die strafrechtlichen Einsatzmöglichkei-
ten der Elektronischen Überwachung zu untersu-
chen,34) soll hier nur am Rande und der Vollständigkeit
halber erwähnt werden, dass auch im zivil- bzw fami-
lienrechtlichen Bereich deren Einsatz als sinnvoll er-
achtet werden könnte. § 1 Abs 1 Satz 3 Nr 2 und 3
GewSchG lässt bei Gewalt(-Drohungen) ausdrücklich
die Errichtung von „Verbotszonen“ zu. Die Einhal-
tung dieser Zonen, die wegen der typischerweise gege-
benen Aktualität der ausgeübten Gewalt(-Drohungen)
und der daraus möglicherweise resultierenden fortbe-
stehenden Emotionalität der Situation besonders unsi-
cher erscheint, könnte elektronisch ausgesprochen ef-
fektiv überwacht werden. Dem Probanden würde eine
solche Überwachung außerdem die Möglichkeit des
Nachweises eröffnen, dass er sich an den Beschluss
hält, was sich in folgenden Umgangs- und Sorge-
rechtsstreitigkeiten oder bei der drohenden Verhän-
gung eines Ordnungsgeldes als hilfreich erweisen
könnte.

c. Gewaltsuchende Sportanhänger

Gerade bei gewaltsuchenden Sportanhängern35) lässt
sich aus früheren Delikten mit einiger Plausibilität
prognostizieren, wo eine erneute Tatbegehung wahr-
scheinlich ist. Ge- und Verbotszonen sind daher geeig-
net, erneuten Tatbegehungen effektiv entgegenzuwir-
ken oder die Möglichkeit erneuter Tatbegehungen je-
denfalls frühzeitig erkennen zu können. „Hooligans“
könnten angewiesen werden, sich den Stadien, in wel-
chen ihr Verein antritt, nicht zu nähern oder an Aus-
wärtsspieltagen nicht zu reisen und an Heimspieltagen
der Umgebung des Stadions fernzubleiben.

Zwar gibt es auch „Drittortauseinandersetzun-
gen“,36) doch lässt sich die These, die Schlägereien fän-
den „nur noch selten“ an Spieltagen und in Stadion-
nähe statt,37) empirisch nicht stützen. Laut ZIS-Jahres-
bericht 2013/14 finden vielmehr rund 80% der
spielbezogenen Straftaten im unmittelbaren Stadion-
umfeld statt (die restlichen Delikte in der Stadt, in wel-
cher das Spiel ausgetragen wurde),38) so dass mit Ver-
botszonen effektiv gearbeitet werden könnte, ohne
die Freiheitsrechte übermäßig einzuschränken. Wenn
sich im Einzelfall doch herausstellen sollte, dass der
Betroffene regelmäßig an „Drittortauseinandersetzun-
gen“ teilnimmt, kann darauf mit der Einrichtung einer
Gebotszone reagiert werden.39) Vermutlich mehr als
die Hälfte der Delikte wird von Auswärtsfans began-
gen,40) so dass auch die Einrichtung von Verbotszonen
für Auswärtsstadien sinnvoll erscheint, zumal diese die
Bewegungsfreiheit der Betroffenen kaum einschrän-
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32) Kolz, Einwilligung und Richtervorbehalt (2006) 88 f.
33) Dort beträgt die Höchstfrist fünf Jahre gem § 68b Abs 1 Satz 1 iVm

§ 68c Abs 1 Satz 1StGB – diese ist in bestimmten Fällen gem § 68c
Abs 3 StGB unbegrenzt verlängerbar. Andererseits muss gem § 68d
Abs 2 StGB spätestens bis vor Ablauf von zwei Jahren die Aufhe-
bung der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung geprüft werden.

34) Deshalb sollen hier auch aktuelle Überlegungen aus der Politik, isla-
mistische Gefährder polizeirechtlich elektronisch überwachen zu
lassen (so laut FAZ vom 4. 1. 2016 CSU-Innenpolitiker Stephan
Meyer), nicht behandelt werden.

35) Umgangssprachlich häufig als „Hooligans“ bezeichnet.
36) Vgl BGH, Beschluss v 22. 1. 2015, 3 StR 233/14 –, juris Rn 7.
37) So der nicht belegte Eintrag bei https://de.wikipedia.org/wiki/

Hooligan
38) Quelle: ZIS-Jahresbericht 2013/14 (dort S 18 f), abzurufen unter:

www.polizei.nrw.de/media/Dokumente/Behoerden/LZPD/
ZIS_Jahresbericht_2013_14.pdf Damit ist allerdings zum einen
keine Aussage über die „nicht spielbezogenen“ Taten getätigt (zu
denen Drittortauseinandersetzungen eben wegen des anderen Or-
tes und wegen des bisweilen auch von Spieltagen unabhängigen
Datums gehören dürften). Zum anderen darf das als erheblich ein-
zuschätzende Dunkelfeld betreffend verabredete Schlägereien zwi-
schen „Fan“-Gruppen nicht außer Betracht gelassen werden.

39) Dies würde auch den Belangen des Bahnverkehrs am ehesten Rech-
nung tragen, denn in der abgelaufenen Saison soll es dort zu 669
Gewaltdelikten durch Fußball-„Fans“ gekommen sein:
www.spiegel.de/sport/fussball/bahn-laesst-hooligans-nicht-mehr-
zug-fahren-a-1049432.html

40) AaO 17.



ken würden. Selbstverständlich müssten die Verbots-
zonen zeitlich auf das Umfeld der Spiele begrenzt sein.
Dies dürfte technisch aber problemlos leistbar sein,
wie die Erfahrungen mit der Elektronischen Präsenz-
kontrolle zeigen, die – wie oben angedeutet – eben
nicht ständig eine Präsenzvorgabe macht, sondern
bei der zu bestimmten Zeiten auch gar keine Vorgabe
oder eine Abwesenheitsvorgabe einprogrammiert
wird.

Die Gewaltkriminalität von „Hooligans“ ist somit
nicht nur von erheblicher Bedeutung,41) sondern durch
den Einsatz der Elektronischen Überwachung auch
weitgehend effektiv vermeidbar. Eine Überwachung
einzelner Gewalttäter erscheint zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit in den Fußballstadien zudem wün-
schenswert und erforderlich, vor allem wenn man be-
denkt, dass die Innenministerkonferenz zuletzt alter-
nativ in Erwägung gezogen hat, die Sicherheit insb
durch eine Halbierung des Gästekartenkontingents –
und damit auf Kosten vor allem der friedlichen Sta-
dionbesucher – zu gewährleisten.42)

Wie bei der häuslichen Gewalt, so könnte auch in
diesem Bereich eine moderate Ausweitung der gem
§ 68b Abs 1 Satz 3 Nr 1 StGB anordenbaren Elektro-
nischen Aufenthaltsüberwachung im Bereich der Füh-
rungsaufsicht erfolgen. Auch ein Einsatz als Bewäh-
rungsweisung oder gem § 153a StPO käme in Frage.

Bezogen auf „Hooligans“ würde etwa ein Einsatz
der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung dem
Umstand Rechnung tragen, dass sich die kriminellen
Karrieren zahlreicher ansonsten gut sozial und beruf-
lich integrierter Gewalttäter im Wesentlichen darauf
beschränken, dass die Taten anlässlich von Fußball-
spielen begangen werden. Einer für die Strafausset-
zung zur Bewährung gem § 56 Abs 1 Satz 1 StGB er-
forderlichen positiven Sozialprognose – und erst Recht
dem von § 56 Abs 2 StGB bei Verurteilungen zu Frei-
heitsstrafen von mehr als einem bis zu zwei Jahren vo-
rausgesetzten Vorliegen „besonderer Umstände“ –

dürfte jedoch insb bei wiederholten Taten entgegen-
stehen, dass weitere Taten zu besorgen sind, wenn
nicht in besonderer Weise für eine Kontrolle des zu
Verurteilenden Sorge getragen werden kann.43)

Die bisher in solchen Fällen gelegentlich ange-
wandte „Meldeauflage“44) gem § 56c Abs 2 Nr 2 StGB
erscheint hingegen nicht als das Mittel der Wahl. Sie
kann weiteren Taten nicht mit der gleichen Effektivi-
tät entgegenwirken wie die Elektronische Aufenthalts-
überwachung, weil ein Verstoß dagegen regelmäßig
erst so spät bemerkt werden dürfte, dass die Begehung
erneuter Taten nicht mehr verhindert werden kann.
Hingegen ermöglicht die Elektronische Aufenthalts-
überwachung das frühzeitige Erkennen eines Wei-
sungsverstoßes sowie außer der direkten Ansprache
des Probanden auch den gezielten Polizeieinsatz und
die spätere Dokumentation seines Aufenthalts zur Be-

weisführung im Strafverfahren. Es wurde bereits dar-
gelegt, dass damit die Hemmschwelle für die Bege-
hung erneuter Taten steigt. Dieser engmaschigen
Kontrolle könnte sich der Proband allenfalls durch
das weisungswidrige Ablegen der „Fußfessel“ entzie-
hen, was allerdings einen gröblichen Weisungsverstoß
gem § 56 f Abs 1 Satz 1 Nr 2 StGB darstellen und da-
her Anlass zur ernsthaften Prüfung des Widerrufs der
Bewährung geben dürfte. Demgegenüber dürfte der
durch angebliche bloße Versäumnisse leicht erklärbare
Verstoß gegen eine „Meldeauflage“ erst im mehrfa-
chenWiederholungsfalle das Merkmal der Beharrlich-
keit gem § 56 f Abs 1 Satz 1 Nr 2 StGB erfüllen. Die
„Meldeauflage“ stellt somit jedenfalls derzeit noch
die weit weniger effektive Weisung dar, könnte aller-
dings durch technische Neuerungen wieder an Wir-
kung gewinnen. Bspw entwickelt eine britische Firma
gerade eine App, durch welche der Nutzer zu einem
bestimmten Zeitpunkt zu einem Fingerscan aufgefor-
dert werden kann, so dass sich sein Aufenthalt über
die durch sein Smartphone übermittelten Geodaten
zweifelsfrei bestimmen lässt.45)

Gegen die Besorgnis, die Elektronische Aufenthalts-
überwachung stelle eine stärkere Belastung der
Grundrechte des Probanden dar, ist zunächst einzu-
wenden, dass die „Meldeauflage“ aufgrund ihrer gerin-
geren Zielgenauigkeit in deutlich stärkerer Weise die
Fortbewegungsfreiheit einschränkt als die Elektroni-
sche Aufenthaltsüberwachung, welche – insb bei der
Einrichtung von bloß zeitweisen Verbotszonen – den
Eingriff exakt auf das erforderliche Maß beschränkt,
so bspw einem Auslandsaufenthalt nicht entgegensteht
und dem Probanden vor allem außer der Beachtung
der eingerichteten Zonen und dem Aufladen des Ge-
räts kein aktives Verhalten (wie den Gang zur Polizei-
wache) abverlangt.46) Soweit dennoch betreffend das
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41) Vgl BGH, Beschluss v 22. 1. 2015, 3 StR 233/14 –, juris Rn 23 ff: Ne-
ben gefährlicher oder gar schwerer Körperverletzung machen sich
„Hooligans“ der Bildung einer kriminellen Vereinigung strafbar. Zu-
dem sind rechtextreme Tendenzen bei einigen Hooligan-Gruppen
erkennbar (vgl aaO, Rn 6), zumal die Bewegung HoGeSa Mobilisie-
rungspotential gegen Andersdenkende erkennen ließ.

42) www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/
2015-06-24_26/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=3 –
dort S 5.

43) Exemplarisch jüngst: OLG Hamm, Urteil v 11. 8. 2015, 5 RVs 80/15
–, Pressemitteilung bei juris.

44) Nach dem Gesetzeswortlaut müsste man eigentlich von einer „Mel-
deweisung“ sprechen.

45) Die Sicherung einer solchen App gegen Überlistung müsste zu-
nächst zweifelsfrei feststehen. Forscher warnen gegenwärtig, es
sei möglich, Fingerabdrücke der Nutzer zu kopieren: www.spiegel.
de/netzwelt/gadgets/android-forscher-warnen-vor-gefahr-durch-
fingerabdruckscanner-a-1047154.html. Gegebenenfalls müsste die
Identität des Smartphone-Nutzers noch zusätzlich durch einen
Stimmabgleich verifiziert werden.

46) Dieser Vorteil der Elektronischen Überwachung entfiele bei Einsatz
der oben beschriebenen App.



Recht auf informationelle Selbstbestimmung eine hö-
here Eingriffstiefe anzunehmen sein dürfte, ist zu be-
achten, dass die Elektronische Überwachung gleich-
wohl erheblich weniger eingriffsintensiv ist als die an-
sonsten ohne die Strafaussetzung zur Bewährung zu
verbüßende Haft, dass ihr Einsatz also unbedenklich
erscheint, soweit sie lediglich dann angewandt wird,
wenn ohne sie keine Strafaussetzung gewährt werden
könnte. Mithin dürften grundrechtliche Belange des
Probanden jedenfalls wenig Anlass zur Besorgnis ge-
ben, solange mit der Maßnahme kein „net widening“47)
einhergeht.48) Da sich das „net widening“ wohl nur in
der Tendenz einschränken, wegen der richterlichen
Unabhängigkeit aber nie ganz wird ausschließen las-
sen,49) wird man sich bei der rechtspolitischen Bewer-
tung der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung als
Bewährungsweisung letztlich doch der Abwägung stel-
len müssen, wie bedeutend die Eingriffe in das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung des Probanden
im Vergleich mit der erhöhten Sicherheit in den Fuß-
ballstadien einzuschätzen sind.

3. Elektronische Überwachung und Strafvollzug

Weitere mögliche Anwendungsfelder der Elektroni-
schen Überwachung ergeben sich mit Blick auf den
Strafvollzug, der durch einen stärkeren Einsatz der
Technik vermieden, ergänzt oder anders ausgestaltet
werden kann. Die hessischen Regelungen betreffend
vollzugsöffnende und entlassungsvorbereitende Maß-
nahmen wurden oben bereits vorgestellt.50)

Darüber hinaus könnte eine – für eine verbesserte
Resozialisierung und damit für die Sicherheit der Be-
völkerung grundsätzlich wünschenswerte – Vermei-
dung von Haft dort in den Blick genommen werden,
wo die Entlassung noch an der Besorgnis scheitert, es
könnten erneute Taten begangen werden. In diesem
Zusammenhang ist in erster Linie an die Strafausset-
zung zur Bewährung nach Teilverbüßung gem § 57
Abs 1 StGB zu denken. Hier könnte die Elektronische
Aufenthaltsüberwachung gem § 57 Abs 3 iVm § 56c
Abs 2 StGB in Zweifelsfällen gerade noch eine positive
Prognose ermöglichen.

Ein tauglicher Regelungsbereich dürfte ferner insb
die Erleichterung einer Zurückstellung der Vollstre-
ckung gem § 35 BtMG sein. Dabei könnte überwacht
werden, ob sich der Proband tatsächlich in Behandlung
begibt und diese auch durchhält. Im Rahmen von § 36
BtMG könnte die Elektronische Überwachung den
Übergang von stationärer zu ambulanter Behandlung
bereits vor der Strafaussetzung zur Bewährung beglei-
ten (und danach als Bewährungsauflage Anwendung
finden). Die Gewährung von Aufschub oder Unterbre-
chung der Vollstreckung gem §§ 455 und 455a StPO
könnte durch die Elektronische Überwachung in man-
chen Fällen erst möglich werden, wenn nur durch sie

gewährleistet werden kann, dass Gründe der öffentli-
chen Sicherheit nicht gem § 455 Abs 4 Satz 2 und
§ 455a Abs 1 StPO entgegenstehen. Der vorüberge-
hende Aufschub darf gem § 456 Abs 3 StPO an Bedin-
gungen geknüpft werden, zu denen auch die Elektroni-
sche Überwachung gehören könnte.

Der Haftvermeidung könnte auch die Einführung
eines „Elektronischen Hausarrests“ als alternative
Vollzugsform51) bzw womöglich gar als neue eigen-
ständige Sanktionsform dienen. Bei kurzen Freiheits-
strafen, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung aus-
gesetzt wird, und insb Ersatzfreiheitsstrafen könnte die
Elektronische Überwachung – gegebenenfalls flankiert
durch die Auflage der Ableistung gemeinnütziger Ar-
beit (etwa in Ergänzung anderer Projekte zur Vermei-
dung der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen, wie
des hessischen Projekts „Auftrag ohne Antrag“) – für
einen strukturierten Tagesablauf bzw für die Kontrolle
der den Vollzug in der Justizvollzugsanstalt ersetzen-
den Strukturen sorgen.52) Im Jugendstrafrecht kann
eine entsprechende Weisung gem § 10 JGG dazu bei-
tragen, dass die Schulanwesenheit oder das Sich-Fern-
halten von einem kriminalitätsfördernden Umfeld
kontrolliert wird. In manchem Einzelfall dürften durch
die erhöhte Schlagkraft dieser Weisung freiheitsent-
ziehende, desintegrierende und stigmatisierende Maß-
nahmen entbehrlich werden, was dem imVordergrund
stehenden Erziehungs- und Präventionsgedanken zu-
gutekommen dürfte.

IV. Ausblick
Die Justizministerinnen und Justizminister haben mit
ihrem Stuttgarter Beschluss die Weichen dafür ge-
stellt, sich vertieft mit der Thematik Elektronische
Überwachung zu befassen. Die obigen Überlegungen
zeigen, dass eine Ausweitung ihres Anwendungsbe-
reichs in zahlreichen Gebieten in Frage kommt und
Möglichkeiten für grundrechtsschonende Lösungen
ebenso bietet wie für Verbesserungen der Sicherheit
der Bevölkerung und für die Schonung finanzieller
Ressourcen des Staats.
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47) „Net widening“ bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die Elek-
tronische Überwachungauch in Fällen – sozusagen zusätzlich – zum
Einsatz kommt, in denen die „begünstigende“ Folge auch ohne
Überwachung erfolgen würde. Die Überwachung würde dann eine
Restriktion darstellen, anstatt Vorteile für den Probanden zu ermög-
lichen.

48) Vgl zur Frage des „net widening“: Mayer, Modellprojekt Elektroni-
sche Fußfessel (2004) 149 ; Wößner/Schwedler, NK 2013, 60 (75 f).

49) AaO 195.
50) Siehe oben, II.3.
51) „Frontdoor-Variante“ wie in Österreich, s oben, II.3.
52) Diese Aufgabe ist im Hinblick auf die vermutlich zumeist unmoti-

vierte Klientel nicht zu unterschätzen.



Umsetzung und Probleme der EU-OpferschutzRL
in Österreich am Beispiel der psychosozialen
Prozessbegleitung
Von RA Mag. René Haumer, LL.M., und RA Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner, www.prasthofer.com, Linz/
Graz. Mag. René Haumer, LL.M., ist Rechtsanwalt in Linz und Partner der Rechtsanwaltskanzlei Haslinger/Nagele &
Partner Rechtsanwälte GmbH, Universitätslektor an der Johannes Kepler Universität Linz sowie Vorstandsmitglied
der Vereinigung österreichischer StrafverteidigerInnen. Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner ist Rechtsanwältin in Graz,
Präsidentin der Vereinigung Steirischer Rechtsanwälte und Mitglied im Ausschuss der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer.

Die psychosoziale Prozessbegleitung ist für Opfer von einer Bedeutung, die nicht unterschätzt werden darf; sie
umfasst ex lege die Vorbereitung der Betroffenen auf das Verfahren und die mit ihm verbundenen emotionalen
Belastungen sowie die Begleitung zu Vernehmungen im Ermittlungs- und Hauptverfahren (§ 66 Abs 2 Satz 3
StPO) und zählt damit zu den zentralen Instrumenten der Unterstützung von Opfern. Insb in Fällen sexualisier-
ter Gewalt und der Gewalt innerhalb enger sozialer Beziehungen sind Opfer, nicht nur – aber auch im Strafver-
fahren einer enormen psychischen Belastung ausgesetzt; gerade hier lässt sich das Bedürfnis nach professionel-
ler psychosozialer Unterstützung nicht bestreiten.1)

I. Gesetzliche Entwicklung der
psychosozialen Prozessbegleitung
in Österreich

1. Psychosoziale und juristische Prozess-
begleitung im Strafverfahren (§ 66 Abs 2 StPO)

Die psychosoziale und juristische Prozessbegleitung
wurde auf Basis von Art VI der Strafprozessnovelle
19992) als Versuchsprojekt gestartet und durch das
BGBl I 2005/119 noch vor Inkrafttreten des Strafpro-
zessreformgesetzes 20043) in § 49a StPO (nunmehr
geregelt in § 66 Abs 2 StPO) gesetzlich verankert. In
Bezug auf eine juristische Prozessbegleitung wurde da-
mit die sich aus Art 6 des Rahmenbeschlusses des Rates
vom 15. 3. 2001 über die Stellung des Opfers im Straf-
verfahren4) ergebende Verpflichtung, einem Opfer er-
forderlichenfalls unentgeltlich Zugang zur Rechtsbe-
ratung und zu einem Rechtsbeistand zu gewährleisten,
wenn es als Partei im Strafverfahren auftreten kann,
umgesetzt. Der Rahmenbeschluss wurde mittlerweile
durch die RL 2012/29/EU über Mindeststandards
für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz
vonOpfern von Straftaten (kurz „Opferschutz-Richtli-
nie“)5) ersetzt.

Einen Sonderfall stellt die durch das Sexualstraf-
rechtsänderungsgesetz 20136) eingefügte Regelung
des § 66 Abs 2 Satz 2 StPO dar. Danach ist Opfern,
die in ihrer sexuellen Integrität verletzt worden sein
könnten und das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, jedenfalls – eine etwaige Prüfung der Erforder-
lichkeit entfällt – psychosoziale Prozessbegleitung zu
gewähren.

2. Psychosoziale Prozessbegleitung im
Zivil- und Außerstreitverfahren (§ 73b Abs 1
ZPO und § 7 Abs 1 AußStrG)

Wurde einem Opfer bereits im Strafverfahren psycho-
soziale Prozessbegleitung gewährt, so soll dies auf sein
bzw ihr Verlangen auch für ein zwischen ihm bzw ihr
und dem Beschuldigten des Strafverfahrens geführtes
Zivil- und Außerstreitverfahren gelten (§ 73b Abs 1
ZPO). Die Ausweitung auf das Zivil- und Außerstreit-
verfahren bzw das „Weiterlaufenlassen“ der Prozess-
begleitung auch im Zivil- und Außerstreitverfahren er-
schien dem Gesetzgeber, vor allem vor dem Hinter-
grund der Gefahr einer möglichen sekundären Vikti-
misierung7) des Opfers, geboten. Insb Gewalt- und
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1) Empirische Untersuchungen liefern eindeutige Belege hierfür (vgl
ua Nachbaur, JSt 2010, 49; Sautner, RZ 2009, 209).

2) BGBl I 1999/55.
3) BGBl I 2004/19.
4) Vgl Rahmenbeschluss (RB) 2001/220/JI über die Stellung des Op-

fers im Strafverfahren, ABl L 2001/82, 1.
5) RL 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v

25. 10. 2012 über die Mindeststandards für die Rechte, die Unter-
stützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Er-
setzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI.

6) BGBl I 2013/116 in Umsetzung der Art 18–20 der RL 2011/92/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates v 13. 12. 2011 zur Be-
kämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung
von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des
Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates (ErläutRV 2319 BlgNR
24. GP 19).

7) Die sekundäre Viktimisierung (sog „zweite Opferwerdung“) erfasst
begrifflich diejenigen negativen psychischen, sozialen und gegebe-
nenfalls wirtschaftlichen Folgen, welche nicht unmittelbar durch
die Straftat hervorgerufen werden, sondern indirekt durch diejeni-
gen Personen, welche mit dem Opfer der Straftat und den Folgen
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Sexualstraftaten, ebenso wie der gewaltsam herbeige-
führte Tod nahestehender Menschen, stellen für die
Betroffenen ein außerordentlich traumatisches Ereig-
nis dar. Gerade solchen Opfern soll daher eine mög-
lichst schonende Teilnahme am Verfahren ermöglicht
werden.8) Umgesetzt wurden diese Bestrebungen mit
dem 2. Gewaltschutzgesetz 2009.9) Nicht erfasst vom
Regelungsbereich des § 73b ZPO bzw § 7 Abs 1
AußStrG ist die juristische Prozessbegleitung.

Im Zivilverfahren wird psychosoziale Prozessbeglei-
tung bis zu einem Höchstbetrag von E 800,– gewährt;
genießt das Opfer Verfahrenshilfe, so beträgt der
Höchstbetrag E 1.200,– (§ 73b Abs 2 ZPO).

II. Voraussetzungen der Gewährung
von psychosozialer und
juristischer Prozessbegleitung
in Strafverfahren

1. Allgemeines

Unter den Voraussetzungen des § 66 Abs 2 StPO ha-
ben Opfer iSd § 65 Z 1 lit a und b StPO Anspruch
auf psychosoziale und juristische Prozessbegleitung.
Opfer iSd § 65 Z 1 lit c StPO sind hiervon nicht er-
fasst; im Falle eines Privatbeteiligtenanschlusses kann
jedoch auch ihnen Verfahrenshilfe durch unentgeltli-
che Beigebung eines Rechtsanwalts bewilligt werden
(vgl § 67 Abs 7 StPO).

Psychosoziale und juristische Prozessbegleitung ist
insoweit zu gewähren, als dies zurWahrung prozessua-
ler Rechte der Opfer unter größtmöglicher Bedacht-
nahme auf ihre persönliche Betroffenheit erforderlich
ist (§ 66 Abs 2 Satz 1 StPO). Besonderes gilt für Opfer,
die in ihrer sexuellen Integrität verletzt worden sein
könnten und das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Ihnen ist jedenfalls, dh unabhängig davon, ob
sie die Voraussetzungen des § 66 Abs 2 Satz 1 StPO
erfüllen, Prozessbegleitung zu gewähren (§ 66 Abs 2
Satz 2 StPO).

Das Bundesministerin für Justiz wurde gem § 66
Abs 2 lt Satz dazu ermächtigt, bewährte geeignete Ein-
richtungen10) vertraglich zu beauftragen, Opfern iSd
§ 65 Z 1 lit a oder b nach Prüfung der gesetzlichen Vo-
raussetzungen Prozessbegleitung zu gewähren.

2. Einschränkung auf Opfer iSd § 65 Z 1
lit a und b StPO

a) Nicht jedes Opfer einer Straftat hat Anspruch auf
kostenlose psychosoziale und juristische Prozessbe-
gleitung. Sie steht nur Opfern zu, die aufgrund der be-
gangenen Tat und der Umstände des Falls besonderer
emotionaler Belastung und Betroffenheit ausgesetzt
waren und sind. Gestuft nach Straftaten und demGrad

an Betroffenheit ergeben sich aus § 65 Z 1 lit a und b
StPO drei unterschiedliche Opferbegriffe, die sich zu
einem einheitlichen Opferbegriff im weiteren Sinn zu-
sammenfassen lassen.11) Ausschließlich Opfern iSd § 65
Z 1 lit a und b StPO wird Prozessbegleitung gewährt:
Einerseits sind von § 65 Z 1 lit a StPO Gewalt- und
Sexualopfer vorsätzlich begangener Taten unabhängig
vom Eintritt eines Schadens, demnach Personen, die
durch eine vorsätzlich begangene Straftat Gewalt oder
gefährlicher Drohung ausgesetzt oder in ihrer sexuel-
len Integrität beeinträchtigt worden sein könnten, er-
fasst; und andererseits Personen iSd § 65 Z 1 lit b,
dazu zählen nahe Angehörige12) einer Person, deren
Tod durch eine Straftat herbeigeführt worden sein
könnte, oder andere Angehörige, die Zeugen der Tat
waren.

b) In Umsetzung europäischer Vorgaben13) wurde
durch das Sexualstrafrechtsänderungsgesetz 201314)

mit der Regelung des § 66 Abs 2 Satz 2 StPO der be-
sonderen Situation bestimmter Opfergruppen Rech-
nung getragen: Jenen Opfern, die in ihrer sexuellen In-
tegrität verletzt worden sein könnten und das 14. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, ist jedenfalls –

also zwingend, auch ohne entsprechendes Verlangen
– psychosoziale Prozessbegleitung zu gewähren (§ 66
Abs 2 Satz 2 StPO).

c) Im Übrigen jedoch ist (den anderen) Opfern iSd
§ 65 Z 1 lit a und b StPO nur über entsprechendes,
ausdrückliches Ersuchen (und nicht von Amts wegen)
Prozessbegleitung beizugeben.

d) Gem § 70 Abs 1 Satz 3 StPO sind Opfer iSd § 65
Z 1 lit a und b StPO spätestens vor ihrer ersten Befra-
gung über die Möglichkeit der Prozessbegleitung, so-
wie deren Voraussetzungen, zu informieren. In der
Praxis werden diese oftmals an die zahlreichen Opfer-
schutzeinrichtungen (bspw Opfernotruf)15) verwiesen.

Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06334

Strafrechtskommission des ÖRAK und Strafrechtsausschuss der BRAK 2015

Umsetzung und Probleme der EU-OpferschutzRL in Österreich am Beispiel der psychosozialen Prozessbegleitung
Autoren: RA Mag. René Haumer, LL.M., und RA Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner, www.prasthofer.com, Linz/Graz

der primären Viktimisierung, demnach alle unmittelbaren physi-
schen, psychischen und wirtschaftlichen Folgen der Straftat, befasst
sind, hervorgerufen werden.

8) Anzenberger in Fasching/Konecny II/13 § 73b ZPO Rz 1 f.
9) BGBl I 2009/40.

10) Vom BMJ wurden bundesweit die Einrichtung WEISSER RING, der
Verein LEFÖ sowie der Verein NEUSTART mit der Gewährung der
Prozessbegleitung beauftragt. Im Zuständigkeitsbereich der einzel-
nen Bundesländer wurden mit zahlreichen weiteren Einrichtungen
Verträge abgeschlossen (vgl Kirschhofer in Schmölzer/Mühlbacher,
StPO Praxiskommentar § 66 Rz 13).

11) Vgl Kier, WK-StPO § 65 Rz 2.
12) In § 65 Z 1 lit b aufgezählt sind der Ehegatte, der eingetragene Part-

ner, der Lebensgefährte, die Verwandten in gerader Linie, der Bruder
oder die Schwester.

13) Vgl ErläutRV 2319 BlgNR 24. GP sowie Art 18–20 RL 2011/93/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates v 13. 12. 2011 zur Be-
kämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung
von Kindern sowie der Kinderpornografie.

14) BGBl I 2013/116.
15) www.opfer-notruf.at/rechtliches/prozessbegleitung/



e) In der Lehre wird die Beschränkung der psycho-
sozialen und juristischen Prozessbegleitung aus-
schließlich auf Opfer iSd § 65 Z 1 lit a und b StPO,
und damit das Nichtberücksichtigen der Opfer iSd
§ 65 Z 1 lit c StPO, teilweise als zu eng kritisiert. Auch
Delikte ohne unmittelbare Gewalteinwirkung, wie
etwa Einbruchsdiebstähle in Wohnräumen, führen
mitunter zu schwersten Traumatisierungen bei den
Opfern.16) Kritisiert wird ebenso, dass die persönliche
Betroffenheit von Personen, die nicht Zeugen einer
Tötungshandlung iSd § 65 Z 1 lit b StPO waren, weit
über den dort formulierten Personenkreis hinausgeht,
weshalb der weit gefasste Angehörigenkreis des § 72
StGB17) dem Schutzbedürfnis eher gerecht werden
würde.18) Zuweilen wird die Einschränkung der psy-
chosozialen und juristischen Prozessbegleitung auf
Opfer iSd § 65 Z 1 lit a und b StPO als nicht nachvoll-
ziehbar bewertet, da die sachliche Notwendigkeit der
Gewährung von Prozessbegleitung ohnehin anhand
der „Erforderlichkeit zur Wahrung der prozessualen
Rechte des Opfers“ zu prüfen sei.19)

Die Einschränkung des § 66 Abs 2 StPO ist freilich
zumindest dadurch abgeschwächt, dass Privatbeteilig-
ten, also Opfern, die erklären, sich am Verfahren zu
beteiligen, um Ersatz für den erlittenen Schaden oder
die erlittene Beeinträchtigung zu begehren, gem § 67
Abs 7 StPO bei finanzieller Bedürftigkeit Verfahrens-
hilfe zu gewähren ist, soweit die Vertretung durch ei-
nen Rechtsanwalt im Interesse der Rechtspflege, vor
allem im Interesse einer zweckentsprechenden Durch-
setzung ihrer Ansprüche zur Vermeidung eines nach-
folgenden Zivilverfahrens erforderlich ist.20) Umge-
kehrt sind Opfer iSd § 65 Z 1 lit a und b StPO von
der Gewährung der Verfahrenshilfe nach § 67 Abs 7
StPO ausgeschlossen, wenn sie sich dazu entschlossen
haben, vorerst nicht um juristische Prozessbegleitung
anzusuchen, sich aber in der Folge dem Verfahren als
Privatbeteiligter anschließen. Diese Opfer müssen bis
zum rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens ein
Ansuchen nach § 66 Abs 2 StPO stellen.21) Während
Opfern iSd § 65 Z 1 lit c StPO, die sich als Privatbetei-
ligte dem Strafverfahren anschließen, ein Verfahrens-
hilfeverteidiger nur bei sozialer Bedürftigkeit beizuge-
ben ist, können sich finanziell begüterte Opfer iSd § 65
Z 1 lit a und b StPO dem Verfahren zur Durchsetzung
ihrer zivilrechtlichen Ansprüche anschließen, ohne da-
bei der Gefahr der Kostentragung ausgesetzt zu sein.

3. Prozessbegleitung unabhängig von
Vermögensverhältnissen des Opfers

a) Hinsichtlich der Gewährung psychosozialer und ju-
ristischer Prozessbegleitung stellt § 66 Abs 2 StPO
nicht auf die Vermögensverhältnisse der Opfer nach
§ 65 Z 1 lit a und b StPO, sondern auf das Kriterium
der „Erforderlichkeit“ ab.22) Bejahendenfalls wird sie

demOpfer kostenlos gewährt. ImGegensatz dazu setzt
die Verfahrenshilfe nach § 67 Abs 7 StPO voraus, dass
das Opfer außerstande ist, die Kosten anwaltlicher
Vertretung ohne Beeinträchtigung des notwendigen
Unterhalts zu bestreiten.23) Eine in der Literatur24) als
justizpolitisch legitim angesehene Differenzierung
hinsichtlich der juristischen und psychosozialen Pro-
zessbegleitung dahingehend, dass die Gewährung ju-
ristischer Prozessbegleitung von den wirtschaftlichen
Verhältnissen des Opfers abhängig sein solle, ist dem
§ 66 Abs 2 StPO – anders als § 67 Abs 7 Satz 1 StPO
– nicht zu entnehmen.25)

b) Die durch die Prozessbegleitung entstandenen
Kosten werden vorerst von den Opferschutzeinrich-
tungen selbst übernommen; sie werden allerdings
vom zuständigen Bundesministerium (BMJ) refun-
diert. Ein unmittelbarer Honoraranspruch des Pro-
zessbegleiters gegen das Opfer besteht nicht.26) Zumin-
dest ein Teil der Kosten ist in Form eines Pauschalbei-
trags bis zu E 1.000,– von „der zum Kostenersatze ver-
pflichteten Partei“ zu tragen (§ 381 Abs 1 Z 9 StPO).
Bei der Bemessung des Pauschalbetrags sind die Belas-
tung der mit der Prozessbegleitung beauftragten Ein-
richtung und das Ausmaß ihrer Aufwendungen sowie
das Vermögen, das Einkommen und die anderen für
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Ersatzpflich-
tigen maßgebenden Umstände zu berücksichtigen
(§ 381 Abs 5a iVm Abs 5 StPO; Lendl in Fuchs/Ratz,
WK-StPO § 381 Rz 42a).
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16) Vgl Sautner/Hirtenlehner, Bedürfnisse und Interessen von Krimina-
litätsopfern als Maßstab des Strafprozessrechts – Bericht von der
Linzer Opferbefragung, ÖJZ 2008, 574 (581); Anzenberger, Prozess-
begleitung im Straf- und Zivilverfahren, ÖJZ 2014/115 (754) mwN.

17) In § 72 StGB aufgezählt sind (einer Person) ihre Verwandten und
Verschwägerten in gerader Linie, ihr Ehegatte oder eingetragener
Partner und die Geschwister des Ehegatten oder eingetragenen
Partners, ihre Geschwister und deren Ehegatten oder eingetragene
Partner, Kinder und Enkel, die Geschwister ihrer Eltern und Großel-
tern, ihre Vettern und Basen, der Vater oder die Mutter ihres Kindes,
ihre Wahl- und Pflegeeltern, ihre Wahl- und Pflegekinder, sowie Per-
sonen, über die ihnen die Obsorge zusteht oder unter deren Ob-
sorge sie stehen.

18) Jesionek, Schriftenreihe des Bundesministeriums für Justiz
(Band 150), 33. Ottensteiner Fortbildungsseminar 61.

19) Anzenberger, Prozessbegleitung im Straf- und Zivilverfahren, ÖJZ
2014/115 (754).

20) Bspw muss zum Zeitpunkt der Antragstellung – für den Fall der Ge-
nehmigung der Verfahrenshilfe – es bereits naheliegend sein, dass
über die Ansprüche im Strafverfahren endgültig abgesprochen wer-
den wird (Korn/Zöchbauer in Fuchs/Ratz, WK StPO § 67 Rz 22).

21) Kier, WK-StPO § 66 Rz 8.
22) Pilnacek/Pleischl, Das neue Vorverfahren (2004) Rz 272.
23) Kirschhofer in Schmölzer/Mühlbacher, StPO Praxiskommentar § 66

Rz 10.
24) Vgl Venier, ÖJZ 2009, 591 (598); idS zu Korn/Zöchbauer, WK-StPO

§ 49a aF (2006) Rz 3.
25) Kier, WK-StPO § 66 Rz 10.
26) Vgl Lendl in WK-StPO § 381 Rz 42a mwN.



4. Erforderlichkeit zur Wahrung der
prozessualen Rechte der Opfer

a) Die Prozessbegleitung muss zur Wahrung der pro-
zessualen Rechte des Opfers erforderlich sein, wobei
die Beurteilung unter größtmöglicher Bedachtnahme
auf ihre persönliche Betroffenheit zu erfolgen hat
(§ 66 Abs 2 Satz 1 StPO). Ob nun einer Person psy-
chosoziale Prozessbegleitung gewährt wird, ist von
der Opferschutzeinrichtung selbst zu beurteilen, weil
die Beurteilung der persönlichen Betroffenheit idR be-
sonderes Fachwissen voraussetzt. Nach Maßgabe der
Sach- und Rechtslage kann ebenso die Gewährung ei-
nes juristischen Beistands – ein (von der Opferschutz-
einrichtung zu beauftragender) Rechtsanwalt27) –

zwecks Beratung und Vertretung erforderlich
sein.28) , 29) Die Beigebung psychosozialer und/oder ju-
ristischer Prozessbegleitung hängt demnach vom je-
weiligen Einzelfall ab.30) Eine derartige Überprüfung
der Erforderlichkeit entfällt allerdings, wenn es sich
um ein Opfer handelt, das in seiner sexuellen Integrität
verletzt worden sein könnte und das 14. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat (§ 66 Abs 2 Satz 2 StPO).

Die Beurteilung der Erforderlichkeit hat überdies
unter „größtmöglicher Bedachtnahme auf die persönliche
Betroffenheit“ des Opfers zu erfolgen (§ 66 Abs 2 Satz 1
StPO); damit sind einerseits die emotionalen und see-
lischen Folgen einer Straftat, und andererseits aber
auch die physischen und mitunter sogar wirtschaftli-
chen Folgen einer Tat miteinzubeziehen.31) Auch hier
ist jeder Fall einzeln zu prüfen, wobei ein individuelles
Gespräch idR unerlässlich ist.32)

b) Zu Recht wird an der Regelung des § 66 Abs 2
StPO kritisiert, dass der Anspruch auf Prozessbeglei-
tung zwar als subjektives Recht „auf ihr Verlangen“ for-
muliert ist, die StPO jedoch kein Rechtsmittel gegen
die Nichtgewährung der Prozessbegleitung enthält.33)
Allein die jeweilige Opferschutzeinrichtung entschei-
det, ob nun die Gewährung der Prozessbegleitung er-
forderlich ist oder eben nicht. Selbst kann sie diese
wiederum nur innerhalb der ihr jährlich zugewiesenen
(finanziellen) Ressourcen gewähren. Sind die Ressour-
cen aufgebraucht, bleibt dem Opfer die Prozessbeglei-
tung verwehrt. Wohl soll aber den Opfern ein privat-
rechtlicher Anspruch auf Gewährung von Prozessbe-
gleitung gegen die jeweilige Opferschutzeinrichtung
zustehen, da das Rechtsinstitut der Prozessbegleitung
als „dreipersonales Verhältnis“ zwischen Staat, Opfer-
schutzeinrichtung und Opfer zu verstehen sei und der
Vertrag zwischen Staat und Opferschutzeinrichtung
als Vertrag zu Gunsten Dritter qualifiziert wird.34) Zu-
dem unterliegen die Opferschutzeinrichtungen einer
Kontrolle durch den Bundesminister für Justiz.35)

c) Nimmt man die an der gesetzgeberischen Umset-
zung36) geäußerte Kritik (in Pkt III.4.b) ernst, kann die
Lösung nur darin bestehen, Staatsanwaltschaft und/

oder Gerichte in die Entscheidungskompetenz der
Gewährung von Prozessbegleitung einzubinden.37)
Aus zwei Gründen ist die Überantwortung der Kom-
petenz zur Entscheidung über die Gewährung von
Prozessbegleitung an Staatsanwaltschaft und/oder Ge-
richt allerdings abzulehnen: Erstens würde die Ent-
scheidung über die Voraussetzungen der Gewährung
von Prozessbegleitung durch Staatsanwaltschaft und/
oder Gericht die Beiziehung von Sachverständigen er-
forderlich machen. Zweitens wäre jede Entscheidung
dem Vorwurf der Befangenheit durch vorausgreifende
Beweiswürdigung ausgesetzt.38)

d) Eine der grundlegenden Schwächen des derzeiti-
gen Systems wird wohl darin bestehen, dass die Opfer-
schutzeinrichtungen vom BMJ alljährlich mit einem
Geldbudget für die Durchführung psychosozialer
und juristischer Prozessbegleitung ausgestattet wer-
den, und demnach auch nur innerhalb der zugewiese-
nen finanziellen Ressourcen Prozessbegleitung gewäh-
ren können.39)
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27) Die rechtliche Beratung und Vertretung des Opfers im Rahmen ju-
ristischer Prozessbegleitung ist Rechtsanwälten vorbehalten (§ 5
RAO). Erklärt sich das Opfer dazu bereit, sich am Verfahren zu be-
teiligen, um Ersatz für den erlittenen Schaden oder die erlittene Be-
einträchtigung zu begehren, so wird der juristische Prozessbegleiter
zum „Privatbeteiligtenvertreter“. Sonstigen Verteidigern iSd § 48
Abs 1 Z 4 StPO kann diese Aufgabe nicht übertragen werden (Kier,
WK-StPO § 66 Rz 17).

28) In jenen Fällen, in denen dem Berechtigten ohne juristische Bera-
tung bzw Vertretung durch einen Rechtsanwalt, dieser nicht in
der Lage wäre, seine Rechte wahrzunehmen, soll juristische Prozess-
begleitung gewährt werden. Dies trifft insb dann zu, wenn dieser
über keinerlei juristische Vorbildung verfügt (vgl Gappmayer, Opfer-
begriff und juristische Prozessbegleitung in der StPO Rz 255 f).

29) Kirschhofer in Schmölzer/Mühlbacher, StPO Praxiskommentar § 66
Materialien; ErläutRV zu BGBl 2005/119: 1059 BlgNR 22. GP 6.

30) So kann bspw die Beigebung juristischer Prozessbegleitung selbst
dann erforderlich sein, wenn die betroffene Person über eine juris-
tische Vorbildung verfügt (Kier, WK-StPO § 66 Rz 12).

31) Vgl Gappmayer, Opferbegriff und juristische Prozessbegleitung in
der StPO Rz 262.

32) Neben der posttraumatischen Belastungsstörung iS einer Traumati-
sierung werden wohl auch andere psychische Belastungen nach ei-
ner Gewalttat, etwa Ängste und Depressionen auftreten, die zur
„persönlichen Betroffenheit“ führen. Generell wird daher der Beur-
teilungsrahmen für die persönliche Betroffenheit eher weit gefasst
(vgl Nachbaur, JSt 2010, 50).

33) Vgl Soyer/Streinz, StraFo, 2014/6, 235 (237); dazu auch Kier, WK-
StPO § 66 Rz 19.

34) Anzenberger, Prozessbegleitung im Straf- und Zivilverfahren, ÖJZ
2014/115 (756) mwN.

35) Vgl Kier, WK-StPO § 66 Rz 19.
36) Vgl dazu ErläutRV 113 BlgNR 24. GP 44.
37) Soyer/Streinz, Opferrechte in Österreich, StraFo 6/2014, 238.
38) Vgl Pilnacek, Legistische Entwicklung der Prozessbegleitung, in FS

Loderbauer 233 (242 f).
39) Vgl Kier,WK-StPO § 66 Rz 19; Soyer/Streinz, Opferrechte in Öster-

reich, StraFo 6/2014, 237.



5. Umfang der Prozessbegleitung

a) Zweck der Prozessbegleitung ist es, die betroffene
Person möglichst umfassend auf das Strafverfahren
vorzubereiten.40) Opfern iSd § 65 Z 1 lit a und b StPO
ist bereits noch vor Einbringung einer Strafanzeige
Prozessbegleitung zu gewähren; diese bis zur schluss-
endlichen rechtskräftigen Beendigung des Strafverfah-
rens.41) Im Idealfall erfolgt der Erstkontakt zwischen
Opfer und Prozessbegleiter vor Anzeigeerstattung, in
der Regel erfährt das Opfer allerdings erst bei Kon-
taktaufnahme mit der Kripo im Zuge der behördlichen
Belehrungspflicht nach § 70 Abs 1 StPO von der Mög-
lichkeit juristischer und psychosozialer Prozessbeglei-
tung, worunter insb auch die Qualität der Aussage lei-
det. Infolge einer erst kürzlich erlebten Viktimisierung
erteilen Opfer ihre Angaben zumeist unter erheblicher
emotionaler Belastung.42) Nach der hRsp ist auch die
Erhebung eines Fortführungsantrags vom Recht auf
Prozessbegleitung mitumfasst.43) Seit dem 2. Gewalt-
schutzgesetz 200944) kann psychosoziale Prozessbe-
gleitung noch über das Ende des Strafprozesses hinaus
gewährt werden. Wurde dem Opfer bereits im Straf-
verfahren psychosoziale Prozessbegleitung gewährt,
so gilt dies nach § 73b ZPO auf sein Verlangen auch
für den zwischen ihm und dem Beschuldigten des
Strafverfahrens geführten Zivilprozess, wenn der Ge-
genstand des Zivilprozesses in sachlichem Zusammen-
hang mit dem Gegenstand des Strafverfahrens steht
und soweit dies zur Wahrung der prozessualen Rechte
des Opfers unter größtmöglicher Bedachtnahme auf
seine persönliche Betroffenheit erforderlich ist. Glei-
ches gilt, wenn das Opfer als Zeuge über den Gegen-
stand des Strafverfahrens vernommen werden soll.45)

b) Nach dem Gesetzeswortlaut umfasst die psycho-
soziale Prozessbegleitung die Vorbereitung der betrof-
fenen Personen auf das Verfahren und die mit ihm ver-
bundenen emotionalen Belastungen, wie auch die un-
mittelbare Begleitung zu Einvernahmen im Ermitt-
lungs- und Hauptverfahren (§ 66 Abs 2 Satz 3 StPO).
Durch die psychosoziale Prozessbegleitung sollen
Menschen, die sich durch ihre Opferwerdung in einer
Ausnahmesituation befinden, unterstützt werden, da-
mit sie mit den für sie ungewohnten Vorgängen eines
Strafverfahrens besser zurechtkommen.46) Wenngleich
die psychosoziale Prozessbegleitung keine Therapie
ersetzt, soll es bei schwer traumatisierten Opfern zu
einer längerfristig angelegten Betreuung durch Psy-
chologen und Therapeuten kommen.47) Hinterfra-
genswert ist allerdings die in diesem Zusammenhang
gelegentlich zu beobachtende Praxis, dass Opfer –

außerhalb des rechtlichen Rahmens nach der psycho-
sozialen Prozessbegleitung – auch aussagetechnisch
trainiert werden.48)

c) Die juristische Prozessbegleitung umfasst die
rechtskundige Beratung und Vertretung des Opfers

im Strafverfahren, etwa in Form der Durchsetzung
der Opferrechte sowie der Geltendmachung zivil-
rechtlicher Ansprüche. Sie ist ausschließlich eingetra-
genen Rechtsanwälten (§ 5 RAO) vorbehalten.49)

d) Die mangelndeUnterscheidung des Gesetzgebers
in psychosoziale und juristische Prozessbegleitung in
§ 66 Abs 2 letzter Satz StPO führt dazu, dass das Opfer
kein Wahlrecht hinsichtlich seines juristischen Pro-
zessbegleiters hat, sondern die Opferschutzeinrichtun-
gen auch die Auswahl in Bezug auf den zu beauftragen-
den Rechtsanwalt der juristischen Prozessbegleitung
treffen.50) IdR wird hierzu eine Liste von ständig in
Opferangelegenheiten tätigen Rechtsanwälten heran-
gezogen.

6. Eine Frage der „Balance“

Prozessbegleitung kann zu einem Ungleichgewicht
zwischen einem nicht durch einen Verteidiger vertre-
tenen Beschuldigten/Angeklagten und dem, insb juris-
tisch vertretenen, Opfer führen. Der – empirisch nach-
weisbare51) – starke Konnex zwischen der Wahrneh-
mung von Verfahrensrechten und dem Vorhandensein
einer rechtlichen Vertretung macht deutlich, dass die
Verfahrensbalance verloren geht, wenn der Zugang
zu Rechtsbeiständen ungleich verteilt ist und ein nicht
vertretener Beschuldigter einem vertretenen Opfer ge-
genübersteht. Bei aller Stärkung der Opferrechte sollte
daher berücksichtigt werden, dass nicht Opferinteres-
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40) Vgl Aziz, juridikum 2014, 381.
41) Vgl Kier, WK-StPO § 66 Rz 13.
42) Gefühle der Scham und Schuld auf Seiten der Betroffenen sind da-

bei ebenso präsent wie Einschüchterungsversuche und Drohungen
von Seiten des Täters. Gerade für Opfer häuslicher Gewalt ist der
Weg von Anzeigeerstattung bis zur rechtskräftigen Beendigung
des Verfahrens schwer zu bewältigen (Aziz, juridikum, 2014, 381).

43) Vgl 14 Os 97/11p.
44) BGBl 2009/40.
45) Dazu bereits in Pkt I.2; der Anspruch auf Gewährung von Prozessbe-

gleitung besteht auch im Anwendungsbereich der EO (vgl § 78
Abs 1 EO). Praktisch relevant ist die Prozessbegleitung vor allem
bei einstweiligen Verfügungen zum Schutz vor Gewalt (vgl § 381
Z 2 iVm §§ 382b und 382e EO).

46) Vgl Sautner, Viktimologie. Die Lehre von Verbrechensopfern (2014)
Rz 696.

47) Vgl Kier, WK-StPO § 66 Rz 14.
48) Vgl Soyer/Kier, AnwBl 2008, 116; Kier, WK-StPO § 66 Rz 15.
49) Vgl Kier, WK-StPO § 66 Rz 16 f.
50) Kritisiert wird vor allem, dass in § 66 Abs 2 letzter Satz StPO keine

Unterscheidung in psychosoziale und juristische Prozessbegleitung
vorgenommen wurde, mit der Konsequenz, dass die Opferschutz-
einrichtung beides zu entscheiden hat, obgleich doch die regional
zuständige Rechtsanwaltskammer – wie auch in den Fällen der Bei-
gebung eines Verfahrenshilfevertreters von Privatbeteiligten iSd
§ 67 Abs 7 StPO – geeigneter wäre (vgl dazu Kier, WK-StPO § 66
Rz 20).

51) Mit Verweis auf dbzgl Untersuchungen von PEUS (Projekt zur wis-
senschaftlichen Evaluation der Umsetzung des Strafprozessreform-
gesetzes) und PED (Projekt Pre-trail Emergency Defence), in Soyer/
Streinz, StraFo 2014/6, 235 (237).
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sen, sondern die materielle Wahrheit im Mittelpunkt
des Strafverfahrens stehen. Die unterschiedlichen fak-
tischen Zugangsmöglichkeiten zur rechtlichen Unter-
stützung führen allerdings dazu, dass sich in zahlrei-
chen Fällen die Gestaltungsmacht im Strafverfahren
vom Beschuldigten hin zumOpfer verschiebt. Deshalb
sollte der Umstand der juristischen Prozessbegleitung
– bei sozialer Bedürftigkeit – als „schwierige Sach- und
Rechtslage“ iSd § 61 Abs 2 Z 4 StPO angesehen wer-
den und die Anwendungsfälle notwendiger Verteidi-
gung bei schwieriger Sach- und Rechtslage auch auf
das Ermittlungsverfahren ausgedehnt werden.52)

7. Resümee

Nach derzeitigem Stand gilt Österreich als Muster-
schüler, was die Umsetzung der Opferschutzrichtli-
nie53) anlangt. Bereits jetzt, und nicht erst seit der Op-
ferschutzrichtlinie, sind österreichische Gerichtsge-
bäude derart ausgestaltet, dass ein Zusammentreffen

von Täter und Opfer möglichst vermieden werden
kann. Neu errichtete Gerichtsgebäude müssen nach
Art 19 Abs 2 der Opferschutzrichtlinie ihre Eingänge
und Wartezonen derart ausgestalten, dass psychoso-
ziale Prozessbetreuer und Opfer gesondert von den
Verdächtigten bzw Angeklagten auf die Verhandlung
warten können. Dort wo dies derzeit räumlich nicht
möglich ist, wird dennoch nach Vorgabe der jeweiligen
Gerichtspräsidenten darauf geachtet, dass eine räumli-
che Trennung derWartezonen erfolgen kann.Was die
Umsetzung der Opferschutzrichtlinie anlangt, ist Ös-
terreich lediglich bei Kindern im Alter von 14–18 Jah-
ren säumig.
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52) Birklbauer/Soyer/Weber in Dölling/Jehle, Täter-Taten-Opfer 513 f.
53) RL 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v

25. 10. 2012 über die Mindeststandards für die Rechte, die Unter-
stützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Erset-
zung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI.



Die Umsetzung der EU-Opferschutzrichtlinie
in Deutschland1)
Von RA Dr. Annette von Stetten, München. Die Autorin ist als Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht in Mün-
chen tätig. Seit 1. 1. 2012 ist sie Mitglied des Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer.

Die Versuchungen, mit der Umsetzung der EU-Opferschutzrichtlinie in Beschuldigtenrechte einzugreifen, waren
groß. Wie groß, zeigt ein vergleichender Blick auf die Rechtslage in Österreich und Deutschland nach der jewei-
ligen Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht.

I. Einleitung
Deutsche Strafverteidiger schauen gerne einmal ein
wenig neidisch hinüber zu den österreichischen Nach-
barn. In der österreichischen StPO sind viele Aspekte
völlig selbstverständlich geregelt, um die deutsche
Strafverteidiger nach wie vor hart ringen. Zu denken
ist etwa an die Dokumentation der Hauptverhandlung
vor dem Landgericht und die damit einhergehenden
Möglichkeiten in der Revisionsinstanz. Im Vergleich
zu Österreich ist Deutschland hier ein rechtstaatliches
Entwicklungsland. Oder das Thema der Tätigen Reue
in § 167 des österreichischen StGB als Strafaufhe-
bungsgrund, ein in Deutschland weitgehend unbe-
kanntes Instrument.

Die von kleinen Nadelstichen des Neides gepeinigte
Seele deutscher Strafverteidiger erhält jedoch reichlich
Balsam, geht es um die Umsetzung der EU-Opfer-
schutzrichtlinie2) in nationales Recht. Hier, werte ös-
terreichische Kollegen, beneiden wir Sie in keiner
Weise, sondern schauen versöhnt lächelnd wieder in
die deutsche StPO und lehnen uns mit dem Gedanken
an ausgleichende Gerechtigkeit entspannt zurück.

II. Die Rechtslage in Deutschland vor
der Umsetzung der EU-Richtlinie

Bereits vor Erlass der Opferschutzrichtlinie hatten Ge-
schädigte von Straftaten in Deutschland relativ weitge-
hende Rechte. So hatten sie die Möglichkeit, be-
stimmte Delikte imWege der Privatklage zu verfolgen
(§§ 374ff StPO),3) sich bei bestimmten Delikten dem
Verfahren als Nebenkläger anzuschließen (§§ 395ff
StPO), zivilrechtliche Ansprüche auch im Strafverfah-
ren im Wege der Adhäsionsklage geltend zu machen
(§§ 403ff StPO) oder sich eines Verletztenbeistands
(§ 406 f StPO) zu bedienen. Über die wesentlichen
Verfahrensschritte mussten Geschädigte ebenso infor-
miert werden (§ 406d StPO), wie über ihre Befugnisse
(§ 406h StPO).

Auch nach Auffassung des nationalen Gesetzgebers
lagen nach Erlass der Opferschutzrichtlinie die Geset-
zeslage de lege lata und de lege ferenda nicht allzu weit

auseinander. Im Gesetzentwurf des Deutschen Bun-
destages vom 15. 4. 20154) wird hierzu ausgeführt:

„Die Opferschutzrichtlinie ist bis zum 16. Novem-
ber 2015 umzusetzen. Ihre Gewährleistungen auf den
Gebieten Information und Unterstützung, Teilnahme
am Strafverfahren und Schutz des Verletzten fallen je-
doch nur teilweise in den Zuständigkeitsbereich der
Bundesgesetzgebung. Wesentliche Bereiche – etwa
die Regelungen über den Zugang zu Opferhilfeein-
richtungen – liegen in der Gesetzgebungszuständigkeit
der Länder. Soweit die Bundeszuständigkeit berührt
ist, sind zudem viele der in der Opferschutzrichtlinie
vorgesehenen Rechtsinstrumente zum Schutz des Ver-
letzten dem deutschen Verfahrensrecht bereits be-
kannt, gerade die durch die Opferrechtsreformgesetze
eingeführten Neuerungen gehen in Teilen über den
neuen europäischen Mindeststandard hinaus. Den-
noch löst die Opferschutzrichtlinie in verschiedenen
Bereichen des Strafverfahrensrechts Umsetzungsbe-
darf aus, dem eine Anpassung des geltenden Rechts
durch konkretisierende Änderungen Rechnung tragen
soll.“5)

Der Umsetzungsbedarf beschränkte sich dabei im
Wesentlichen auf die Umsetzung von Art 2 (Begriffs-
bestimmungen), Art 4 (Recht auf Information bei der
ersten Kontaktaufnahme), Art 5 (Rechte der Opfer
bei Anzeige einer Straftat), Art 6 (Rechte der Opfer
auf Information zu ihrem Fall), Art 7 (Recht auf Dol-
metscherleistung und Übersetzung) und Art 22 (Indi-
viduelle Begutachtung der Opfer zur Ermittlung be-
sonderer Schutzbedürftigkeit).
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1) Der Beitrag entspricht dem Vortrag bei der 3. Gemeinsamen Ar-
beitssitzung der Strafrechtskommission des ÖRAK und des Straf-
rechtsausschusses der BRAK am 16. 10. 2015 in Wien.

2) RL 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rats v
25. 10. 2012 über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstüt-
zung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung
des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI.

3) Sämtliche hier zitierten Vorschriften deutscher Gesetze sind abruf-
bar auf der Homepage des Bundeministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz unter www.gesetze-im-internet.de

4) BT-Drs 18/4621.
5) BT-Drs 18/4621, 1 f.

2016, 339



Sorge bereitete dem Strafrechtsausschuss der BRAK
dabei insb die Umsetzung von Art 2 (Begriffsbestim-
mungen) und von Art 22 (Individuelle Begutachtung
der Opfer zur Ermittlung besonderer Schutzbedürftig-
keit):

Art 2 der Richtlinie definiert das „Opfer“ als „eine
natürliche Person, die eine körperliche, geistige oder
seelische Schädigung oder einen wirtschaftlichen Ver-
lust, der direkte Folge einer Straftat ist, erlitten hat“
und als „Familienangehörige einer Person, deren
Tod eine direkte Folge einer Straftat ist und die durch
den Tod dieser Person eine Schädigung erlitten ha-
ben“, wobei als „Familienangehörige“ der „Ehepartner
des Opfers, die Person, die mit dem Opfer stabil und
dauerhaft in einer festen intimen Lebensgemeinschaft
zusammenlebt und mit ihm einen gemeinsamen Haus-
halt führt, sowie die Angehörigen in direkter Linie, die
Geschwister und die Unterhaltsberechtigten des Op-
fers“ bezeichnet werden.

Die Vorgaben in Art 2 der Richtlinie stießen bereits
deshalb auf Bedenken, als der deutschen Strafprozess-
ordnung der Begriff des „Opfers“ grundsätzlich fremd
ist. Die einschlägigen Vorschriften der StPO sprechen
vom „Verletzten“, vgl etwa §§ 395ff oder §§ 403ff
StPO, wobei im Gesetz keine Legaldefinition vorhan-
den ist. Wer „Verletzter“ einer Straftat ist und ob sich
die Verletzteneigenschaft auch auf Angehörige er-
streckt, ergibt sich vielmehr aus dem Funktionszusam-
menhang der jeweils einschlägigen Norm und aus der
dazugehörenden Rsp.6)

Auf erhebliche Kritik stieß die Vorschrift des Art 2
aber insb deshalb, weil sowohl die Begrifflichkeit wie
auch ihre Definition des „Opfers“ zwingend vorausset-
zen, dass zum einen eine Straftat vorliegt und zum an-
deren eine Person einen unmittelbaren materiellen
oder immateriellen Schaden aus der Straftat erlitten
hat. Beides aber sind Umstände, die frühestens in einer
abschließenden Beweisaufnahme vor Gericht festge-
stellt werden können. Die von der Richtlinie vorgege-
bene Definition des „Opfers“ bezieht sich aber auf
sämtliche Verfahrensabschnitte, also auch auf diejeni-
gen, in denen eine Schuldfeststellung (noch) nicht
stattgefunden hat. Die Definition des „Opfers“ steht
damit im Widerspruch zur Unschuldsvermutung und
zum Grundsatz des fairen Verfahrens aus Art 6
EMRK.7)

Auf ähnliche Bedenken stieß die Regelung in Art 22
der Richtlinie, die vorsieht, dass die Mitgliedstaaten si-
cherstellen, dass „Opfer nachMaßgabe der einzelstaat-
lichen Verfahren frühzeitig einer individuellen Begut-
achtung unterzogen werden, damit besondere Schutz-
bedürfnisse ermittelt werden und festgestellt wird, ob
und inwieweit ihnen Sondermaßnahmen im Rahmen
des Strafverfahrens gem Art 23 und Art 24 infolge ih-
rer besonderen Gefährdung hinsichtlich sekundärer

und wiederholter Viktimisierung, Einschüchterung
und Vergeltung zugute kommen können“.

Hier bestand die Sorge, dass zur „Begutachtung“ der
„Opfer“ ein Verfahren geschaffen wird, in dem außer-
halb des formellen Verfahrens zum einen festgestellt
wird, ob überhaupt eine Straftat stattgefunden hat,
und zum anderen, welche Folgen sie für das Opfer
hatte. Auch dies hätte einen erheblichen Eingriff in
die Verteidigungsrechte des Beschuldigten, die Un-
schuldsvermutung und den Grundsatz des fairen Ver-
fahrens dargestellt.

III. Die Rechtslage in Deutschland
nach der Umsetzung
der EU-Richtlinie

Der Deutsche Bundestag hat mit dem 3. Opferrechts-
reformgesetz vom 21. 12. 20158) die EU-Opferschutz-
richtlinie umgesetzt. Erfreulicherweise fanden dabei
die oben dargestellten Bedenken Gehör.

So wurde der Begriff des „Verletzten“ beibehalten
und nicht durch den Begriff „Opfer“ ersetzt. Lediglich
zur Klarstellung wurde im neu geschaffenen § 406 l
StPO festgestellt, dass die Befugnisse aus den ebenfalls
neu geschaffenen § 406 i Abs 1, §§ 406 j und 406k
StPO auch für Angehörige und Erben von Verletzten
gelten, soweit ihnen diese Befugnisse zustehen, wobei
der Begriff des „Angehörigen“, legaldefiniert in § 11
StGB, unverändert geblieben ist.

Die Vorgaben von Art 4, 5 und 6 (Recht auf Infor-
mation bei der ersten Kontaktaufnahme, Rechte der
Opfer bei Anzeige einer Straftat und Recht der Opfer
auf Information zu ihrem Fall) wurden insofern umge-
setzt, als Verletzte nun möglichst frühzeitig, regelmä-
ßig schriftlich und in einer für sie verständlichen Spra-
che über ihre Befugnisse im9) und außerhalb10) des
Strafverfahrens, sowie, auf Antrag, in einer für sie ver-
ständlichen Sprache über den Ort und den Zeitpunkt
der Hauptverhandlung, über die gegen den Angeklag-
ten erhobenen Beschuldigungen und den Ausgang des
Verfahrens soweit es sie betrifft,11) über Kontaktver-
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6) Kühne in Löwe-Rosenberg, Kommentar zur StPO I26 Einl Abschn J
Rn 117.

7) So auch Stellungnahme des Deutschen Richterbundes Nr 20/11, 3;
Statement der ECBA Okt 2011, 2; Stellungnahme der Arbeitsge-
meinschaft Strafrecht im DAV Nr 65/11, 4 f.

8) BGBl I, S 2525.
9) Das sind: Nebenklagebefugnis, Adhäsionsverfahren für zivilrechtli-

che Ansprüche, Zeugenentschädigung, Täter-Opfer-Ausgleich, vgl
§ 406 i StPO.

10) Das sind: Geltendmachung von Ansprüchen bei den Zivilgerichten,
Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz, Ansprüche aus dem
Opferentschädigungsgesetz und über den Zugang zu Opferhilfeein-
richtungen, vgl § 406 j StPO.

11) Vgl Neuregelung des § 406d Abs 1 StPO.



bote, freiheitsentziehende Maßnahmen und deren Be-
endigung sowie Vollzugslockerungen12) unterrichtet
werden müssen. Sie sind darüber hinaus in einer für
sie verständlichen Sprache darüber zu informieren,
wo sie Unterstützung zur Geltendmachung ihrer Be-
fugnisse erhalten können.13)

Die Regelungen zum Akteneinsichtsrecht des Ver-
letzten hingegen blieben unberührt. Akteneinsicht
kann ein Verletzter nach wie vor nur mit einem
Rechtsanwalt und nur dann erhalten, wenn er ein be-
rechtigtes Interesse an der Gewährung der Aktenein-
sicht darlegt.14)

Die Vorgaben von Art 7 (Recht auf Dolmetscher-
leistung und Übersetzung) wurden hingegen nur der-
gestalt umgesetzt, dass lediglich nebenklageberech-
tigte Verletzte iSd §§ 395ff StPO Anspruch auf Beizie-
hung eines Dolmetschers haben, soweit sie einen ent-
sprechenden Antrag stellen.15) Ansonsten besteht ein
Anspruch auf Dolmetscherleistung nur bei der Anzeige
der Straftat und bei der Vernehmung des Verletzten
als Zeugen.16)

Auch die Vorgaben von Art 22 der Opferschutz-
richtlinie (Individuelle Begutachtung der Opfer zur
Ermittlung besonderer Schutzbedürftigkeit) wurden
höchst minimalistisch umgesetzt. Der Gesetzgeber be-
wertete die Vorgaben grundsätzlich als weitgehend be-
reits geltendes Recht. So seien entsprechende Vor-
schriften, die die unverzügliche Vernehmung des Ver-
letzten, den Schutz des Verletzten vor Mehrfachver-
nehmung, die Begleitung des Verletzten durch eine
Vertrauensperson,17) die Beschränkung medizinischer
Untersuchungen des Verletzten auf das notwendige
Maß, den Schutz der Persönlichkeitsrechte des Ver-
letzten, den Schutz des Verletzten vor unnötiger Be-
fragung zu seinem Privatleben, den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit und den speziellen Schutz von kindlichen
Zeugen regeln, bereits ausreichend vorhanden. Wei-
tere gesetzliche Regelungen seien entbehrlich, insb
sei eine spezielle „Begutachtung“ des Verletzten nicht
erforderlich, zumal die Richtlinie im englischen Origi-
nal lediglich von „assessment“ spreche und eine „Be-
gutachtung“ des Verletzten in Hinblick auf besondere
Schutzbedürfnisse in der Hauptverhandlung im Rah-
men der Fürsorgepflicht des Gerichts ohnehin er-
folge.18)

Dennoch sollte dem insb in Art 22 der Richtlinie
ausgedrückten Anliegen der Opferschutzrichtlinie
Rechnung getragen werden, was in der Neuregelung
des § 48 Abs 3 StPO, der für das gesamte Strafverfah-
ren gilt, seinen Niederschlag gefunden hat und der
„die dem Verletzten gegenübertretende hoheitliche
Stelle für die besonderen Bedürfnisse des Verletzten
sensibilisieren und die möglichst frühe Prüfung der
ausdrücklich angeführten Schutzmaßnahmen19) an-
mahnen“20) soll. Letztlich hat die Neuregelung dieser
Vorschrift aber allenfalls deklaratorischen Charakter.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die
Rechte des Verletzten auf möglichst frühzeitige, regel-
mäßig schriftliche Information über seine Befugnisse
in einer für ihn verständlichen Sprache ausgeweitet
wurden. Die Partizipationsrechte des Verletzten am
Strafverfahren sind letztlich jedoch unverändert ge-
blieben. Eine Einschränkung der Rechte des Beschul-
digten zu Gunsten der Rechte des Verletzten erfolgte
nicht.

IV. Fazit
Der Strafprozess dient der Schaffung von Rechtsfrie-
den auf dem Weg des gewissenhaften Strebens nach
Gerechtigkeit.21) Ziel des Strafverfahrens ist es, die
Wahrheit über das Vorliegen einer behaupteten oder
für möglich gehaltenen Straftat zu ermitteln und den
Täter einer gesetzlichen Rechtsfolge zuzuführen. Da-
bei erfolgt die Erforschung der Wahrheit jedoch nicht
um jeden Preis, die Menschenrechte und die im deut-
schen Grundgesetz verbürgten Bürgerrechte stellen
vielmehr sicher, dass mit dem Beschuldigten und ande-
ren Verfahrensbeteiligten nicht in beliebiger Weise
umgegangen werden darf, um die Wahrheit herauszu-
finden, Schuldige zu bestrafen und Rechtsgüter zu si-
chern.22) Dabei ist der Strafprozess kein Parteienpro-
zess, der von der Dispositionsfreiheit der Partei be-
herrscht wird.23) Es bestimmen also nicht der Beschul-
digte, der Verletzte oder sonstig Interessierte, was
genügender Anlass und Gegenstand eines Strafverfah-
rens ist.24) Diese Aufgabe hat allein der Staat.25)

Die Hauptbeteiligten am Strafverfahren sind der
Beschuldigte, sein Verteidiger, die Staatsanwaltschaft,
der Nebenkläger und der Privatkläger.26) Der Beschul-
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12) Vgl Neuregelung des § 406d Abs 2 StPO.
13) § 406 l StPO.
14) § 406e StPO.
15) Vgl Neuregelung des § 171 StPO.
16) Vgl Neuregelung der § 158 Abs 4, § 161a Abs 5, § 163 Abs 3 StPO

iVm § 185 GVG.
17) In diesem Kontext neu geschaffen wurde die Regelung über die psy-

chosoziale Prozessbegleitung ab 1. 1. 2017 durch Einfügung des
§ 406g StPO (der bisherige § 406 StPO wurde zu § 406h StPO)
und des Gesetzes über die psychosoziale Prozessbegleitung
(PsychPbG) BGBl I, 2525, 2526, 2529.

18) BT-Drs 18/4621, 18 .
19) Das sind: Befragung des Verletzten ohne direkte Konfrontation mit

dem Beschuldigten bzw Angeklagten und der Ausschluss der Öf-
fentlichkeit.

20) BT-Drs 18/4621, 19.
21) Meyer-Goßner/Schmitt, Kommentar zur StPO58 (2015) Einl Rn 4

mwN.
22) BVerfGE 12, 113, 124.
23) Meyer-Goßner/Schmitt, Einl Rn 9 f.
24) Fischer in Karlsruher Kommentar zur StPO7 (2013) Einl Rn 2.
25) Verfassungmäßig verankert im Offizial – und Legalitätsprinzip, vgl

statt aller: Diemer in Karlsruher Kommentar zur StPO § 152 Rn 3.
26) Meyer-Goßner/Schmitt, Einl Rn 72.
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digte ist Subjekt des Verfahrens. Die Achtung der in
Art 1 Abs 1 GG geschützten Menschenwürde verbie-
tet es, den Beschuldigten unter Verletzung seiner ver-
fassungsrechtlich geschützten Rechte zum bloßen Ob-
jekt des Verfahrens zu machen. Die Möglichkeit, zur
Wahrung seiner Rechte auf den Gang und das Ergeb-
nis des Strafverfahrens Einfluss zu nehmen, muss ent-
sprechend stets gewahrt bleiben.27)

Der Verletzte ist am Verfahren Nebenbeteiligter.28)
Das Strafverfahrensrecht stellt den Verletzten an meh-
reren Stellen in die Funktion des subsidiären oder zu-
sätzlichen Vertreters des Sanktionsanspruchs der
Rechtsgemeinschaft und in die des Antragstellers sei-
ner privaten Schadensersatzansprüche.29) Als Zeuge
ist er Beweismittel und damit Objekt des Verfahrens.
Die Rehabilitation des Verletzten ist Nebenzweck
des Strafverfahrens.30)

Diese Rollenverteilung im Strafprozess, seine Funk-
tion und sein Zweck sind Ausdruck grundlegender
rechtstaatlicher Prinzipien. Bei aller Rücksicht auf be-
rechtigte Interessen von Opfern müssen diese Prinzi-
pien unangetastet bleiben. Regelungen wie etwa die

Definition des „Opfers“ in § 65 der österreichischen
StPO, nach der jede Person „Opfer“ ist, die durch eine
Straftat beeinträchtigt worden sein „könnte“, und das
Einräumen so weitgehender Rechte für „Opfer“ wie
in § 66ff der österreichischen StPO, gehen nicht nur
weit über die Vorgaben der EU-Opferschutzrichtlinie
hinaus, sondern gefährden die Subjektstellung des Be-
schuldigten im Strafverfahren und seine Rechte.

Es ist erfreulich, dass der deutsche Gesetzgeber bei
der Umsetzung der Opferschutzrichtlinie den ihr in-
newohnenden Versuchungen widerstanden hat. Wie
groß die Versuchung war, zeigt der Blick in die Umset-
zung der Vorgaben der Richtlinie in Österreich. Der
vergleichende Blick hat sich gelohnt. Schon um des
Neides willen.
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Der Wechsel von einer leistungsorientierten Direktzusage auf ein beitragsorientiertes Pensionskassen-

system spielt in der Praxis eine bedeutende Rolle. Dieses Werk behandelt insbesondere folgende Rechts-

fragen:

• Auf welcher Rechtsgrundlage basiert eine rechtswirksame Übertragung?

•  Welche Auswirkungen hat eine fehlerhafte Übertragungsvereinbarung auf die arbeitsrechtliche Grund-

lagenvereinbarung und den Pensionskassenvertrag?

•  Treffen Arbeitgeber und Pensionskasse Aufklärungspfl ichten gegenüber Arbeitnehmern? In welchem 

Umfang bestehen diese Aufklärungspfl ichten?

• Inwiefern besteht eine schadenersatzrechtliche Haftung für Aufklärungspfl ichtverletzungen?
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27) BVerfGE 63, 380, 390.
28) Meyer-Goßner/Schmitt, Einl Rn 72.
29) Fischer, aaO Einl Rn 314.
30) Meyer-Goßner/Schmitt, Einl Rn 8.



Dokumentation der Hauptverhandlung
im deutschen Strafprozess –
Ein Plädoyer für eine Reform1)

Von RA Prof. Dr. Jan Bockemühl, Regensburg. Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht in Regensburg.
Er ist seit seiner Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ausschließlich auf dem Gebiet der Strafverteidigung tätig.
Seit 2000 ist er Lehrbeauftragter für Straf- und Strafprozessrecht an der Universität Regensburg. Im Wintersemester
2015/16 wurde er durch die Universität Regensburg zum Honorarprofessor ernannt. Bockemühl ist Herausgeber und Mit-
autor des Handbuchs Fachanwalt Strafrecht, Mitautor des Strafprozesskommentars KMR und Mitautor des Münchener
Kommentars zum Strafgesetzbuch. Er hat zahlreiche weitere Publikationen auf dem Gebiet des Strafprozessrechts verfasst.
Seit 2012 ist er Mitglied im Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer.

Das Thema der Dokumentation der Hauptverhandlung ist in Deutschland erneut in den Fokus geraten.
Nicht nur die Arbeitsgemeinschaft 4 des 39. Strafverteidigertages in Lübeck hat sich Anfang März 2015 mit den
Dokumentationspflichten im Strafverfahren beschäftigt.2) Auch die Expertenkommission zur Reform des Strafpro-
zessrechts hat am 13. 10. 2015 ihren Abschlussbericht übergeben. Eine Empfehlung zur audio oder audiovisuel-
len Dokumentation der Hauptverhandlung sprach die Expertenkommission jedoch gerade nicht aus.3)

Ich werde im Folgenden zunächst auf die Dokumentationsmöglichkeiten im Ermittlungsverfahren (I.) eingehen,
um mich dann der „Dokumentation“ in der Hauptverhandlung (II.) zu nähern und hier insb auch einen histori-
schen Rückblick zu wagen, bevor ich zu einem weiteren, mit der Dokumentation der Hauptverhandlung im en-
gen Zusammenhang stehenden revisionsrechtlichen Problem, dem Problem des sog „Verbots der Rekonstruk-
tion der Hauptverhandlung“ (III.) kommen, um abschließend dann zu den derzeitigen Reformüberlegungen (IV.)
Stellung zu nehmen.

I. Dokumentation im
Ermittlungsverfahren

Richterliche Untersuchungshandlungen sind aus-
nahmslos zu protokollieren.

Diese Protokollpflicht ergibt sich direkt aus § 168
Satz 1 dStPO. Der notwendige Inhalt des jeweils zu er-
stellenden Protokolls ergibt sich aus § 168a dStPO.
Hingegen sind staatsanwaltschaftliche und polizeiliche
Untersuchungshandlungen, genau genommen ledig-
lich das Ergebnis derselben, aktenkundig zu machen.

Gem § 168b Abs 2 dStPO sollen Vernehmungen
des Beschuldigten, von Zeugen und Sachverständigen
grundsätzlich nach Maßgabe der §§ 168, 168a dStPO
erstellt werden „soweit dies ohne erhebliche Verzöge-
rungen der Ermittlungen geschehen kann“.

Auch insofern ist anzumerken, dass nach herrschen-
der Auffassung kein Wortprotokoll erforderlich ist.
Dieses wird aus § 168b Abs 1 dStPO hergeleitet, wo-
nach lediglich „das Ergebnis“ aktenkundig zu machen
ist.

Eine audiovisuelle Aufzeichnung von Zeugenver-
nehmungen ist neben der Erstellung eines Protokolls
zulässig. Dies wird für die richterliche Zeugenverneh-
mung in § 58a Abs 1 Satz 1 dStPO, für die staatsan-
waltschaftliche Zeugenvernehmung durch § 161a
Abs 1 Satz 2, § 58a Abs 1 Satz 1 dStPO und schluss-
endlich für die polizeiliche Zeugeneinvernahme über

die § 163 Abs 3 Satz 1, § 58a Abs 1 Satz 1 dStPO ge-
regelt.

Die audiovisuelle Aufzeichnung der Zeugenaussage
macht die Erstellung eines Protokolls nicht entbehr-
lich.4)

Durch das Gesetz zur Intensivierung des Einsatzes von
Videokonferenztechnik im gerichtlichen und staatsanwalt-
schaftlichen Verfahren vom 25. 4. 2013 wurde mit Wir-
kung zum 1. 11. 2013 die Möglichkeit eröffnet auf An-
trag der Staatsanwaltschaft eine richterliche Beschuldig-
tenvernehmung sowie eine staatsanwaltschaftliche und
polizeiliche Beschuldigtenvernehmung audiovisuell zu
dokumentieren.5)
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1) Der Vortragsstil des am 16. 10. 2015 anlässlich der dritten gemein-
samen Arbeitssitzung der Strafrechtskommission des ÖRAK und des
Strafrechtsausschusses der BRAK imWiener Justizpalast gehaltenen
Referats wurde weitgehend beibehalten, allerdings wurde der Text
um die Fußnoten, Fundstellen und Querverweise ergänzt.

2) www.strafverteidigertag.de/strafverteidigertage/
strafverteidigertag2015.html; vgl zudem Altenhain, zis-online 5/
2015, 269 ff; Wilhelm, HRRS 6/2015, 246 ff.

3) Der Abschlussbericht der Expertenkommission steht zum Download
bereit unter www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2015/1013
2015_Abschlussbericht_Reform_Strafprozessrecht.html?
nn=3433226

4) Altenhain, zis-online 5/2015, 269.
5) Vgl LR-Erb, StPO XII26 § 163a StPO, Nachtr passim; die Rechts-

grundlage für die richterliche Beschuldigtenvernehmung sind die
§§ 163a, 162, § 58a Abs 1 Satz 1 dStPO und für die staatsanwalt-
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Auch die Möglichkeit der audiovisuellen Aufzeich-
nung einer Beschuldigtenvernehmung steht im Ermes-
sen der Ermittlungsbehörden (arg „kann“) und ist wie-
derum neben der Erstellung eines schriftlichen Proto-
kolls zulässig.

II. Dokumentation in
der Hauptverhandlung

Im erstinstanzlichen Strafverfahren vor den Land-
oder Oberlandesgerichten findet in der Bundesrepub-
lik Deutschland eine (wörtliche) Protokollierung von
Zeugenaussagen und Angaben von Sachverständigen
grundsätzlich nicht statt.6)

§ 273 dStPO regelt die Beurkundung der Hauptver-
handlung. Gem § 273 Abs 1 dStPO sind lediglich der
„Gang und die Ergebnisse der Hauptverhandlung im
Wesentlichen wiederzugeben und die Beachtung aller
wesentlichen Förmlichkeiten ersichtlich zu machen“.7)

Die Beurkundung bzw Protokollierung der Haupt-
verhandlung beschränkt sich mithin lediglich auf die
Fertigung eines sog Ereignisprotokolls. Insb findet eine
Niederschrift bzw sonstige Fixierung des Inhalts der
Angaben des Zeugen oder Sachverständigen nicht
statt.

§ 273 Abs 2 Satz 1 dStPO sieht für die Verfahren
vor den Amtsgerichten die Herstellung eines Inhalts-
protokolls über die wesentlichen Ergebnisse der Verneh-
mungen vor.8)

Ein Wortprotokoll der Hauptverhandlung ist im
deutschen Strafprozessrecht grundsätzlich nicht vor-
gesehen.

Dieses war im deutschen Rechtskreis nicht immer
so.

Ich möchte – wie oben bereits angekündigt – nun-
mehr – zumindest kurz – einen historischen Rückblick
wagen.

Wie Sie wissen, praktiziere ich in der wunderschö-
nen ehemaligen Reichsstadt Regensburg. Im dortigen
Reichssaal des Alten Rathauses fand nicht nur über
lange Zeit der Immerwährende Reichstag statt, son-
dern an diesemOrt im Jahr 15329) wurde auch das erste
deutsche Strafgesetzbuch verabschiedet. Die Constitu-
tio Criminalis Carolina, auch Peinliche Halsgerichtsord-
nung Kaiser Karls V. genannt, wurde verabschiedet.
Es war nicht nur das erste „Gesamtdeutsche Strafge-
setzbuch“, sondern es wurde in ihr auch das Verfah-
rensrecht geregelt.

Etwa zwei Stockwerke unter dem historischen
Reichssaal befindet sich noch die aus dem Jahre 1532
im Original erhaltene Historische Fragstatt.10)

In dieser Fragstatt finden sich nicht nur die „Instru-
mente“. Hinter einer hölzernen Laminellen-Wand be-
findet sich ein kleiner Tisch des Gerichtsschreibers. An
diesem Tisch befinden sich auch noch zwei „abge-

deckte“ Lampen, die lediglich die Schreibfläche erhell-
ten und keinen Lichtanteil auf das Gesicht des Ge-
richtsschreibers fallen ließen.

Zu Zeiten der Carolina waren die peinlichen Ge-
richte meist mit Berufs- und Laienrichtern, die weder
rechtsgelehrt noch mit dem keyserlichen Recht ver-
traut waren, besetzt.11)

Das war der Grund, wieso in allen schwierigen oder
zweifelhaften Rechtsfällen die Prozessakten zum Zwe-
cke der Erstattung eines Rechtsgutachtens an ander-
weitige, auswärtige, insb aber rechtsgelehrte Kollegen
verschickt wurden.

Die Prozessakten wurden durch die jeweiligen Ge-
richte an einen Oberhof, an die landesherrliche Obrigkeit,
an eine Juristenfakultät oder an die Schöppenstühle ver-
schickt.12)

Teilweise war es auch so, dass diejenigen Richter,
die das Urteil zu fällen hatten, gerade nicht an allen
Beweiserhebungen teilgenommen hatten.

Die Konsequenz hieraus war, dass die zur Entschei-
dung angerufenen rechtsgelehrten Kollegen und dieje-
nigen Richter, die an Teilen der Beweisaufnahme nicht
teilgenommen hatten, auf eine mittelbare Kenntnis der
durchgeführten Beweisaufnahme angewiesen waren.

Diese mittelbare Kenntnis wurde durch die weitge-
hende penible Schriftlichkeit des gesamten Prozesses
ermöglicht. Die entscheidenden Anknüpfungstatsa-
chen bzw die Inhalte von Zeugenvernehmungen konn-
ten dann aus dem Akteninhalt im wahrsten Sinne des
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schaftliche bzw polizeiliche Beschuldigtenvernehmung die § 163a
Abs 1 Satz 2, § 58a Abs 1 Satz 1 dStPO.

6) Vgl zum „Problemaufriss“ nur Bockemühl in FS von Heintschel-
Heinegg (2015) 52 f.

7) Vgl hierzu LR-Stuckenberg, StPO26 § 273 Rn 3 ff: Mit „Gang des
Verfahrens“ ist die zeitliche Reihenfolge der einzelnen Verfahrens-
abschnitte gemeint; Rn 6: „Beachtung der wesentlichen Förmlich-
keiten“ bezieht sich auf alle Vorgänge in der Hauptverhandlung,
die für die Gesetzmäßigkeit des Verfahrens von Bedeutung sind.

8) Geschuldet ist mithin lediglich die inhaltliche Protokollierung der
Vernehmungen; vgl nur Meyer-Goßner/Schmitt/Meyer-Goßner,
StPO58 (2015) § 273 Rn 13;Meyer-Mews,NJW 2002, 105 weist zu-
treffend darauf hin, dass das Inhaltsprotokoll beim Amtsgericht
durch den Protokollführer, welcher keinerlei Aktenkenntnis hat, er-
stellt wird, ohne dass der Inhalt des Protokolls durch die jeweilige
Beweisperson genehmigt werden muss.

9) Vgl insofern die Eröffnungsrede zum 2. Dreiländerforum Strafver-
teidigung von Herrn Bürgermeister Weber in Strafverteidigung auf
neuen Wegen? 2. Dreiländerforum Strafverteidigung, Regensburg
(2012) Schriftenreihe der Vereinigung Österreichischer Strafvertei-
digerInnen XX 11 ff; zur Carolina: Ignor, Geschichte des Strafprozes-
ses in Deutschland, 1532 bis 1846 (2002) 42.

10) Ein virtueller 360-Grad-Rundgang durch das „Alte Rathaus“ in Re-
gensburg führt Sie auch in die dortige Historische Fragstatt:
http://panocreator.com//view/index/lid/2622/p/0/y/-212.017244
09055583/z/1.7

11) Vgl hierzu Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 54 f;
Reichling, Die vollständige Protokollierung der Hauptverhandlung
in Strafsachen gemäß § 273 Abs 3 StPO (2003) 27.

12) Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 54 mit Nachwei-
sen.



Wortes „geschöpft“ werden. Der Strafprozess, zu Zei-
ten der Carolina, war von Mittelbarkeit und Schriftlich-
keit geprägt.13)

Erst mit den Reformbestrebungen im Laufe des
19. Jahrhunderts wandte man sich gegen den schriftli-
chen und geheimen Inquisitionsprozess und ersetzte
diesen in Deutschland durch ein öffentliches, mündli-
ches Akkusationsverfahren.14)

In einer bewussten Abkehr von den Grundsätzen des
Inquisitionsprozesses inhärenten Mittelbarkeit wurde
die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme zur Prozess-
maxime.

Das grundsätzlich schriftliche Vorverfahren wurde
um die mündliche und unmittelbare Hauptverhand-
lung ergänzt. Das Urteil sollte nunmehr auf dem „In-
begriff der Hauptverhandlung“ beruhen. Die Rege-
lung des § 261 dStPO war mithin Ausdruck der Ab-
kehr vom Inquisitionsprozess.15)

Den „Vätern der Reichsstrafprozessordnung“ er-
schien eine vollständige, wörtliche Protokollierung
der Beweisaufnahme durch Einführung der Unmittel-
barkeit grundsätzlich entbehrlich. Die zentrale Rege-
lung des § 273 dStPO ist seitdem auch im Wesentli-
chen unverändert geblieben. Zwar sieht § 273 Abs 3
Satz 1 dStPO die „vollständige Niederschreibung“
für die Fälle, in denen es auf die Feststellung eines
Vorgangs in der Hauptverhandlung oder des Wort-
lauts einer Aussage oder einer Äußerung ankommt,
eine wörtliche Protokollierung vor. Nach (wohl) herr-
schender Meinung soll ein Protokollierungsbedürfnis
jedoch nur dann bestehen, wenn es tatsächlich auf
den Wortlaut und nicht „lediglich auf den Inhalt an-
kommt“.16)

Wir alle kennen die schon fast semantisch anmuten-
den Negierungen wörtlicher Protokollierungsanträge
in der Form:

„Herr Verteidiger, wir haben doch alle die Äußerung des
Zeugen gehört. Da bedarf es doch keiner Protokollierung. Es
kommt nicht auf den Wortlaut, sondern auf den Inhalt der
Aussage an.“

Diese entsprechend ablehnenden Beschlüsse oder
Vorabverfügung des Vorsitzenden sind in deutschen
Strafprozessen Legion.

Sie werden dadurch nicht richtiger. Gerade die Pro-
tokollierung des tatsächlichen Wortlauts hat immer
dieWiedergabe des Inhalts der Äußerung zumGegen-
stand, mithin geht eine (angebliche) Differenzierung
zwischen Inhalt und Wortlaut schon vom Prinzip her
fehl.17)

Eine weitere Möglichkeit der „Protokollierung“ von
Angaben eines Zeugen oder eines Sachverständigen
besteht nach § 183 Satz 1 dGVG.18) Diese Protokollie-
rung wegen des Verdachts der Straftat in der Sitzung
wird allerdings selten von Verteidigern eingeschlagen.

Beide grundsätzlichen Spielarten einer „wörtlichen
Protokollierung“ nach § 273 Abs 3 Satz 1 dStPO als

auch eine Protokollierung nach § 183 dGVG betreffen
in der Regel einzelne Aussageteile und nicht die Proto-
kollierung bzw Dokumentation der gesamten Haupt-
verhandlung.

Ungeachtet dieser beiden Möglichkeiten der (rudi-
mentären) Dokumentation wird in deutschen Ge-
richtssälen die Hauptverhandlung im klassischen Sinne
aufgezeichnet.

Das OLG Düsseldorf zeichnet zu ausschließlich „se-
natsinternen Zwecken“ die Hauptverhandlung auf
Tonträger auf.19) Die Tonbandaufzeichnung der
Hauptverhandlung soll jedoch ausschließlich der
„Kontrolle der gerichtsinternenMitschriften, zur Her-
stellung des Protokolls als Gedächtnisstütze, zur Vor-
bereitung der Beratung und des Urteils“ dienen.

Verteidigung und Staatsanwaltschaft werden jedoch
von der Nutzung und Kenntnisnahme der erstellten
Tonträger ausgeschlossen.20)

Der Leitgedanke des historischen Gesetzgebers der
Reichsstrafprozessordnung, dass nämlich die Proto-
kollierung des Ergebnisses der im Rahmen der Haupt-
verhandlung durchgeführten Beweisaufnahme auf-
grund der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme durch
die Richter entbehrlich sei, hat sich meines Erachtens
als fataler Irrtum erwiesen.

§ 267 Abs 1 Satz 1 dStPO verlangt zwar, dass die
Urteilsgründe die „für erwiesen erachteten Tatsachen“
darzustellen hat. Damit liegt aber die „Deutungsho-
heit“ von dem, was angeblich im Rahmen der Haupt-
verhandlung stattgefunden hat, gerade nur bei dem
Gericht.

Eine Überprüfung anhand des lediglich rudimentä-
ren Ereignisprotokolls ist gerade nicht möglich.

Gerade aber die von Seiten des historischen Gesetz-
gebers offensichtlich als redlich empfundenen Richter
scheinen eher eine Chimäre und Fiktion zu sein.

Die unzähligen Schilderungen eines Phänomens,
dass nämlich Strafverteidiger (der ersten Instanz) bei
der Lektüre der schriftlichen Urteilsgründe erstaunt
darüber sind, was angeblich gemäß den Feststellungen

345Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06

Strafrechtskommission des ÖRAK und Strafrechtsausschuss der BRAK 2015

Dokumentation der Hauptverhandlung im deutschen Strafprozess – Ein Plädoyer für eine Reform
Autor: RA Prof. Dr. Jan Bockemühl, Regensburg

13) Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 54; Reichling, Die
vollständige Protokollierung der Hauptverhandlung in Strafsachen
gemäß § 273 Abs 3 StPO (2003) 28.

14) Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 55; Reichling, Die
vollständige Protokollierung der Hauptverhandlung in Strafsachen
gemäß § 273 Abs 3 StPO (2003) 31 f.

15) Ausführlich hierzu: Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015)
55.

16) KMR/Gemählich, Kommentar zur StPO (Stand: Oktober 2015)
§ 273 StPO Rn 33; Meyer-Goßner/Schmitt/Meyer-Goßner58

(2015) § 273 Rn 22 mit weiteren Nachweisen.
17) Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 56; ebenso LR/

Stuckenberg, StPO26 § 273 StPO Rn 50 mit weiteren Nachweisen.
18) Gerichtsverfassungsgesetz.
19) Vgl insofern Rottländer, NStZ 2004, 138.
20) Rottländer, NStZ, 2014, 138; zum Ganzen: Bockemühl in FS von

Heintschel-Heinegg (2015) 57.



in den Urteilsgründen gem § 267 Abs 1 Satz 1 dStPO
in der Hauptverhandlung die Beweisaufnahmen er-
bracht haben soll, sind Legion.21)

Die Absprachepraxis in der Bundesrepublik
Deutschland ist durch das Gesetz zur Regelung von Ver-
ständigungen im Strafverfahren vom 29. 7. 2009 auf eine
kodifizierte Grundlage gestellt worden.22)

Im Rahmen seiner Entscheidung vom 19. 3. 2013
hat das Bundesverfassungsgericht zwar die Vorschrif-
ten des Verständigungsgesetzes als mit dem Grundge-
setz (gerade noch) vereinbar erklärt.23) Das Bundesver-
fassungsgericht hat in dieser Entscheidung insb die
schützende Kraft der strikten Formvorschriften he-
rausgearbeitet, nachdem die Protokollierungsver-
pflichtungen in den anhängigen Verfassungsbeschwer-
deverfahren durch die Instanzgerichte nicht beachtet
worden waren.

Im Rahmen des Verfahrens vor dem Bundesverfas-
sungsgericht hatten die Richter eine empirische Un-
tersuchung zur Verständigungspraxis in Strafverfahren
bei dem Ordinarius für Straf- und Strafprozessrecht
der Universität Düsseldorf, Prof. Dr. Karsten Alten-
hain, in Auftrag gegeben.24) Die Ergebnisse waren ver-
nichtend.

Nach der Studie hatten etwa 59% der befragten
Richter angegeben, dass sie bei ihren getroffenen Ab-
sprachen diese „informell“ durchgeführt hätten und
gerade an den gesetzlichen Vorschriften vorbei „ge-
dealt“ wurde.25)

Nachdem aber offensichtlich – spätestens seit der
Studie von Altenhain – feststeht, dass selbst eine gesetz-
liche Verpflichtung nicht zur Einhaltung der Gesetz-
mäßigkeit eines Verfahrens geeignet ist, kann insofern
nur nach dem Motto von Lenin vorgegangen werden:
Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser.

Eine audiovisuelle Aufzeichnung der strafrechtli-
chen Hauptverhandlung ist ein wesentlich tauglicheres
Element. Damit würden der Gang des Verfahrens iSv
§ 273 Abs 1 dStPO zuverlässig dokumentiert und zu-
mindest reflexartig durch die Aufzeichnung der gesam-
ten Hauptverhandlung auch die Tatsachen beweissi-
cher dokumentiert.26)

III. Verbot der Rekonstruktion
der Hauptverhandlung

Mit der vollständigen Dokumentation der Hauptver-
handlung ist allerdings nur ein „halber Schritt“ ge-
schafft. Eine Chimäre des deutschen strafprozessualen
Revisionsrechts steht einer wirklichen Verbesserung
der prozessualen Lage entgegen.

Es wurde bereits ausgeführt, dass § 267 dStPO den
Strafrichter verpflichtet, die wesentlichen Feststellun-
gen in seine Urteilsgründe aufzunehmen. Selbst durch
das gefertigte audiovisuelle „Hauptverhandlungspro-

tokoll“ könnte nach derzeitigem Stand der Dinge revi-
sionsrechtlich nicht der Beweis geführt werden, dass
die Urteilsfeststellungen auf falscher Tatsachengrund-
lage, nämlich entgegen der durchgeführten Beweisauf-
nahme, niedergelegt sind.

In Deutschland gibt es keine dem § 281 Z 5 a öStPO
entsprechende Vorschrift. Das Gegenteil ist der Fall.
In Deutschland „regiert“ das „Verbot der Rekonstruk-
tion der Hauptverhandlung“.

Nach der Rsp des Bundesgerichtshofs sind die tat-
sächlichen Feststellungen des Instanzgerichts quasi
sakrosankt.

Nur „mit den Mitteln des Revisionsrechts“27) ist der
Beweis des wahren Sachverhaltes zu führen. Eine Re-
konstruktion in der Art undWeise, dass nämlich durch
den Videobeweis der Nachweis erbracht werden
könnte, dass der Zeuge gerade das Gegenteil von
dem gesagt hat, was ausweislich der schriftlichen Ur-
teilsgründe er gesagt haben soll, soll nach Meinung
des Bundesgerichtshofs nicht möglich sein.28)

Der Bundesgerichtshof verfolgt mit diesem Verbot
der Rekonstruktion der Hauptverhandlung quasi die
„reine Lehre“. Dabei könnte das Videoprotokoll der
Klärung des wahren Sachverhalts dienen.

Der Große Senat für Strafsachen des Bundesgerichts-
hofs29) hat in seiner Entscheidung – allerdings mit um-
gekehrten Vorzeichen30) – ausgeführt,

„auch die Revisionsgerichte sind der Wahrheit verpflich-
tet; wenn prozessual erhebliche Tatsachen aus der tatrichter-
lichen Hauptverhandlung der Klärung bedürfen, muss
grundsätzlich der wahre Sachverhalt, wie er sich zugetra-
gen hat, maßgeblich sein“.

Mehr ist dem eigentlich nicht hinzuzufügen.
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21) Vgl hier vor allem Wilhelm, ZStW 2005, 142, ebenso Burhoff, PAK,
2002, 28; Dahs, Die Revision im Strafprozess8 (2012) Rn 93.

22) Vgl zur grundsätzlichen Kritik in Österreich und Deutschland: Kier/
Bockemühl, öAnwBl 2010, 402 ff; Bockemühl in Schriftenreihe Ös-
terreichischer StrafverteidigerInnen XX Strafverteidigung auf neuen
Wegen? (2012) 199, 201.

23) BVerfG, NStZ 2013, 295 ff = StV 2013, 353 ff m Anm Beulke/
Stoffer, JZ 2013, 662 ff.

24) Vgl insofern die Darstellung bei: Altenhain/Dietmeier/May, Die Pra-
xis der Absprachen im Strafverfahren (2013).

25) Hierzu ausführlich: Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015)
59 ff.

26) Bockemühl in FS von Heintschel-Heinegg (2015) 62; vgl insofern
auch den „Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Wahrheits-
findung im Strafverfahren durch verstärkten Einsatz von Bild-Ton-
Technik“ des Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskam-
mer, BRAK-Stellungnahme-Nr 1/2010, 3.

27) BGH, NStZ 1997, 296.
28) Vgl insofern die Dissertation einer nunmehrigen Richterin am Bun-

desgerichtshof Bartel, Das Verbot der Rekonstruktion der Hauptver-
handlung – Versuch einer Legitimation (2014) passim.

29) BGHSt, 51, 298 (309) Rn 42.
30) Hier ging es um eine Beschränkung der Verteidigung, die sich auf

das unwahre Protokoll bezogen hatte.
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Auch das Revisionsgericht sollte der Wahrheit ver-
pflichtet sein.

Das Verbot der Rekonstruktion der Hauptverhand-
lung ist aufzugeben. Ist mittels audiovisueller Doku-
mentation der Beweis zu führen, dass die sog tatsächli-
chen Feststellungen in den schriftlichen Urteilsgrün-
den nicht auf Tatsachen beruhen, so sind diese keine
taugliche Urteilsgrundlage.

Ein vorschneller Rückgriff auf die prozessuale
Wahrheit hemmt eben die materielle Wahrheit.

IV. Derzeitige Reformüberlegungen
Wie bereits ausgeführt wurde, ist die Frage der Doku-
mentation der Hauptverhandlung – abweichend von
der Regelung des § 273 dStPO – schon lange in der
Diskussion.

Schon der Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsan-
waltskammer hatte bereits in seiner Denkschrift zur Re-
form des Rechtsmittelrechts und der Wiederaufnahme des
Verfahrens im Strafprozess im Jahr 1971 eine wirkliche
Protokollierung des Inhalts der Hauptverhandlung ge-
fordert.

39 Jahre später hat der Strafrechtsausschuss der
Bundesrechtsanwaltskammer einen Entwurf eines Ge-
setzes zur Verbesserung derWahrheitsfindung im Strafpro-
zess durch verstärkten Einsatz von Bild-Ton-Technik vor-
gelegt.31)

Auch die Expertenkommission zur effektiveren und pra-
xistauglicheren Ausgestaltung des allgemeinen Strafverfah-
rens und des jugendgerichtlichen Verfahrens hat sich mit
der Einführung einer audiovisuellen Dokumentation
erstinstanzlicher Hauptverhandlungen vor Land- und
Oberlandesgerichten beschäftigt.32)

Sämtlichen „neueren“ Forderungen der audiovisuel-
len Dokumentation der Hauptverhandlung ist gemein,
dass Befürchtungen bestehen, dass damit das „Verbot
der Rekonstruktion der Hauptverhandlung“ betroffen
ist und dieses gemeinhin nicht angetastet werden
dürfte.

Dieses ist – wie bereits oben unter III. dargelegt –
verfehlt. Die Expertenkommission konnte sich deswe-
gen auch nicht zu einer Empfehlung durchringen.

Zu begrüßen wäre, dass der Diskurs weiterhin ge-
führt wird und die audiovisuelle Dokumentation der
Hauptverhandlung in der Bundesrepublik Deutsch-
land Einzug hält und auch im Rahmen der Revision in-
strumentalisiert werden kann.

In dem Sinne hoffe ich auf eine angeregte Diskus-
sion und bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-13575-1&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat&utm_term=201604&utm_campaign=Buch_Karasek_OENORM_B_2110_3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-13575-1&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat&utm_term=201604&utm_campaign=Buch_Karasek_OENORM_B_2110_3A
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Die 3. Aufl age des bewährten Kommentars wurde komplett neu bearbeitet, noch besser strukturiert 
und verarbeitet mehr als 2.000 höchstgerichtliche Entscheidungen. Neu in der 3. Aufl age sind unter 
anderem
• die neue Fassung der ÖNORM B 2110 (15. 3. 2013);
•  neue Kapitel zB: Pauschalpreis- und Einheitspreisvertrag, vertraglicher Schadenersatz, Rücktritt vom 

Vertrag, sittenwidrige Bauvertragsklauseln und Bauversicherungen;
•  sowie der Abdruck der wichtigsten ABGB-Bestimmungen zur entsprechenden ÖNORM als neuer 

Arbeitsbehelf.

PLUS: Mehr als 250 Beispiele aus der Rechtsprechung – anschaulich dargestellt für Praktiker aus der 
Bauwirtschaft!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at

Karasek

ÖNORM B 2110 3. Auf lage

Allgemeine Vertragsbestimmungen für Bauleistungen – Werkvertragsnorm
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31) BRAK-Stellungnahme-Nr 1/2010.
32) Vgl insofern den Bericht der Expertenkommission 128; abrufbar un-

ter: www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2015/10132015_
Abschlussbericht_Reform_Strafprozessrecht.html?nn=3433226



Videodokumentation der Hauptverhandlung
Gegenwart und Zukunft

Von RA Dr. Ernst Schillhammer, Wien. Der Autor ist Mitglied des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien und
Sprecher-Stellvertreter im Vorstand der Vereinigung Österreichischer StrafverteidigerInnen.

Gesetzliche Regelung, Praxis und Entwicklungsmöglichkeiten der Videoaufzeichnung der Hauptverhandlung.

I. Einleitung
Wie ist die Videodokumentation der Hauptverhand-
lung gesetzlich geregelt?

Wie weit wird sie gegenwärtig eingesetzt?
Welche grundsätzlichen Verfahrensthematiken

werden davon berührt?
Wie könnte die Zukunft der Videodokumentation

der Hauptverhandlung aussehen?
Vielleicht so:
If it doesn’t fit, you must acquit (deutsche Grobüberset-

zung: Wenn das Zeug nicht passt, müssen Sie ihn frei-
sprechen). Dieses Zitat stammt aus einer vor einem
US-amerikanischen Gericht unter Live-TV-Bericht-
erstattung durchgeführten Hauptverhandlung. In die-
sem aufsehenerregenden Prozess gegen einen US-
amerikanischen Footballstar, der verdächtigt wurde,
ein Gewaltverbrechen verübt zu haben, versuchte die-
ser vor laufender Kamera, jene Lederhandschuhe an-
zuziehen, welche die Polizei als „Tatwaffe“ ins Beweis-
verfahren eingebracht hatte. Die Handschuhe passten
nicht. Der Prozess endete mit einem Freispruch.

In der Folge wird dokumentiert werden, dass in Ös-
terreich die Videodokumentation zur Unterstützung
der Herstellung des Hauptverhandlungsprotokolls
Verwendung findet.

Rechtstatsächlich erfüllt das Hauptverhandlungs-
protokoll in der Prozessrealität zwei Funktionen.
Zum einen dient es als Eingrenzung dessen, was
das Rechtsmittelgericht zur Überprüfung der Rich-
tigkeit eines Urteils heranzuziehen hat. Weiters
dient das Hauptverhandlungsprotokoll dazu, im Falle
fortgesetzter Hauptverhandlungen den Prozessteil-
nehmern zu ermöglichen, anhand des Protokolls
der letzten Verhandlung sich verlässlich in Erinne-
rung zu bringen, was Gegenstand dieser Verhand-
lung war bzw iS des oben Gesagten, was als Gegen-
stand der letzten Verhandlung zur Urteilsfällung
protokolliert wurde.

II. Gegenwart
Nach der geltenden StPO wird das technische Mittel
der Videodokumentation allenfalls, und auch dann le-
diglich als Unterstützung, bei der Erstellung des
Hauptverhandlungsprotokolls verwendet. Obwohl die

Videoaufzeichnung während der gesamten Zeit „mit-
läuft“, werden für die Erstellung des Hauptverhand-
lungsprotokolls nur Teile der gesamten technischen
Aufnahme der Hauptverhandlung verwendet.

So stellt die Verwendung der Videodokumentation
– gleich wie die Verwendung anderer technischer Ein-
richtungen zu Wort- oder Bildaufnahmen – lediglich
eine weitere Erkenntnisquelle dar, auf deren Grund-
lage das Hauptverhandlungsprotokoll zu erstellen ist.
Sohin sind gegenwärtig drei derartige alternative Er-
kenntnisquellen auszumachen:
" die Mitschrift des Schriftführers (unter möglicher

Unterstützung durch ein technisches Hilfsmittel –
§ 271 Abs 2 StPO);

" das Tonbanddiktat des Richters (unter Einbezie-
hung seiner Mitschrift über die Angaben nach
§ 271 Abs 1 Z 1 bis 3 StPO) – § 271 Abs 4 StPO
oder

" die vom Vorsitzenden in der Hauptverhandlung zu
bezeichnenden Teile der technischen Aufnahme
(unter Einbeziehung der Mitschrift über die Anga-
ben nach § 271 Abs 1 Z 1 bis 3 StPO).1)

Auch das videounterstützt aufgenommene Hauptver-
handlungsprotokoll hat den gleichen gesetzlichen
Mindestinhalt und allfällige fakultative Ergänzungen
aufzuweisen wie ein Hauptverhandlungsprotokoll,
welches auf herkömmliche Art und Weise hergestellt
worden ist.

Beim videounterstützt aufgenommenen Hauptver-
handlungsprotokoll sind gem § 271a Abs 1 Satz 3
StPO zunächst die im § 271 Abs 1 Z 1 bis 3 erwähnten
Angaben jedenfalls in herkömmlicher Art zu doku-
mentieren (Bezeichnungen, Orte und Namen von Per-
sonen). Darüber hinaus kann der Vorsitzende die Ver-
handlungsmitschrift oder das Diktat auf die Anord-
nung beschränken, welche Teile der Aufnahme in
Schriftform zu übertragen sind.

Spannend wird die Frage, die die Protokollierungs-
vorschrift des § 271 Abs 3 StPO regelt. Es geht dort
um die Antworten des Angeklagten, sowie die Aussa-
gen von Zeugen und Sachverständigen. Nach dieser
Bestimmung sind diese Antworten und Aussagen ih-
rem wesentlichen Inhalt nach zusammengefasst
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in das Protokoll aufzunehmen, sofern nicht deren
wörtliche Wiedergabe für die Urteilsfällung erforder-
lich erscheint. Auf welche Art nun immer unterstützt
das Hauptverhandlungsprotokoll in seiner schriftli-
chen Form zustande gekommen ist, scheint für die
Frage, in welcher Detailliertheit diese Aussagen zu
protokollieren sind, zunächst ohne Bedeutung. Da-
durch, dass das Gesetz davon spricht, die Antworten
und Aussagen wären ihrem wesentlichen Inhalt nach
zusammenzufassen, und diese Auswahl sei durch das
rechtskundige erkennende Gericht vorzunehmen,
scheint die Frage auf den ersten Blick unproblematisch
zu sein.

Bei genauerem Hinsehen jedoch wird klar, dass
diese Frage – insb für ein allfälliges Rechtsmittelver-
fahren – von entscheidender Bedeutung sein kann. In
manchen Fällen kann bereits in der Auswahl des we-
sentlichen Inhalts einer Aussage eines Angeklagten
oder eines Zeugen eine Vorentscheidung in Richtung
Schuld oder Freispruch gesehen werden.

Um nämlich herauszufinden, was aus/in einer Aus-
sage dessen wesentlicher Inhalt (also welcher Teil des
Lebenssachverhalts) ist, muss man nämlich juristische
UND tatsachenbezogene Wertungen vornehmen.
Die bereits darin erfolgende Beweiswürdigung ist nur
vor dem Hintergrund einer ersten Rohauswahl der
für den zu entscheidenden Fall – also für die im Urteil
vorzunehmende Subsumtion – heranzuziehenden Tat-
bestände denkbar. Bereits diese juristische Operation
filtert aus dem Lebenssachverhalt einen Fallsachver-
halt heraus.

Engisch2) nennt diese Elementartechnik juristischen
Denkens das „Hin und Herwandern des Blickes“ (zwi-
schen dem Obersatz und dem Lebenssachverhalt),
gleichsam zwischen der Rechtsfrage und der Tatsa-
chenfrage.

Ganz hart argumentiert könnte nun gemeint wer-
den, dass – unter Zugrundelegung des Rechtsmittel-
kalküls des § 281 Abs 1 StPO – die Frage der Nich-
tigkeitsfestigkeit eines Urteils bereits bei der Festle-
gung auf das, was der wesentliche Aussageinhalt
sei, unmittelbar betroffen wird. Gibt nämlich das
Protokoll den wesentlichen Aussageinhalt einer Zeu-
genaussage in Richtung „Aussagesatz Alpha“ wieder,
kann eine Sachverhaltsfeststellung in Richtung „Aus-
sagesatz Beta“ unter Vermeidung von Urteilsnichtig-
keit schwer denkbar sein. Das Protokoll ist in man-
chen Fällen faktisch bereits das Urteil, „im Guten
wie im Bösen“.

Das Protokoll muss aber nicht auf das beschränkt
werden, was Personen sagen. Auch darüber hinausge-
hende Eindrücke, welche das erkennende Gericht
von der Person eines einvernommenen Zeugen ge-
wonnen haben kann, können durch entsprechende ver-
bale Beschreibungen des Protokollführers in das
Hauptverhandlungsprotokoll Eingang finden.

Darunter fallen in diesem Zusammenhang Verhal-
tensweisen des Angeklagten oder von Zeugen, die
Rückschlüsse auf die Glaubwürdigkeit des von ihnen
Gesagten ermöglichen, zB der Umstand, dass der
Zeuge die Antwort nicht sofort, sondern erst mit Blick
zum Angeklagten und dessen Kopfnicken mit „ja“ be-
antwortet hat.3) Dass Derartiges in Echtzeit, sohin
durch Videoaufzeichnung am Genauesten wiederge-
geben wird, ist klar.

III. Zukunft
Hier soll kurz belichtet werden, was die allfällige über
die zur Protokollherstellung unterstützende Funktion
hinausgehende Bedeutung der Videoaufzeichnung
der Hauptverhandlung sein könnte.

Zuvor wurde ausgeführt, dass die Einschränkung
der Protokollierung auf die wesentlichen Aussagein-
halte eine tatsachen- und rechtsbezogene Vorauswahl
voraussetzt. Es könnte sich die Frage stellen, ob die
Tatsachen- und Rechtsrichtigkeit eines Urteils – iS
der materiellen Wahrheit – besser garantiert werden
könnte, würde zur Überprüfung des Urteils nicht die
verschriftete Erinnerung an die Hauptverhandlung,
sondern eine Echtzeitdokumentation der Hauptver-
handlung herangezogen werden können.

Eine Abschätzung von Pro und Contra derartiger
Regelungen hängt unmittelbar mit der Frage zusam-
men, ob in einem hinkünftigen Rechtsmittelverfahren
den Rechtsmittelgerichten – hier insb den Kollegialge-
richten – erweiterte tatsacheninstanzliche Befugnisse
zukommen sollen.

Der Diskussionsstand zu diesem Thema ist kontro-
versiell und der Diskussionsprozess fortwährend – so-
dass hierauf nur ansatzweise zu verweisen ist.

Interessant erscheint hier ein Blick auf die deut-
sche Rechtslage, nach welcher diese Situation durch
das Schlagwort „Rekonstruktionsverbot der (deut-
schen) Strafprozessordnung“ gekennzeichnet werden
kann.

Wenn auch die interessante Verlockung im Raum
steht, der erweiterten Möglichkeit einer Beweiswürdi-
gung – allenfalls auch in der Instanz – nähertreten zu
können, so steht dem letztlich der auch von Praktikern
bisweilen vorgebrachte Einwand allenfalls entgegen,
ob nämlich tatsächlich alle dynamischen Elemente ei-
ner Hauptverhandlung aufgezeichnet werden wollen.

Dessen völlig ungeachtet steht die Strafverteidigung
in Österreich auf dem Standpunkt, dass der Einsatz
von Videoaufzeichnungen von Einvernahmen, insb
Beschuldigtenvernehmungen, ohne Beisein eines Ver-
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teidigers im Ermittlungsverfahren de lege lata unab-
wendbar ist.4)

IV. Zusammenfassung
Videodokumentation in der Hauptverhandlung erfolgt
in Österreich nur zur Unterstützung der Herstellung
des Hauptverhandlungsprotokolls. Die Videodoku-
mentation darüber hinaus auch noch weiteren Funk-
tionen zuzuführen, stößt weitere größere Themenbe-
reiche an, die rechtlicher und tatsächlicher Natur sind.

Der durchgehende Einsatz von Videodokumentation
bei Einvernahmen und sonstigen Ermittlungshandlun-
gen im Ermittlungsverfahren stellt eine nachdrückli-
che Forderung der Strafverteidigung an den Gesetzge-
ber dar.

https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
https://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte

2016. XX, 716 Seiten.
Geb. EUR 148,– 
ISBN 978-3-214-04773-3S_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte

ww.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte

ww.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-04773-3&utm_source=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte

e=ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
ww.manz.at/list.html?i

ww
w
ww

w

ZS_App&utm_medium=mobile&utm_content=Inserat_201605&utm_campaign=Buch_Bergmann_Genussrechte
ww.manz.at/list.html?isb

ww
w
ww

w

Genussrechte erfreuen sich in der Praxis großer Beliebtheit, so zB als
• Instrument zur Unternehmensfi nanzierung,
• Mitarbeiterbeteiligungsinstrument,
• Sanierungsinstrument oder
• als Instrument zur Honorierung besonderer Leistungen.

Dieses brandaktuelle Werk untersucht nun erstmals umfassend und von mehreren Seiten diese 
Finanzinstrumente und enthält neben der historischen Entwicklung detaillierte Ausführungen 
unter anderem
• zur zivilrechtlichen Ausgestaltung,
• zur rechnungslegungsrechtlichen Behandlung nach UGB und IFRS,
• zur Besteuerung nach EStG und KStG.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at

Bergmann

Genussrechte
Ausgestaltung – Rechnungslegung – Besteuerung
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4) Vgl hierzu Soyer, Strafverteidigung – Bewährung in der Praxis 107
(7. Österreichischer StrafverteidigerInnentag); Stuefer/Ruhri/Soyer,
Strafverteidigung und Psyche 127 (11. Österreichischer Strafvertei-
digerInnentag); Soyer/Ruhri/Stuefer, Strafverteidigung – Die Haupt-
verhandlung 153 (13. Österreichischer StrafverteidigerInnentag).
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6. 6. WIEN
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Amtshaftung
Seminarnummer: 20160606/8

7. 6. LINZ
Update
Update zum Insolvenz- und Sanierungsrecht
Seminarnummer: 20160607/3

9. 6. INNSBRUCK
Update
Zivilprozess (mit Lugano-Abkommen/Brüssel-Ver-
ordnungen), Exekution und Insolvenz
Seminarnummer: 20160609/6

10. und 11. 6. ATTERSEE
Special
Strafverfahren II
Seminarnummer: 20160610/3

10. und 11. 6. WIEN
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Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20160611/8
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Seminarnummer: 20160617/8

17. und 18. 6. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20160617/6

21. 6. WIEN
Privatissimum
Die erfolgreiche Einstweilige Verfügung
Seminarnummer: 20160621/8

23. 6. SALZBURG
Infopill
Fremdenrecht: Asylverfahren in Zeiten des Um-
bruchs
Seminarnummer: 20160623/4

23. bis 25. 6. WIEN
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20160623/8

24. und 25. 6. GRAZ
Basic
Steuern und Abgaben
Seminarnummer: 20160624/5

27. 6. SALZBURG
Infopill
„GELDWÄSCHEREI“: Aktuelle Rechts- und
Standespflichten für Rechtsanwälte. Worauf Sie in
der Praxis achten müssen!
Seminarnummer: 20160627/4

28. 6. LINZ
Key qualifications
Die ersten Schritte des Rechtsanwaltsanwärters in
der Kanzlei
Seminarnummer: 20160628/3

30. 6. und 1. 7. WIEN
Awake
train the trainer: Vorträge halten, Seminare leiten –

Expertentipps für Profis
Seminarnummer: 20160630/8

Juli 2016

1. und 2. 7. PÖLLAUBERG
Key qualifications
Routenplan für die Anwaltskarriere
Seminarnummer: 20160701/5

5. 7. FELDKIRCH
Privatissimum
Neueste Rechtsprechung im OLG-Sprengel Inns-
bruck Schwerpunkt Zivil- und Kostenrecht
Seminarnummer: 20160705/7

351Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06

Aus- und Fortbildung



Österreichisches Anwaltsblatt 2016/06352

Aus- und Fortbildung

7. bis 9. 7. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung: Mediation und
Kommunikation/Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20160707/8

8. und 9. 7. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20160708/3

August 2016

26. und 27. 8. WIEN

Special
Strafverfahren II
Seminarnummer: 20160826/8

Gesellschaftsrecht II

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Aufbauend auf Grundlagenkenntnissen des Gesell-
schaftsrechtes sollen spezielle Probleme der Personen-
gesellschaften und Kapitalgesellschaften vertieft sowie
die rechtliche Umstrukturierung von Unternehmens-
trägern aufbereitet werden. Der Schwerpunkt liegt
auf der Vermittlung von vertiefenden Kenntnissen be-
treffend die Eigenkapitalausstattung von Personenge-
sellschaften im Wege der Einlagenfinanzierung, der
Einflussnahmemöglichkeit von Gesellschaftern auf
die Geschäftsführung sowie die rechtlich und finanziell
wesentlichen Aspekte beim Ausscheiden von Perso-
nengesellschaftern. Betreffend die GmbH sollen neben
Haftungs- und Finanzierungsfragen schwerpunktmä-

ßig kritische Punkte in Gesellschaftsverträgen sowie
ebenfalls das Ausscheiden von Gesellschaftern bzw
der Gesellschafterwechsel erarbeitet werden. Den Ab-
schluss des Seminars bildet eine vertiefende Betrach-
tung häufiger Umgründungsfälle. Im Vordergrund
steht die Aufarbeitung von Problemstellungen im Zu-
sammenhang mit Vertragsgestaltungen.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck
Dr. Silvia Moser, M.A.RA in Innsbruck
Termin: Freitag, 17. 6. 2016, bis Samstag, 18. 6. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20160617/6

Steuern und Abgaben

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechtes ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, als Vertragsverfasser
oder auch als Steuerzahler.
Das Sponsoring für dieses Seminar übernimmt die
Steiermärkische Sparkasse.
Planung: Dr. Christoph Denk, Johannes Kepler Univer-
sität Linz – Institut für Controlling und Consulting,
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Graz
Mag. Klaus Gaedke, Steuerberater und Unternehmens-
berater, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizier-
ter Sachverständiger in Graz

Mag. Wolfgang Lampert, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater in Graz
Referenten: Dr. Christoph Denk, Johannes Kepler Uni-
versität Linz – Institut für Controlling und Consulting,
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Graz;
Mag. Klaus Gaedke, Steuerberater und Unternehmens-
berater, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizier-
ter Sachverständiger in Graz
Mag. Wolfgang Lampert, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater in Graz
Termin: Freitag, 24. 6. 2016, bis Samstag, 25. 6. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Steiermärkische Sparkasse
Seminarnummer: 20160624/5
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GELDWÄSCHEREI:
Aktuelle Rechts- und Standespflichten für Rechtsanwälte.
Worauf Sie in der Praxis achten müssen!

Infopill
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ihre berufliche Anforderung:
Rechtsberatende Berufe unterliegen seit vielen Jahren
einer strengen Anti-Geldwäscherei-Compliance. Die
gesetzlichen Anforderungen hierfür sind aber alles an-
dere als klar. Die Verantwortung, Verdachtsfälle zu
beurteilen, wird auf die Rechtsanwälte überwälzt; diese
müssen in eigener Verantwortung „risikobasierte“
Analysen vornehmen. Dass all dies mit dem traditio-
nellen Berufsverständnis und grundrechtlichen Garan-
tien in Widerstreit steht, liegt auf der Hand. Mit der
4. EU-Geldwäscherei-RL stehen neuerlich Reglemen-
tierungen bevor, die eine weitere Verschärfung der Be-
rufspflichten erwarten lassen. Das Spannungsfeld zum
eigenen Mandanten bleibt damit unverändert.
Jeder Rechtsanwalt ist zudem verpflichtet, Rechtsan-
waltsanwärter sowie die sonstigen bei ihm Beschäftig-
ten durch geeignete Maßnahmen mit den Bestimmun-
gen, die der Verhinderung der Geldwäscherei oder der
Terrorismusfinanzierung dienen, vertraut zu machen.
Diese Maßnahmen schließen die Teilnahme an beson-
deren Fortbildungsprogrammen ein. Zudem ist der
Rechtsanwalt angehalten, geeignete Strategien und

Kontroll- und Mitteilungsverfahren in seiner Kanzlei
zu implementieren, um „geldwäschereigeneigten“Ge-
schäften vorzubeugen.
Ihr Nutzen:
Theorie und Praxis aus einer Hand: Mit der Infopill
„Geldwäscherei“ bringen Sie sich selbst und IhreKanz-
lei auf den neuesten Stand in der anwaltlichen Compli-
ance. Lassen Sie nicht zu, dass Ihre Reputation Schaden
erleidet, indem Sie in kriminelle Machenschaften hi-
neingezogenwerden. Kompakt und praxisorientiert er-
fahren Sie an einem Vormittag, worauf Sie bei der Be-
kämpfung von Geldwäscherei achten müssen.
Planung: Dr. Brigitte Piber, RA in Salzburg
Referenten: MR Mag. Josef Mahr, Bundeskriminalamt
im Bundesministerium für Inneres, Leiter des Büros
7. 2. (A-FIU & ARO – asset recovery office), Allge-
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver-
ständiger für Geldwäsche
Dr. Alexander Wöss, RA in Linz
Termin: Montag, 27. 6. 2016 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Salzburg, Salzburger Rechtsan-
waltskammer
Seminarnummer: 20160627/4

Die ersten Schritte des Rechtsanwaltsanwärters in der Kanzlei

Key qualifications
Warum Sie teilnehmen sollten:
Mit Abschluss eines juristischen Studiums werden fun-
dierte Kenntnisse der österreichischen Rechtsordnung
und darüber hinaus erworben. Mit der Gerichtspraxis
wird ein erster Einblick in die Praxis der Juristerei
und der klassischen Rechtsberufe gewährt.
Ungeachtet dessen steht am Beginn der Tätigkeit als
Rechtsanwaltsanwärter in einer Kanzlei immer ein ge-
wisser „Kulturschock“, wenn das erworbene Wissen
auf den mitunter harten Alltag der Anwaltei trifft.
Selbst bei bester Vorbereitung im Studium, in der Ge-
richtspraxis und Ähnlichem ist es nicht immer mög-
lich, jene Skills bei Arbeitsantritt parat zu haben, die
ab dem ersten Tag benötigt werden.
Dieses Seminarkonzept zielt darauf ab, Rechtsanwalts-
anwärter, welche noch vor oder kurz nach ihrem (ers-
ten) Dienstantritt in einer Rechtsanwaltskanzlei ste-
hen, mit den Basics vertraut zu machen, ohne sich im
Einzelnen zu tief in Details zu verlieren. Die Rechtsan-
waltsanwärter erhalten einen Einblick in den Kanzlei-

alltag und jene Informationen, um die ersten Wochen
„gut zu überstehen“. Bewusst sind die Themen allge-
mein und nicht auf bestimmte Fachgebiete bezogen.
Der Rechtsanwaltsanwärter soll vielmehr in die Lage
versetzt werden, vom ersten Tag an Aufgaben selb-
ständig übernehmen zu können, sei dies nun das Ver-
fassen von Schriftsätzen, Verhandlungen vor Gericht
oder die Auseinandersetzung mit Madanten.
Die Teilnahme an dieser Veranstaltung ist kostenfrei.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da diese Ver-
anstaltung auf 25 Teilnehmer beschränkt ist.
Planung: Mag. Michael Lanzinger, RAA in der Rechts-
anwaltskanzlei Mag. Bonelli in Wels, 2015 Absolvie-
rung der Rechtsanwaltsprüfung
Referent: Mag. Michael Lanzinger, RAA in der Rechts-
anwaltskanzlei Mag. Bonelli in Wels, 2015 Absolvie-
rung der Rechtsanwaltsprüfung
Termin: Dienstag, 28. 6. 2016
Veranstaltungsort: Linz, Oberösterreichische Rechts-
anwaltskammer
Seminarnummer: 20160628/3
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train the trainer:
Vorträge halten, Seminare leiten – Expertentipps für Profis

Awake
Warum Sie teilnehmen sollten:
Viele Vortragende, Referenten und Seminarleiter sind
in ihrer Fachkompetenz völlig unumstritten. Um als
Trainer/in erfolgreich zu sein, genügt das leider oft
nicht. Die Kunst, eine Botschaft verständlich zu ver-
mitteln, das eigeneWissen gut aufzubereiten, kann ge-
lernt werden. Gute Seminare zeichnen sich durch bild-
hafte Darstellungen, einem geplanten Rhythmus und
Abwechslung aus.
In diesem Seminar erwerben Sie in kurzen theoreti-
schen Inputs das erforderliche didaktische Grundla-
genwissen. In praktischen Übungen erleben Sie die
Wirkung teilnehmerorientierter Methoden auf das Ar-

beitsklima und den Lernertrag. Durch Videotraining
verstärken Sie die Wirkung Ihres Auftretens.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teil-
nehmerzahl auf 18 Personen beschränkt ist.
Planung: Salzburger Institut für Weiterbildung, Wim-
mer & Buchacher GmbH
www.siwb.at
Referent: Prof. Mag. Dr. Walter Buchacher, Salzburger
Institut für Weiterbildung Wimmer & Buchacher
GmbH
Termin: Donnerstag, 30. 6. 2016 bis Freitag,
1. 7. 2016
Veranstaltungsort:Wien,Garten-Hotel Altmannsdorf
– Hotel 1
Seminarnummer: 20160630/8

Neueste Rechtsprechung im OLG-Sprengel Innsbruck
Schwerpunkt Zivil- und Kostenrecht

Privatissimum
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar gibt einen Überblick über die neuste Ju-
dikatur im Sprengel des OLG Innsbruck mit dem
Schwerpunkt Zivil- und Kostenrecht.
Planung: VPräs. Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch

Referenten: Dr. Georg Hoffmann, Senatspräsident am
Oberlandesgericht Innsbruck
Dr. Martin Weber, Richter des Landesgerichts Inns-
bruck
Termin: Dienstag, 5. 7. 2016 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Feldkirch, Montfort das Hotel
Seminarnummer: 20160705/7

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Tirols Rechtsanwälte bauen auf Kontinuität

Markus Heis für weitere vier Jahre Präsident

D er Innsbrucker RechtsanwaltMarkus Heis ist neuer,
alter Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer.

Von der Vollversammlung der Tiroler Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter wurde er einstimmig wie-
dergewählt. Der 59-Jährige Jurist steht damit für wei-
tere vier Jahre an der Spitze der Tiroler Anwaltschaft.
Das in ihn gesetzte Vertrauen ist groß. Heis gilt als aus-
gewiesener Kommunikator und Brückenbauer, auch
über die eigenen Standesgrenzen hinaus.

Am Donnerstag, den 29. 4. 2016, war es für Tirols
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter wieder so-
weit. Sie wählten in der Vollversammlung ihre Stan-
desvertreter. Dabei setzten sie ein deutliches Zeichen
in Richtung Kontinuität. Das Rennen um das höchste
Amt im Stand entschied erneut der Innsbrucker
Rechtsanwalt Markus Heis für sich. Heis ist bereits seit
2012 Präsident. Es ist seine zweite Amtsperiode. Als
Vizepräsidenten wurden die 45-Jährige Innsbrucker
Rechtsanwältin Birgit Streif sowie der 54-Jährige Inns-
brucker Rechtsanwalt Dr. Christian J. Winder ebenfalls
in ihrem Amt bestätigt. Die Funktionsperiode für Prä-
sident und Vizepräsidenten beträgt jeweils vier Jahre.

Zur Person Markus Heis

Markus Heis wurde am 26. 4. 1957 in Innsbruck gebo-
ren. Er studierte Rechtswissenschaften an der Univer-
sität Innsbruck und promovierte 1979 zum Doctor iu-
ris. 1984 wurde er in die Liste der Rechtsanwälte ein-
getragen. Für die Tiroler Rechtsanwaltskammer ist
Heis seit 1988 ehrenamtlich tätig. Zuerst als Mitglied
des Disziplinarrates und anschließend, ab 1997, als
Mitglied des Ausschusses. 2006 wurde Heis zum Vize-
präsidenten der Tiroler Rechtsanwaltskammer ge-
wählt. Seit 2012 steht er den Tiroler Rechtsanwälten
als höchster Standesvertreter vor. Heis ist der sieb-

zehnte Präsident in der über 160-jährigen Geschichte
der Tiroler Rechtsanwaltskammer.

Rolle des Präsidenten

Der Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer ist der
oberste Vertreter im Stand der Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter. Er wird in geheimer Wahl in
der Vollversammlung von den Mitgliedern der Tiroler
Rechtsanwaltskammer auf vier Jahre gewählt. In seiner
Funktion vertritt er die Tiroler Rechtsanwaltskammer
nach außen und vollzieht die Beschlüsse der Vollver-
sammlung sowie des Ausschusses. Darüber hinaus ist er
Delegierter bei der bundesweitenVertreterversammlung
sowie Mitglied des Präsidentenrates des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK).

Die neuen, alten Präsidenten

Foto: Lentner/Tiroler Rechtsanwaltskammer
vlnr: Vizepräsident Dr. Christian J. Winder, Präsident
Dr. Markus Heis und Vizepräsidentin Dr. Birgit Streif

Mag. Johannes Lentner
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Besuch bei den polnischen Rechtsberatern Radców
Prawnych in Rzeszow und Przemysl

Ü ber Einladung der polnischen Rechtsberater nahm
der Präsident des ÖRAKDr. Rupert Wolff an deren

Tagung vom 7. 4. bis 10. 4. 2016 in Rzeszow teil.
Die polnische Rechtsanwaltschaft kennt zwei An-

waltskategorien: die Advokaten und die Rechtsberater.
Aktuell gibt es ca 10.000 Advokaten und ca 50.000
Rechtsberater in Polen, beide sind selbstverwaltete
freie Berufe mit identem Tätigkeitsfeld.

Die Tagung fand im historischen Rzeszow (in der
k&k Monarchie Reichshof) statt, das seit 1387 zum
Königreich Polen gehörte und 1804 an das Kaisertum
Österreich fiel.

Die Tagung folgte einer jüngsten Initiative der polni-
schen Rechtsberater, Emeriti und junge Rechtsanwälte
zu einem gemeinsamen Dialog zu führen und einen
Know-how-Transfer aufzubauen.

Im Rahmen der Tagung wurde auch das neue Büro-
gebäude der Kammer eingeweiht, von allen anwesen-

den Gästen gemeinsam der Grundstein gelegt und eine
Urkunde eingemauert.

Der Präsident der Kammer der Rechtsberater, Kollege
r. pr. Marek Skierczyński, und Dr. Rupert Wolff hinter-
legten am 9. 4. 2016 einen Kranz zum Gedenken an
die Gefallenen des Ersten Weltkrieges in der ehemali-
gen Garnisonsstadt Przemysl.
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Ankündigung – Forum Traunkirchen 2016

D ie Rechtswissenschaftlichen Fakultäten der Uni-
versitäten Linz und Wien sowie die WU Wien

veranstalten von Mo, 19. 9. 2016 bis Mi, 21. 9. 2016
in Traunkirchen ein Seminar aus Zivilrecht (Leitung:
Univ.-Prof. Dr. Ernst Karner, Univ.-Prof. Dr. Stefan
Perner und Univ.-Prof. Dr. Martin Spitzer). Die fol-
genden Vorträge stehen auf dem Programm:

Prof. Dr. Stephan Lorenz (LMU München): Neuere
Entwicklungen im Europäischen Kaufrecht

Univ.-Prof. Dr. Raimund Bollenberger (WU Wien):
Rechtsfragen der Bankgarantie

a. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Faber (Uni Salzburg):
Auslegung von EuGH-Entscheidungen – am Beispiel
des Verbraucherrechts

Univ.-Prof. Dr. Andreas Konecny (Uni Wien): Be-
weisrechtliche Fragen bei Massenschäden

Univ.-Prof. Dr. Brigitta Lurger (Uni Graz): Ver-
braucherschutz beim Vertragsabschluss – Informa-
tionsflut durch AGB

Das Seminar wird umrahmt von Werkstattgesprä-
chen und dem OGH Cercle.

Die Werkstattgespräche widmen sich dem „Kartell-
schaden neu“ (Vorsitz: HRUniv.-Prof. Dr.Georg Kodek,

LL.M., OGH, WUWien; Referate: OStA Dr. Dietmar
Dokalik, BMJ; RA Dr. Carsten Krüger, CDC; GD Dr.
Theodor Thanner, Bundeswettbewerbsbehörde).

Beim OGH Cercle werden die wichtigsten Judikate
des jeweiligen Jahres vorgestellt (Vorsitz: VP des OGH
Dr. Elisabeth Lovrek; Referate: Sen.-Präs. Hon.-Prof.
Dr. Hansjörg Sailer; HR Dr. Christoph Brenn; HR
Univ.-Prof. Dr. Michael Bydlinski; HR Dr. Wilma Dehn;
HR Dr. Edwin Gitschthaler; HR Dr. Johann Höllwerth;
HR Dr. Gottfried Musger; HRMag. Herbert Painsi).

Die Hotelkosten betragen für zwei Nächte ca
E 250,–. Der Tagungsbeitrag beträgt für das Seminar
E 300,–, für die Werkstattgespräche E 200,–, für den
OGHCercleE 200,– (Forum gesamtE 600,–; für Jus-
tiz- und Universitätsangehörige E 100,–).

Anmeldungen bitte bis Ende Juni an forum@traun-
kirchen-zivilrecht.at. Sie erhalten eine gesonderte Be-
stätigung mit detaillierten Informationen.

Weitere Informationen unter
www.traunkirchen-zivilrecht.at.

Univ.-Prof. Dr. Ernst Karner,
Univ.-Prof. Dr. Stefan Perner,
Univ.-Prof. Dr. Martin Spitzer
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• Neuaufl age aller wichtigen Wohnrechtsgesetze auf Stand 1. 1. 2016

•  Neuerungen des vergangenen Jahres (Novellen, Entscheidungen, Literatur) auf einen Blick:
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Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO; § 2 RL-BA 1977 (= § 17 RL-BA 2015); Art 10 MRK – Grenzen der freien Meinungsäuße-
rung

Unsachliche und erkennbar beleidigende Äußerungen gegen die Rechtspflege genießen nicht den
Schutz der freien Meinungsäußerung.

OGH 3. 12. 2015, 28 Os 4/15w

Sachverhalt:

Der Beschuldigte wurde vom Disziplinarrat wegen der
Disziplinarvergehen der Berufspflichtenverletzung und
der Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen des Stan-
des verurteilt, weil er in einem an die Staatsanwaltschaft
gerichteten Fortführungsantrag Folgendes vorbrachte:

„Es ist Fakt, dass in Österreich weite Teile von Polizei,
Verfassungsschutz, Justiz, Medien und Politik korrupt sind
und deshalb aktiv und zum Teil auch rechtswidrig gegen
kritische und seriöse Bürger mittels Diffamierungen und
Kriminalisierungen vorgegangen wird. Auch verfahrensge-
genständlich agiert die Ermittlungsbehörde voreingenom-
men und begeht Rechtsbrüche.“

„Das Landesamt für Verfassungsschutz in W***** arbeitet
vorsätzlich und rechtswidrig im Sinne/zu Gunsten der Firma
K*****, da dies von höchsten politischen Stellen (*****-Minis-
terien/Parteizentralen usw) angeordnet worden ist. Der LV
Ermittler F***** bezeichnet völlig wertend und voreingenom-
men die friedliche Protestaktion von R***** als Gewalttätig-
keit, Aggressionshandlungen und Randale!! Die Ermittlungs-
behörde LPDW***** und LVW***** sind unter der jetzigen
Führung eindeutig als kriminell und demokratiegefährdend
einzustufen und somit als Ermittlungsbehörde ungeeignet!“

Der OGH gab der Berufung des Beschuldigten
keine Folge.

Aus den Gründen:
Von einem Rechtsanwalt wird – schon aufgrund
seiner Ausbildung und Mitwirkung in der Rechts-

pflege – auch unter dem Aspekt des § 9 Abs 1
RAO verlangt, sich gegenüber Behörden eines sach-
lichen und korrekten Tons zu bedienen (vgl RIS-
Justiz RS0055227). Enthält ein von ihm eingebrach-
ter Schriftsatz beleidigende Äußerungen, so sind
diese dem Rechtsanwalt und nicht jener Person zu-
zurechnen, die den Schriftsatz für ihn im Innenver-
hältnis vorbereitet hat (vgl VfGH 8. 12. 2010, B 87/
10).

Soweit die Berufung vermeint, angriffiges und un-
sachliches Vorbringen sei nicht per se disziplinär, son-
dern könne durchaus im Rahmen derMeinungsfreiheit
erfolgen, entbehrt das Vorbringen einer Argumenta-
tion, weshalb das hier inkriminierte Vorbringen im
Fortführungsantrag unter dem Gesichtspunkt des
Art 10 EMRK zulässig sein sollte, genießen doch un-
sachliche und erkennbar beleidigende Äußerungen
der Rechtspflege keineswegs den Schutz der freien
Meinungsäußerung, weil – wie aus Art 10 Abs 2
EMRK hervorgeht – in einer demokratischen Gesell-
schaft ein dringendes soziales Bedürfnis besteht, das
Ansehen der Rsp zu wahren (vgl VfGH 26. 9. 1995,
B 2177/94; VfGH 27. 2. 2012, B 1103/11; VfGH
6. 6. 2013, B 1359/2012; VfGH 20. 2. 2014, B 1021/
2013). Dass Rechtsanwälte aufgrund ihrer Funktion
Beschränkungen bei Meinungsäußerungen hinzuneh-
men haben, hat auch der EGMR bestätigt (vgl EGMR
17. 7. 2008, Bsw 513/05 Schmidt gg Österreich, ÖJZ
2008, 909).

Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO; § 2 RL-BA 1977 (= § 17 RL-BA 2015); Art 10 MRK – Grenzen der freien Meinungsäuße-
rung

Werturteile sind nur dann durch das Recht der freien Meinungsäußerung gedeckt, wenn sie auf ein im
Kern wahres Tatsachensubstrat zurückgeführt werden können und die Äußerung nicht überschie-
ßend ist. Ein rechtlich unerhebliches Vorbringen, das lediglich dazu dient, den gegnerischen Rechts-
vertreter anzuschwärzen bzw herabzusetzen, ist nicht zu rechtfertigen.

OGH 9. 11. 2015, 22 Os 5/15y

Sachverhalt:

Der Beschuldigte wurde vom Disziplinarrat wegen der
Disziplinarvergehen der Berufspflichtenverletzung
und der Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen
des Standes verurteilt, weil er

1. in seinem Schreiben vom 3. 12. 2013 an Rechts-
anwalt Dr. NN Folgendes erklärte:

„Im Zuge des von der Stadtgemeinde H***** gegen mei-
nen Mandanten geführten Verfahrens wegen rückständiger
Schulgeldbetreffnisse ist im Bereich der Elternschaft die
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nicht ganz abwegige Vermutung aufgetaucht, dass Sie, sehr
geehrter Herr Kollege, auftrags der Arbeiterkammer *****
das Verfahren 5 C 916/11 t des Bezirksgerichts H***** der-
art geführt haben, dass ihre Partei notwendigerweise das
Verfahren verlieren musste; dies trotz extrem guter Vo-
raussetzungen.

[. . .] und weise ich darauf hin, dass, sollte deliktisches Zu-
sammenspiel der Arbeiterkammer einerseits sowie der
Stadtgemeinde H***** andererseits, an welchem Sie, sehr
geehrter Herr Kollege, sich möglicherweise sogar beteiligt
haben könnten, vorliegen, jedenfalls Schadenersatzansprü-
che meiner Partei bestünden.“

2. in einem Fortführungsantrag an die Staatsanwalt-
schaft ausführte:

„Anbetrachtlich der Ergebnisse des bisherigen Strafver-
fahrens verdichtet sich wohl der Verdacht gegen Herrn
Rechtsanwalt Dr. XY insoferne, als wohl dieser die Testa-
mentszeuginnen ganz offensichtlich in das Notariat Dr.
S*****, dort zum Substituten Mag. G*****, geschickt und
manövriert haben dürfte,“ und dadurch unterstellte, dass
Rechtsanwalt Dr. XY an einer allfälligen Urkundenfäl-
schung mitgewirkt habe.

Der OGH gab der Berufung des Beschuldigten
keine Folge.

Aus den Gründen:
Der Disziplinarbeschuldigte agierte mit seiner Kritik
nicht im Rahmen der ihm als Rechtsvertreter zukom-
menden Aufgaben, vermochte doch das Schreiben an
einen unbeteiligten Kollegen zur Rechtsdurchsetzung
seiner Mandanten nichts sachlich Zielführendes beizu-
tragen.

Den allgemeinen Ausführungen, es dürfe dem
Rechtsanwalt nicht verwehrt bleiben, eine „unzuläng-
liche Prozessführung“ eines Anwaltskollegen aufzuzei-
gen, ist grundsätzlich beizupflichten (vgl auch Feil/
Wennig, Anwaltsrecht8 874ff), steht doch (unbestrit-
ten) Rechtsanwälten ein aus Art 10 MRK (auch Art 13
StGG) erfließendes Recht zu, sachliche Kritik in gebo-
tener Form an Standesvertretern oder an Kollegen zu
üben (Berka,Die Grundrechte Rz 570 mit Nachweisen

zur Rsp des VfGH). Nach der früheren Rsp hat die
Pflicht zur Kollegialität dann zurückzutreten, wenn
der Verdacht einer sehr bedenklichen Handlung eines
Standeskollegen vorliegt und dieser den Verdacht
nicht entkräftet (Feil/Wennig, Anwaltsrecht8 § 1 DSt,
871); herabsetzende und unbegründete Kritik über
das berufliche Verhalten eines Standeskollegen ist frei-
lich unzulässig. Werturteile sind nur dann durch das
Recht der freien Meinungsäußerung gedeckt, wenn
sie auf ein im Kern wahres Tatsachensubstrat zurück-
geführt werden können und die Äußerung nicht über-
schießend (iS eines massiven Wertungsexzesses) ist
(RIS-Justiz RS0032201 [T 25]), wobei Letzteres zu be-
jahen ist, wenn nicht die Auseinandersetzung mit der
Sache, sondern die Diffamierung der Person im Vor-
dergrund steht (RIS-Justiz RS0054817 [T 43];
RS0056108 [T 1, T 4]).

Da es einem Rechtsanwalt nach den standesrechtli-
chen Grundsätzen verwehrt ist, sachlich nicht gerecht-
fertigte Druckmittel anzukündigen oder anzuwenden
(§ 2 RL-BA; RIS-Justiz RS0055886; RS0056346), ist
auch eine Anzeigenerstattung gegen den gegnerischen
Rechtsanwalt ohne zureichende Verdachtslage und ein
– im Übrigen inhaltlich prozessual verfehlter (vgl
Nordmeyer, WK-StPO § 196 Rz 14ff) – alle negativen
Beweisergebnisse zur Gänze ignorierender Fortfüh-
rungsantrag unstatthaft. Ein Prozessvorbringen durch
einenRechtsanwalt ist nur dann nach § 9 Abs 1 RAOge-
rechtfertigt, wenn die Ausübung des Rechts im Rahmen
der Prozessführung nicht missbräuchlich erfolgt. Die
Herabsetzung des Gegners darf nicht wider besseres
Wissen erfolgen (RIS-Justiz RS0114015; RS0022784),
sodass auch der Hinweis auf eine – aus den Akten jedoch
in keiner Weise ableitbare – „Verdachtslage“ eine pro-
zesskonforme Darstellung vermissen lässt. Ein Vorbrin-
gen, das rechtlich unerheblich ist und auch nicht zur Il-
lustration, Ausfüllung oder Untermauerung des recht-
lich relevanten Tatsachenvortrags erstattet wird,
sondern lediglich dazu dient, den gegnerischen Rechts-
vertreter anzuschwärzen bzw herabzusetzen, ist nicht zu
rechtfertigen (RIS-Justiz RS0022784 [T 13]).

Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO; § 2 RL-BA 1977 (= § 17 RL-BA 2015); Art 10 MRK – Grenzen der freien Meinungsäuße-
rung

Der Vorwurf, der OGH übe durch die ausdehnende Auslegung einer Gesetzesbestimmung Willkür, ist
angesichts der Bezugnahme auf eine namhafte Literaturmeinung im Rechtsmittel und zahlreiche Li-
teratur- und Judikaturzitate noch durch Art 10 MRK, § 9 RAO und § 2 RL-BA gedeckt.

OGH 9. 11. 2015, 23 Os 2/15 i

Sachverhalt:

Der Beschuldigte wurde vom Disziplinarrat wegen der
Disziplinarvergehen der Berufspflichtenverletzung

und der Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen
des Standes verurteilt, weil er als Verteidiger in einer
Rechtsmittelschrift Folgendes vorgetragen hatte:
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„Entgegen den oben erwähnten Grundsätzen verlässt der
OGH in weiterer Folge diese wiederholt und nimmt de facto
rund um den gegenständlichen Problemkreis eine ausdeh-
nende Auslegung vor und dies zu Lasten eines Beschuldig-
ten. § 206 Abs 2 2. Fall StGB wird dadurch zur völligen
Willkürbestimmung des OGH, zumal der OGH nunmehr
entscheidet, was unter einer dem Beischlaf gleichzusetzenden
geschlechtlichen Handlung zu verstehen ist bzw was darun-
ter verstanden werden muss [. . .] Der OGH versucht offen-
sichtlich, einem unsinnigen Gesetz einen Sinn zu geben und
wird dadurch de facto selbst zum Gesetzgeber, wobei diesbe-
züglich insbesondere auch die Bestimmungen des § 1 StGB
und des Artikel 18 B-VG ignoriert werden.“

Der OGH gab der Berufung des Beschuldigten we-
gen Nichtigkeit Folge und sprach ihn frei.

Aus den Gründen:
Der spezielle Status von Rechtsanwälten verleiht ihnen
eine zentrale Position in der Rechtspflege als Vermitt-
ler zwischen Öffentlichkeit und Gerichten. Im Hin-
blick auf die Schlüsselrolle der Rechtsanwälte in der
Gerichtsbarkeit eines Rechtsstaats kann von ihnen le-
gitimerWeise erwartet werden, zur ordnungsgemäßen
Rechtspflege beizutragen und damit das öffentliche
Vertrauen in diese aufrechtzuerhalten. In der Beurtei-
lung der Reichweite zulässiger Kritik durch Rechtsan-
wälte sind nach der Rsp des EGMR das Recht der Öf-
fentlichkeit auf Erhalt von Informationen über Fragen
juristischer Entscheidungen, die Erfordernisse ord-
nungsgemäßer Rechtspflege sowie die Würde von
Rechtsberufen zu berücksichtigen (Grabenwarter/
Pabel, EMRK5 § 23 Rz 30).

Wohl steht das Recht auf freie Meinungsäußerung
(Art 10 Abs 1 MRK) dem Rechtsanwalt wie jedem an-

deren Staatsbürger zu, er muss sich allerdings mit sei-
ner Kritik im Rahmen des Gesetzes halten und sie
sachlich, ohne beleidigendes Beiwerk vortragen (vgl
RIS-Justiz RS0073088; RS0055003).

Berücksichtigt man, dass der Disziplinarbeschuldigte,
der für seine vehement vertretene Rechtsauffassung im-
merhin im Rahmen einer sachlichen Passage seines
Rechtsmittels auf eine namhafte Literaturmeinung
(Hinterhofer [SbgK]) rekurrieren konnte, in seiner
Rechtsmittelschrift auch eine Antragstellung in Rich-
tung Art 89 Abs 2 B-VG anregte, so erscheint der –

durch zahlreiche Literatur- und Judikaturzitate belegte
– Begriff der „Willkür“ in Bezug auf die Auslegung einer
dem Beischlaf gleichzusetzenden Handlung an sich
selbst (Argument: zu einem solchen bedarf es zweier
Personen) in einem anderen Licht und daher (noch)
von Art 10 MRK, § 9 RAO und § 2 RL-BA gedeckt.

Anmerkung:
Die ersten beiden der oben veröffentlichten, von drei ver-
schiedenen OGH-Senaten gefällten Entscheidungen sind
wenig überraschend. Sie bieten aber einen sehr guten Über-
blick über die Rsp, was ein Rechtsanwalt im Rahmen von
§ 9 Abs 1 RAO „unumwunden“ vorbringen darf und was
nicht. (Auch heftige) Kritik an der Justiz, an Behörden,
aber auch an Kollegen ist zulässig, wenn sie sachlich und
nicht beleidigend ist.

Bemerkenswert ist die dritte Entscheidung: Auch der
OGH findet den gegen ihn vehement erhobenen Vorwurf
der „Willkür“ (gerade noch) durch das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt, wenn er sachlich gut begründet ist.

Darüber hinaus gilt: Eine beleidigende Schreibweise ist
nicht nur disziplinär; sie nützt auch demMandanten nichts.

Michael Buresch

Gebühren- und Steuerrecht

§ 12 Abs 2 Z 2 lit b UStG 1994 – Kein Vorsteuerabzug für Pkw eines Gerichtssachverständigen

Von einer gewerblichen Personenbeförderung iSd § 12 Abs 2 Z 2 lit b UStG 1994 zur Vermittlung ei-
ner Vorsteuerabzugsberechtigung für Pkw kann nur dann gesprochen werden, wenn die Beförderung
unternehmensfremder Personen zum eigentlichen Unternehmenszweck eines Gewerbes gehört.

VwGH 10. 3. 2016, 2013/15/0196

Sachverhalt:

Der Bf machte iZm der Anschaffung eines Pkw Vor-
steuern geltend. Diese wurden vom FA mit B v
24. 8. 2010 betreffend die Festsetzung von USt für
Juni 2010, der im Anschluss an eine USt-Sonderprü-
fung ergangen ist, nicht anerkannt.

Der Bf berief gegen den B und brachte in der Beru-
fung iW vor, dass er gerichtlich zertifizierter Sachver-
ständiger für die Fachgebiete Verkehrsunfall Straßen-
verkehr, Unfallanalyse, allgemeiner Maschinenbau,
Kraftfahrzeugreparaturen, Havarieschäden, Bewertung

und Auswertung von Fahrtenschreibern sowieUnfallda-
tenschreibern sei. Er übe diese Tätigkeit seit über
30 Jahren aus, habe sich auf Verkehrsunfälle und die
Unfallanalyse spezialisiert und sei in diesem Bereich
überwiegend für Gerichte tätig. Zur Berufsausübung
sei ein geländegängiges Kraftfahrzeug unumgänglich,
weil Verkehrsunfälle, Seilbahnschäden,Wintersportun-
fälle und insb Geländewagenunfälle zu jeder Jahreszeit
und bei allen Witterungsverhältnissen beurteilt werden
müssten und der Bf zwecks Befundaufnahme ausnahms-
los an die jeweilige Unfallstelle gelangen müsse. In wei-
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terer Folge komme es nahezu immer zu einem Ortsau-
genschein bzw zu einer Verhandlung am Unfallort, bei
welcher neben den Parteien und deren Vertretern auch
der zuständige Richter, der Bezirksanwalt und manch-
mal auch ein Schriftführer oder Rechtspraktikant anwe-
send seien. Dabei sei es üblich, dass der Richter, allen-
falls auch der Bezirksanwalt, der Schriftführer bzw
Rechtspraktikant vom Sachverständigen in seinem
Kraftfahrzeug zur Unfallstelle befördert würden. § 28
Abs 2 Gebührenanspruchsgesetz (GebAG) sehe für
diese Beförderungsleistung eine gesonderte Vergütung
vor, die vom Bf regelmäßig geltend gemacht werde.
[. . .] Der Bf sei nach dem GebAG berechtigt, erhöhte
Kilometergelder zu verrechnen. Er erziele daher Ein-
nahmen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Personenbeförderung stehen. Dass das Beförderungs-
entgelt nicht vom Empfänger der Beförderungsleistung
bezahlt werde, sei irrelevant. Die Gewerbeberechtigung
zur Personenbeförderung und die Rückvergütung der
Normverbrauchsabgabe stellten keine Voraussetzungen
für den Vorsteuerabzug dar. Dass mit demKfz auch Pri-
vatfahrten unternommen würden, stehe einem Vor-
steuerabzug nicht entgegen, solange dieses zu mindes-
tens 80%der gewerblichen Personenbeförderung diene.
DenNachweis dafür habe der Bf durch Vorlage entspre-
chender Aufzeichnungen erbracht.

Mit dem angef B gab die belBeh der Berufung keine
Folge, wogegen sich die vorliegende Beschwerde richtet.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:
Gem § 12 Abs 2 Z 2 lit b UStG 1994 gelten Lieferun-
gen, sonstige Leistungen oder Einfuhren, die iZm der
Anschaffung (Herstellung), Miete oder dem Betrieb
von Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen
oder Krafträdern stehen, ausgenommen Fahrschul-
kraftfahrzeuge, Vorführkraftfahrzeuge und Kraftfahr-
zeuge, die ausschließlich zur gewerblichen Weiterver-
äußerung bestimmt sind, sowie Kraftfahrzeuge, die zu
mindestens 80% dem Zweck der gewerblichen Perso-
nenbeförderung oder der gewerblichen Vermietung
dienen, nicht als für das Unternehmen ausgeführt.
Der VwGH hat im Erk v 27. 8. 1998, 98/13/0080,
zur gleichlautenden Bestimmung des § 12 Abs 2 Z 2
lit c UStG 1972 ausgesprochen, dass unter einer ge-
werblichen Personenbeförderung die tatsächliche Aus-
übung der Beförderung von dritten Personen zu ver-
stehen ist, wobei diese Tätigkeit gewerbsmäßig, also
zur Erzielung von Einnahmen unmittelbar durch die
Personenbeförderung selbst erfolgen muss. Auch in
Bezug auf § 12 Abs 2 Z 2 lit b UStG 1994 kann von ei-
ner gewerblichen Personenbeförderung nur dann ge-
sprochen werden, wenn die Beförderung unterneh-

mensfremder Personen zum eigentlichen Unterneh-
menszweck eines Gewerbes gehört.

Im Beschwerdefall mangelt es an dieser Vorausset-
zung. Das in Rede stehende Kfz und die damit unter-
nommenen Fahrten sind laut dem Vorbringen des Bf
erforderlich, um zu jeder Jahreszeit und bei jeder Wit-
terung „Verkehrsunfälle, Seilbahnschäden, Winter-
sportunfälle und insbesondere Geländewagenunfälle“
zu befunden und zu begutachten. Die mit dem Fahr-
zeug unternommenen Fahrten sind im Unterneh-
menszweck des Bf (Erstellung von Sachverständigen-
gutachten) und in der dadurch bedingten Anwesenheit
seiner Person amUnfall bzw Verhandlungsort begrün-
det. Zum Unternehmenszweck des Unternehmens ei-
nes Sachverständigen gehört aber nicht die Beförde-
rung unternehmensfremder Personen. Daran ändert
nichts, wenn es vorkommen sollte, dass der Bf mit sei-
nem Kfz bei Bedarf auch Gerichtspersonal befördert
und ihm diese Beförderung durch ein erhöhtes Kilo-
metergeld abgegolten wird. Die Einnahmen aus der
Erstellung von Gutachten können nämlich nicht von
der Beförderung des Gerichtspersonals abhängig ge-
macht worden sein.

Entgegen dem Vorbringen des Bf ist die von ihm
vorgenommene Nutzung seines Kfz nicht mit der Be-
förderung von Hotelgästen durch einen Hotelbetrei-
ber vergleichbar. Dass die Beförderung der Gäste
von Gastgewerbebetrieben zwischen den Aufnahme-
stellen des öffentlichen Verkehrs einerseits und dem
Gastgewerbebetrieb andererseits vom Unternehmens-
zweck abgedeckt ist, erschließt sich nämlich schon da-
raus, dass § 3 Abs 1 Z 4 Gelegenheitsverkehrsgesetz
1996 gerade hierfür eine spezielle Konzession für die
gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Kfz
(Gästewagen-Gewerbe) vorsieht. Die Beurteilung der
belBeh, das Kfz habe beim Bf nicht der gewerblichen
Personenbeförderung gedient, ist daher nicht als
rechtswidrig zu erkennen.

Anmerkung:
Mit dem vorliegenden Erk hat der VwGH seine Rsp zu vor-
steuerabzugsberechtigten Pkw bekräftigt, wonach es für den
(Gegen)Ausnahmetatbestand der gewerblichen Personen-
beförderung erforderlich ist, dass die Beförderung unter-
nehmensfremder Personen zum eigentlichen Unterneh-
menszweck eines Gewerbes gehört. Ein Gerichtssachver-
ständiger, der für die Mitnahme von Gerichtspersonal zu
Lokalaugenscheinsorten nach der Gebührenordnung einen
erhöhten Kilometergeldersatz bekommt und damit zusätzli-
che Einnahmen generiert, kann daraus daher nicht eine
Vorsteuerabzugsberechtigung für den Pkw ableiten, weil
sein Unternehmenszweck in der Erstellung von Gutachten
(und nicht in der gewerblichen Personenbeförderung des Ge-
richtspersonals) liegt.

Franz Philipp Sutter
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32 Knyrim, Rainer, Clemens Foisner und Paul
Prihoda: Datenmissbrauch: Ernstfall und Vor-
bereitung

34 Knyrim, Rainer und Boris Treml: In Cybercrime
verfangene Domains „einfangen“

" ecolex
3 | 197 Gerhartl, Andreas: Amtshaftung infolge Be-

scheidbekämpfung
200 Gisch, Erwin und Roland Weinrauch: Neue Ver-

sicherungsvertriebsrichtlinie IDD
213 Mayr, Peter G.: Die Novelle der EuBagatell-

und EuMahnVO
223 Hanslik, Günther: Wissenszurechnung beim

Unternehmenskauf
226 Rizzi, Paul: Ausgeweitete Geheimorgan-Ent-

scheidung
236 Risak, Martin:Das Arbeitszeitrecht an den Uni-

versitäten
246 Mechtler, Lukas und Erik Pinetz: Erfassung in-

ländischer Einkünfte eines ausländischen Grup-
penmitglieds im Gruppeneinkommen

249 Hilber, Klaus: Begünstigte Betriebsinhaber iSd
NeuFöG neu definiert

" Journal für Erbrecht und Vermögensnachfolge
1 | 4 Melzer, Martin: Grundelemente des BStFG

2015
13 Petritz, Michael und Andreas Kampitsch: Steuerli-

che Auswirkungen des GG 2015
18 Keinert, Elisabeth Maria: Schenkungen auf den

Todesfall im ErbRÄG 2015

" Juristische Blätter
3 | 137 Storr, Stefan: Verfassungsrechtliche Rahmenbe-

dingungen einer Gemeindegebietsreform
151 Meissel, Franz-Stefan: Heinrich Klang

(1875–1954)

"medien und recht
1 | 3 Walter, Michel: Zur Umsetzung der Verwer-

tungsgesellschaften-Richtlinie
23 Zöchling-Jud, Brigitta: Richtlinienkonforme In-

terpretation am Beispiel der Leerkassettenver-
gütung

"Österreichische Blätter für gewerblichen
Rechtsschutz und Urheberrecht

2 | 52 Koppensteiner, Hans-Georg: Irreführung bei der
Werbung für Kapitalanlagen

59 Grünwald, Alfons: Von der Gemeinschaftsmarke
zur Unionsmarke

"Österreichische Juristenzeitung
6 | 245 Annerl, Andrew: Bedingungen über die Höhe

des Arbeitsentgelts eines Scheinselbstständigen
249 Altmann, Christoph und Josef Müller: Die amts-

wegige Aufhebung und Abänderung von Be-
scheiden neben und nach dem verwaltungsge-
richtlichen Verfahren

7 | 293 Aigner, Thomas:Die Verpfändung mittels Über-
gabe durch Zeichen, deren Entfernung und
Wiederanbringung

299 Oberlaber, Johannes: Bilanzstrafrecht neu

"Österreichische Notariatszeitung
2 | 41 Reich-Rohrwig, Johannes: Unklare Vertragsklau-

seln in Liegenschaftskaufverträgen
47 Rubin, Daniel: Vergebliche Rückforderung der

Treuhandvaluta durch den Treugeber – keine
Deckung in der Haftpflichtversicherung des
Treuhänders?

"Österreichische Richterzeitung
4 | 82 Kuras, Gerhard: Vorlagepflicht und Sinnhaftig-

keit von Vorlagen (Teil I)
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"Österreichische Steuerzeitung
6 | 141 Heffermann, Verena und Martin Jann: Abzugs-

verbot für „Golden Handshakes“ – stillschwei-
gende Erweiterung durch das BMF auf sämtli-
che Dienstverhältnisse?

145 Moser, Gerald: Unwägbarkeiten oder gewöhnli-
ches unternehmerisches Risiko – Abgrenzungs-
fragen im Bereich der Vermietung

150 Heber, Caroline: Progressiver Steuertarif bei Zu-
und Wegzug nach und aus Österreich

7 | 168 Stanek, Philipp: Die Einlagenrückzahlung des
§ 4 Abs 12 EStG nach dem AbgÄG 2015

185 Renner, Bernhard: Einkommensteuerliche Beur-
teilung von Wirtschaftspreisen

" Recht der Medizin
2 | 44 Stöger, Karl: Zu den Grenzen der Rufbereit-

schaft in Zentralkrankenanstalten
50 Stärker, Lukas: Eigenartigkeiten im Kranken-

anstaltenbereich
54 Merckens, Stephanie: FMedRÄG 2015: Zur Re-

form des Fortpflanzungsmedizingesetzes

" Recht der Wirtschaft
3 | 159 Köck, Konstantin: Verbraucherschutz: Schlich-

tungsstelle statt Gericht
163 Lehner, Johannes: Aufwandersatz für Geldbußen

und Verfahrenskosten ex causa mandati
170 Brandstätter, Natascha: Die Verjährung nicht

vorhersehbarer Folgeschäden
191 Vogt-Majarek, Birgit undNathalie Hahn:Diszip-

linarordnungen bei Entlassungen: Vetorecht
des Betriebsrates? Gründe „iSd AngG“ nicht
für Arbeiter?

195 Gerhartl, Andreas: Arbeits- und Datenschutz-
rechtliches zu Personalakten

" Sachverständige
1 | 14 Steinmetz, Helmut: Schäden an thermischen An-

lagen – Schadensanalyse und Schadensursache
19 Tritthart, Alexander: Zur lex artis in der Veteri-

närmedizin
22 Haimböck, Helmut: Auswirkungen unterirdi-

scher Leitungen auf land- bzw fortwirtschaft-
lich genutzte Flächen

" Steuer- und WirtschaftsKartei
9 | 493 Leitner, Robert: Irrtum und grobe Fahrlässigkeit

im Finanzstrafrecht
496 Klinglmair, Clemens und Robert Rzeszut: Ausnah-

men von der Registrierkassenpflicht bei Ver-
einsfesten und Veranstaltungsbetrieben ge-
werblicher Art

500 Knöll, Peter: Der (Zuwendungs-)Fruchtgenuss
im Visier der Finanz

509 Pröll, Martin: Beweiskraft von „Angebotsprei-
sen“ beim Fremdvergleich

518 Hasanovic, Meliha und Ricarda Zeiler: Selbst-
nachweis bei Nichtmeldefonds

10 | 537 Rzeszut, Robert undMadeleine Grünsteidl:Regist-
rierkassenpflicht nicht verfassungswidrig!

542 Laudacher, Marco: Energieabgabevergütung
doch für Dienstleister ab 2011 und die Folge-
jahre?

547 Mayr, Gunter und SandraMüllbacher:Die Gren-
zen einer ökologischen Steuerreform

551 Bodis, Andrei: Verkauf von „Altgrundstücken“
ohne Steuer – zu schön, um wahr zu sein

11 | 577 Haselsteiner, Katharina, Jürgen Reinhold und Karl
Stückler: Geplante Änderungen für den Einzel-
und Konzernabschluss

590 Novosel, Stephanie und Alexandra Patloch: Die
entgeltliche Ablöse eines Veräußerungs- und
Belastungsverbots

" taxlex
3 | 72 Enzinger, Alexander und Irina Prinz: Universi-

tätsvergütungen im Steuer- und Sozialversiche-
rungsrecht

79 Steiger, Stefan: Geschäftsführer als freier
Dienstnehmer nach § 4 Abs 4 ASVG

96 Knechtl, Markus: Ist die Anmeldung zur Außen-
prüfung eine Unterbrechungshandlung der
Verjährungsfrist?

99 Holzmann, Markus: Zessionsgebühr bei Über-
tragung des wirtschaftlichen Eigentums?

"wirtschaftliche blätter
3 | 121 Koppensteiner, Hans-Georg: Vergleichende Wer-

bung und Funktionsschutz der Marke
127 Stolzlechner, Harald und Thomas Müller: E-Ziga-

rette-Bestimmungen des TabMG verfassungs-
widrig – Auswirkungen auf das Tabakmonopol?

132 Karollus, Martin und Thomas Wolkerstorfer:
§ 163 StGB: Das neue Bilanzstrafrecht läuft
bei Prüfungsgesellschaften ins Leere!

"wohnrechtliche blätter
3 | 75 Pesek, Reinhard: Zur außerordentlichen Kündi-

gung durch den Bestandnehmer

" Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht
2 | 52 Gleißner, Rolf: Aktuelle Änderungen im Arbeits-

zeitrecht mit Schwerpunkt auf Reisezeiten
57 Risak, Martin: Arbeitsvertragsklauseln 2016
65 Windisch-Graetz, Michaela: Arbeitsrechtliche

Konsequenzen des Bezugs von Rehabilitations-
geld und Umschulungsgeld

67 Enzelsberger, Julia: Gesetzliche Neuerungen im
arbeitsrechtlichen Elternschutz
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2a | 107 Körber-Risak,Katharina:RechtsfragenderTeilzeit
126 Auer-Mayer, Susanne: AbgrenzungWerkvertrag

– Dienstvertrag – freier Dienstvertrag aus so-
zialversicherungsrechtlicher Sicht

135 Taibl, Markus: Abgrenzung und Umqualifizie-
rung Werkvertrag – Dienstvertrag – freier
Dienstvertrag

139 Zehetner, Elisabeth: Abgrenzung und Umqualifi-
zierung Werkvertrag – Dienstvertrag – freier
Dienstvertrag aus GKK-Sicht

" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
3 | 107 Brandl, Ernst und Nicolas Raschauer: Abberufung

eines Bankvorstandes – Parteistellung im Abbe-
rufungsverfahren geboten!

115 Heidinger, Markus: Kritisches zum Sanktionen-
system der börserechtlichen Transparenzvor-
schriften

122 Harrich, Andrea: Neue Bestimmungen für Im-
mobilienkredite

" Zeitschrift für Verbraucherrecht
2 | 36 Rabl, Christian: Verjährung des Ersatzes von

Anlegerschäden bei mehreren Beratungsfehlern
39 Kronthaler, Christoph:Drohende vorzeitige Ver-

jährung bei der Anlageberaterhaftung
43 Jöchl, Laura: Das Pflegevermächtnis
47 Ludwig, Andrea und Volker Frey: „Kein Eintritt

für Flüchtlinge“ – Diskriminierungsschutz
beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen

" Zeitschrift für Vergaberecht und Bauvertrags-
recht

3 | 111 Wiesinger, Christoph: Der vergaberechtliche
Subunternehmerbegriff

129 Oppel, Albert: Schadenersatz – Teil 1

" Zeitschrift für Verwaltung
1 | 4 Thienel, Rudolf: Rahmenbedingungen erfolgrei-

cher Verwaltungsreformen
14 Grabenwarter, Christoph und Michael Holoubek:

Zur Auslegung des Art 17 B-VG
28 Vašek, Markus: Verfahrenshilfe vor den Verwal-

tungsgerichten

" Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzstraf-
recht

2 | 50 Wess, Norbert und Dietmar Bachmann: Der Kos-
tenersatz in Strafverfahren bei Freispruch im
Lichte des Verfassungsrechts

57 Kollmann, Lukas und BernhardMoser: Sicherstel-
lung von Verteidigungsunterlagen – Die Weite
des Umgehungsverbots nach § 157 Abs 2 StPO

65 Dannecker, Gerhard: Zur Begrenzung der Straf-
barkeit auf grob fahrlässiges Verhalten durch
das Steuerreformgesetz 2015/2016

72 Rebisant, Günther: Irrtum und grobe Fahrlässig-
keit im Finanzstrafrecht seit dem Steuerreform-
gesetz 2015/2016

86 Glaser, Severin und Robert Kert: Vielfache Akti-
vitäten zur Bekämpfung von Terrorismusfinan-
zierung und Geldwäsche

" Zivilrecht aktuell
5 | 84 Prader, Christian: Rätselhaftes Vorkaufsrecht im

WGG
87 Kriwanek, Sabine: Lebensgefährtin Justitia



Für Sie gelesen
" Walther Rode: Aspekte seiner Biografie. Von Roland Knie/Alfred

J. Noll/Daniela Strigl. Verlag Czernin, Wien 2015, 112 Seiten, br,
E 10,–.

Die von Knie, Noll und Strigl herausgegebe-
nen Aspekte einer Biografie von Walther
Rode sind eine Ergänzung zu den bereits vor-
liegenden Bänden „Wien und die Republik“,
„Der Fall der Baronin Bibu“ und „Immer
gegen die Justiz!“.

Das Buch gliedert sich in fünf Kapitel.
Ein Rundfunkportrait von Roland Knie
wurde bereits gesendet. Die Verfasser
schreiben in bescheidener Weise, dass der

Band nur eine Ergänzung darstellt, sichtlich in Demut
und Respekt vor Rode und Baumgartner, dem ersten Heraus-
geber der „Rode Bücher“.

Rode war ein wort- und sprachgewandter Kritiker der
Justiz und wurde durch seine Plädoyers und Artikel in
viele Auseinandersetzungen mit der Justiz getrieben, die
sogar so weit gingen, dass er vor 70 Jahren schlussendlich
als Angeklagter vor dem OGH mit seiner bravourösen
Verteidigung für sich selbst einen Freispruch erkämpfen
musste.

Rode begann als Anwalt, übernahm scheinbar aussichts-
lose Fälle und wurde dadurch als Anwalt berühmt; seine
große Leidenschaft für die Advokatur führte in der Folge
zur Verfassung seiner vielen interessanten Schriften.

Das Buch ist insofern auch sehr aktuell, wenn Noll zB mit
dem Hinweis, dass es sich Rode beim Wiener Bürgermeister
richten konnte, nicht einrücken zumüssen,meint, „wie eswohl
auch heute noch in anderen Fällen hilfreich sein mag. . .“.

Im vom Noll besprochenen Kapitel über die Amnestiean-
regungen durch Rode, tatsächlich meint dieser Abolition,
führt dieser aus, dass Rode völlig Recht hatte, dass er die An-
sicht vertrat, wenn sogar in Strafsachen das Institut der Abo-
lition herangezogen wird, umso mehr sollte das bei reinen
Disziplinarvergehen so sein.

Von den drei Verfassern ist es sehr verdienstlich, auf alle
Postulate von Rode hinzuweisen. Es wird auch besonders
hervorgehoben, dass sich seine Stärke durch seinen Mut
und Entschlossenheit manifestiert sowie mit einer advoka-
torischen Ethik, die heutzutage verloren gegangen ist. Aber
warum soll es anders sein als bei dem Berufsstand der Sach-
verständigen? Oder der Ärzte! Die Justiz nehme ich noch
aus, zumindest zum Großteil, aber wie lange wird/kann sie
noch ein Bollwerk gegen die Profitgier sein, die allgemein
überhandgenommen hat?

Das Büchlein lässt deutlich erkennen, dass Rode ein
großartiger Justizkritiker der Ersten Republik war, indem
er das menschenverachtende und erniedrigende Verhalten
der österreichischen Justiz (für die Bevölkerung) in der
damaligen Zeit aufzeigte, vergleichbar mit manchen Rich-

tern im 21. Jh in Mitteleuropa, welche vor allem Zeugen,
manchmal aber auch Beschuldigte auf unfaire Weise
durch Befragung und hierarchisches Verhalten behandeln
und nicht verhandeln.

Das bekannteste Buch von Walther Rode „Knöpfe und
Vögel: Lesebuch für Angeklagte“ sowie die in der Folge
von Alfred Noll herausgegebenen Rode-Bücher haben dazu
geführt, dass das Medienhaus Wien seit 2011 jährlich den
Walther Rode-Preis vergibt, wobei Alfred Noll auch zu den
Gründungsgesellschaftern gehört. Dieser Preis wurde im
Jahre 2014 an den stellvertretenden Chefredakteur des Fal-
ter Dr. Florian Klenk verliehen.

Nikolaus Lehner

" Konsumentenrecht und Kapitalmarkt – Anlegerschutz aus Sicht
der Praxis. Von Beate Gelbmann/Alexander Klauser/Peter Kolba/
Petra Leupold/Lukas A. Weber. Linde Verlag, Wien 2015, 272 Sei-
ten, kart, E 58,–.

Zu den rechtlichen Aspekten des Anleger-
schutzes gibt es bereits viele Fachbücher.
Das gegenständliche verbindet fachliche
Fundierung (durch Hinweise auf Literatur
und Judikatur in über 1.000 Fußnoten) mit
umfassendem Themenspektrum (Haftungs-
fragen in Bezug auf Anlageberater, Bank,
Emittent, Gesellschaftsorgane, Abschluss-
prüfer und Aufsichtsbehörden bis hin zu

Fragen der Anlegerentschädigung und Einlagensicherung
sowie der kollektiven Rechtsdurchsetzung) und prägnanter
Darstellungsform in einem handlichen Buch. Das Werk
empfiehlt sich solcherart sowohl für Fachleute (wegen der
präzisen Darstellung der zu den jeweiligen Rechtsfragen
entwickelten Judikaturlinien) als auch für generell interes-
sierte Leser (angesichts der allgemeinverständlichen thema-
tischen Aufbereitung und übersichtlichen Gliederung).

Vor allem folgende Aspekte des Buches verdienen spezi-
fische Hervorhebung:

Ein besonders wichtiges und mit großer Klarheit und
Sachkunde dargestelltes Thema ist die Verjährung(sfrist),
so insb wann sie zu laufen beginnt (S 44ff) und was Be-
schwichtigungsversuche (S 45 und 113) und Vergleichsver-
handlungen (S 50 f) bewirken.

Nicht minder komplex ist die ebenfalls im Buch (S 52ff)
äußerst exakt behandelte Frage des richtigen Klagebegeh-
rens (insb unter dem Gesichtspunkt der Subsidiarität der
Feststellungsklage gegenüber der Leistungsklage) und die
Frage der Naturalrestitution.

Und schließlich die Ausführungen zur Irrtumsanfech-
tung (S 81ff) mit dem wichtigen Hinweis, dass ein Irrtum
über die Risikogeneigtheit bzw Risikoklasse einer Anlage
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bereits einen Geschäftsirrtum ieS darstellt, wenn die vom
Anleger gewünschte Risikoklasse Vertragsinhalt wurde
(S 82 unten).

Wesentlich ist dabei auch der im Buch erteilte Hinweis
(S 43), dass den Anleger grundsätzlich keine Behalte- oder
Verkaufsobliegenheiten treffen, ihm also nicht zum Vor-
wurf gemacht werden kann, die ungewollte Anlage zur Un-
zeit verkauft oder umgekehrt zu lange behalten zu haben –

eine Argumentation, die manche Banken nicht selten wäh-
len.

Hochinteressant sind auch die Ausführungen im Buch
zur Unterbrechung der Verjährung zivilrechtlicher Scha-
denersatzansprüche durch Anschluss als Privatbeteiligter
im Strafverfahren (S 63). Ob allerdings die Forderung,
dass die Anschlusserklärung im Hinblick auf verjährungs-
unterbrechende Wirkung unbedingt den Bestimmtheits-
anforderungen einer Klage entsprechen muss (so auf
S 63 unter Hinweis auf Huber, NZ 1985, 163ff), mag be-
zweifelt werden, geht doch die für die Gültigkeit eines
Privatbeteiligtenanschlusses konstitutive Norm des § 67
StPO von weitgehender Formfreiheit der Anschlusserklä-
rung aus. Vermutlich sollte dieser Hinweis aber ohnehin
nur das Erfordernis der Angabe der Schadenshöhe bedeu-
ten (wie aus dem nachfolgenden Satz [letzter Satz auf
S 63 unten] erschließbar).

Auch das delikate Thema der allgemeinen zivilrechtli-
chen Haftung (etwa für culpa in contrahendo) parallel zur
kapitalmarktgesetzlichen Haftung nach § 11 KMG wird
im Buch präzise behandelt (S 148 f) – ein wesentlicher As-
pekt für die in der Praxis bedeutsame Frage, ob nur der
Emittent oder auch die Emissionsbank und die emissions-
begleitenden Banken zur Haftung für Prospektunrichtigkei-
ten herangezogen werden können (wofür § 11 Abs 8 KMG
spräche).

Natürlich wird auch die strittige Frage, ob für die Pros-
pekthaftung mittelbare Kausalität genügt (also etwa, dass
der Kundenberater den mangelhaften Prospekt gelesen
und letztlich der Kunde dadurch zu einer verfehlten Anlage-
entscheidung veranlasst wurde), im Buch behandelt (und
bejaht, S 134 unten).

Lediglich die Abkürzungen sollten nicht nur einmal im
Buchtext in Klammer, sondern auch im Abkürzungsver-
zeichnis vermerkt sein, denn dazu ist es ja da. Manche sol-
cherart verwendete Abkürzungen (zB auf S 5: FDLA,
WPV, vgV) sucht man jedoch im Abkürzungsverzeichnis
vergebens.

Insgesamt handelt es sich aber jedenfalls um ein exzellen-
tes, rundum gelungenesWerk aus der Feder wahrer Kenner
der Materie sowohl aus rechtsanwaltlicher Perspektive (Au-
toren Klauser und Weber) als auch aus der Perspektive des
Vereins für Konsumenteninformation (Autoren Kolba,
Gelbmann und Leupold), die sich hier zu einer fruchtbaren
fachliterarischen Zusammenarbeit verbunden haben. Das
Ergebnis kann sich wahrlich sehen lassen!

Adrian Eugen Hollaender

" Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht – EuZPR/EuIPR,
Brüssel Ia-VO. Von Thomas Rauscher (Hrsg). Band I, 4. neu bear-
beitete Auflage, Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln 2015, 1.456 Seiten,
geb, E 256,–.

Rauscher hat mit seinem mittlerweile fünf-
bändigen Werk zum EuZPR/EuIPR ein
wahres Monument geschaffen. In 4. Auflage
sind bereits Band II und IV (siehe AnwBl
2015, 388) und der nunmehr vorzustellende
Band I zur Brüssel Ia (EuGVVO 2012) er-
schienen, die seit 15. 1. 2015 in Kraft ist
und die EuGVVO 2002 abgelöst hat.

Dieser Rechtsakt – das Mutterschiff des
Europäischen Zivilverfahrensrechts – ist von drei Wissen-
schaftlern (Leible, Staudinger, Mankowski) auf rund 1.300
Seiten umfassend kommentiert, die zu den renommiertes-
ten im deutschsprachigen Raum gehören; Pabst ergänzt
auf den restlichen rund 150 Seiten das mit Dänemark beste-
hende Abkommen sowie das LGVÜ 2007, das vor allem im
Verhältnis zur Schweiz relevant ist.

Die auffälligste Neuerung der seit 15. 1. 2015 geltenden
EuGVVO 2012 ist die neue Artikelnummerierung; Grund
dafür ist der Einschub von Legaldefinitionen mit den Art 2
und 3, sodass die bekannten Artikelnummerierungen im Zu-
ständigkeitsrecht der EuGVVO 2012 „um zwei nach oben
verschoben“ sind (zB ist der bekannte Vertragsgerichtsstand
des Art 5 Nr 1 EuGVVO 2002 zu Art 7 Nr 1 EuGVVO
2012 geworden). Durch die Streichung der vormaligen Un-
terhaltszuständigkeit in Art 5 Nr 2 EuGVVO 2002 erfolgt
innerhalb des nunmehrigen Art 7 auch eine „Vorverlage-
rung“ des wichtigen Deliktsgerichtsstands in nunmehr Art 7
Nr 2 EuGVVO 2012 (vormals Art 5 Nr 3 EuGVVO 2002).
Folgende Neuerungen sind hervorzuheben:

* Art 7 Nr 4: schafft einen neuen Wahlgerichtsstand be-
treffendKulturgüterschutz (hierzuLeible,Rz 149 zuArt 7);

* Art 20 Abs 1: Mehrparteien- oder Streitgenossenge-
richtsstand auch gegen (mehrere) Arbeitgeber, was insb
bei grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnissen (zB in-
nerhalb von Konzernen) bedeutsam ist (hierzu Mankowski,
Rz 47ff zu Art 20);

* Art 21 Abs 1 lit b sublit i): Klarstellung der Zuständig-
keit des Gerichts – iS der EuGH-Rsp zum IPR – an dem
Ort, „von dem aus“ der Arbeitnehmer seine Arbeit verrich-
tet (sog „base rule“) (hierzu Mankowski, Rz 18ff zu Art 21);

* Art 24 Nr 4: Änderung der ausschließlichen Zuständig-
keit für Patentverfahren (vgl auch die nachträglich neu
eingefügten Art 71a–71d in die EuGVVO 2012, mit dem
das sog „Patentpaket“, womit ein einheitliches europäisches
Patentgericht geschaffen wird);

* Art 25 Abs 1: materielle Wirksamkeit der Gerichts-
standsvereinbarung beurteilt sich nach dem Recht (ein-
schließlich IPR) des Gerichtsstaates sowie gem Art 25 Abs 5
zur Unabhängigkeit der Gerichtsstandsvereinbarung vom
Hauptvertrag; ausführlich dazu die beeindruckende Kom-
mentierung von Mankowski zu Art 25 auf rund 130 Seiten;
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* Art 26 Abs 2: Belehrungspflicht des Gerichts für Ver-
sicherungsnehmer, Verbraucher und Arbeitnehmer vor ei-
ner rügelosen Einlassung (Staudinger, Rz 22ff zu Art 26);

* Abschaffung des Exequaturverfahrens bei der Voll-
streckung ausländischer Entscheidungen (vgl ausführlich
Mankowski, Vorbem zu Art 39 Rz 1ff: „Systemwechsel in
der Brüssel Ia-VO“).

Dieses Kompendium im internationalen Verfahrensrecht
darf auch in Österreich in einer guten forensischen Biblio-
thek nicht fehlen; zumal es gerade auch der OGH ständig
in seinen Entscheidungen heranzieht.

Alexander Wittwer

" VAG – Versicherungsaufsichtsgesetz. Kommentar 1. bis 15. Lie-
ferung 2016. Von Stephan Korinek/Gerhard Saria/Stanislava Saria
(Hrsg). Verlag Manz, Wien 2016, XXXVI, 864 Seiten, Faszikelwerk
in Mappe, E 178,–.

Der 1. 1. 2016 markiert auf dem Gebiet des
Versicherungsaufsichtsrechts durch das neue
VAG 2016 (Stichwort: „Solvency II“) ein
neues Zeitalter für Versicherungsunterneh-
men. Pünktlich zum Inkrafttreten derNeuko-
difikation haben nicht nur Peter Baran und
Alexander Peschetz im selben Verlag den Leit-
faden zum Österreichischen Versicherungs-
aufsichtsrecht in dritterAuflageneuherausge-

geben, sondern auch die drei Herausgeber die beeindru-
ckende Leistung zuwege gebracht, ein neues rechtswissen-
schaftliches Produkt auf die Schiene zu bringen. Sie treten
damit in die Fußstapfen von Peter Baran, der über viele Jahre
hinweg durch sein Standardwerk des zuletzt zur Jahrtausend-
wende in dritter Auflage erschienenen Kommentars zum
VAG 1978Maßstäbe gesetzt hatte und auch dem gegenständ-
lichen Werk erkennbar die Marschrichtung vorgibt. Die drei
Herausgeber sind mit den beiden Abteilungsleitern Stephan
Korinek und Stanislava Saria, zwei aus praktischer Sicht höchst
maßgebliche Stimmen der in der FMA angesiedelten Versi-
cherungsaufsicht, sowie mit Gerhard Saria als Vertreter der
Wissenschaft, der imKapitalmarktrecht ua durch die langjäh-
rige Herausgabe eines Kommentars zum Wertpapierauf-
sichtsgesetz einschlägig ausgewiesen ist, höchst prädestiniert
für die gegenständliche Mammutaufgabe.

Für ihr 16-köpfiges Team der Co-Autoren konnten die
Herausgeber drei weitere führende Mitarbeiter der FMA
(Kurt Bartl, Harald Gössl und Lucia Hummer-Mair) sowie ei-
nen Vertreter der FMA Liechtenstein (Philipp Fuchs) gewin-
nen, daneben finden sich mehrere Rechtsanwälte, zwei
Wirtschaftsprüfer (Martin Eibl, Liane Hirner), aber auch
zwei Autoren aus der Versicherungswirtschaft (René Knapp,
Erich Kruschitz) in der illustren Runde der Verfasser. Die
beiden Herausgeber der Zeitschrift für Finanzmarktrecht
(ZFR), namentlich Michael Gruber und Nicolas Raschauer,
runden als akademische Lehrer die Schar der Mitwirkenden

ab. Ein Vergleich des Autorenverzeichnisses mit den ersten
15 Teillieferungen zeigt jedoch, dass die Beiträge einiger
Autoren offenbar noch nicht gedruckt wurden. Der Kom-
mentar ist – ganz dem Verlagstrend folgend – als Faszikel-
werk konzipiert, was den Herausgebern nicht nur ein
pünktliches Erscheinen am Büchermarkt ermöglichte, son-
dern in Zukunft die raschere Ergänzung und nach Bedarf
auch Aktualisierung der einzelnen Teilbände erleichtert.

Erschienen sind vorerst lediglich etwa zwei Drittel der
Kommentierungen, ein Umstand, der angesichts der hohen
Aktualität des zugrundeliegenden Gesetzesmaterials gerne in
Kauf genommen werden kann. Von den insgesamt 14 inhalt-
lich relevanten Teilen können hier nur einige wenige hervor-
gehoben werden: An erster Stelle sind die Elaborate von Kurt
Bartl zu erwähnen, der mit etwa 250 Seiten nahezu ein Drittel
des Gesamtumfangs der Grundlieferung beigesteuert hat. Mit
großer Umsicht und dem erforderlichen Weitblick über den
Tellerrand hinaus behandelt er den 3. Abschnitt zu den Kon-
zessionsbestimmungen für Versicherungsunternehmen
(§§ 6–19), zur Bestandsübertragung (§§ 28–32) und das ge-
samte 2. Hauptstück über die Versicherungsvereine auf Ge-
genseitigkeit (§§ 35–81). Liane Hirner widmet sich – als eine
der wenigen inländischen Expertinnen auf diesem Gebiet –
auf gut 150 Seiten dem vollständigen 7. Hauptstück, nämlich
den Bestimmungen zur Rechnungslegung und Konzernrech-
nungslegung von Versicherungsunternehmen (§§ 136–156).
Die Autorin zeichnet ein gut nachvollziehbares Bild dieses
hochspeziellen Teilgebiets und gestaltet so diese Quer-
schnittsmaterie an der Schnittstelle vom Aufsichtsrecht zum
nationalenUnternehmens- und internationalen Rechnungsle-
gungsrecht (IFRS) sowie bisweilen auch zum Steuerrecht gut
nachvollziehbar für denLeser.Thematisch eng verwobenwid-
met sie sich zudem der im 8. Hauptstück enthaltenen Solvenz-
bilanz (§ 157), einem zentralen Regelungsgegenstand von
„Solvency 2“. Generell ist erfreulich, dass die Bestimmungen
zur Solvabilität von Versicherungs(einzel)unternehmen be-
reits fast zur Gänze abgedeckt werden. Ausführungen zur
Gruppenaufsicht, insb zur Gruppensolvabiliät, einem der we-
sentlichen neuen Eckpfeiler von Solvency II, fehlen freilich
noch zur Gänze. Hervorzuheben sind letztlich die von Stephan
Korinek (§§ 267, 268, 272–275),Stanislava Saria (§§ 269–271)
sowie von Nicolas Raschauer gemeinsam mit Florian Stangl
(§§ 288–299, 333–335) bearbeiteten Kommentierungen we-
sentlicher aufsichtsbehördlicher Befugnisgrundlagen der
FMA, die ein transparentes, aber eher gerafftes Bild des dich-
ten regulatorischen Netzes der Aufsichtsbehörden zeichnen.

Die Bedeutung des gegenständlichen Kommentars kann
angesichts der leicht überschaubaren Anzahl an Publikatio-
nen zum Versicherungsaufsichtsrecht und der schmalen
höchstgerichtlichen Judikate kaum ausreichend gewürdigt
werden. Auch wenn einige wesentliche Teile der Kommen-
tierungen noch fehlen (deren Erscheinen stellt der Verlag
aber für 2016 in Aussicht), sind die Herausgeber und Auto-
ren für ihren hochlöblichen Tatendrang und zum ausge-
zeichneten Ergebnis desselben zu beglückwünschen.

Rainer Wolfbauer
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" StVO – Straßenverkehrsordnung. VonMichael Grubmann (Hrsg).
Verlag Österreich, Wien 2015, 1.857 Seiten, geb, E 269,–.

Die 3. Auflage des StVO-Kommentars bie-
tet einen umfassenden Überblick über die
Novellierungen der StVO und aller straßen-
verkehrsrechtlich relevanten Verordnungen
inklusive der Änderungen seit der letzten
Auflage im Jahre 2009.

So wurde bspw mit der StVO-Novelle
2015 der § 84 StVO, der aus Gründen der
Verkehrssicherheit das Verbot von Wer-

bung außerhalb des Ortsgebiets regelt, gelockert: Nach
dem „neuen“ Abs 3 kann Werbung in „ortsgebietähnli-
chen“ Bereichen genehmigt werden – dies sind insb Ge-
biete, die als Bauland gewidmet sind.

Das Werk selbst gliedert sich in drei Abschnitte: die
StVO, eine tabellarische Übersicht ihrer Änderungen sowie
andere relevante Bestimmungen.

Neu aufgenommen wurden ua die Eisenbahn-Kreu-
zungsverordnung 2012, das Bundesgesetz über intelligente
Verkehrssysteme sowie europarechtliche Bestimmungen
wie die RL 2015/413/EU.

Die Kommentierung selbst erfolgt durch Fußnoten, wäh-
rend Erläuterungen zu Regierungsvorlagen, Berichte der
Ausschüsse des Nationalrats usw am jeweiligen Ende kennt-
lich gemacht werden. Die persönlichen Rechtsmeinungen
des Autors sind dabei meist kursiv gedruckt.

Auch wenn der Kommentar naturgemäß nur wenig auf
versicherungs- bzw schadenersatzrechtliche Aspekte einge-
hen kann, macht ihn die Übersichtlichkeit der dargestellten
Rechtsmaterie für den Rechtsanwender unverzichtbar.

Es handelt sich sohin um eine gelungene Alternative zum
kürzlich erschienenen Werk aus dem Verlag Manz, Pürstl,
StVO-Kommentar in der 14. Auflage.

Gerold Beneder

" EO – Kommentar zur Exekutionsordnung. Von Peter Angst/Paul
Oberhammer (Hrsg). 3. Auflage, Verlag Manz, Wien 2015, XXXVIII,
2.168 Seiten, geb, E 378,–.

Seit der Vorauflage des gegenständlichen
Standardwerkes gab es insgesamt zwölf ge-
setzliche Änderungen der EO, welche nun-
mehr in der Neuauflage berücksichtigt wur-
den. Abgesehen davon wird die grenzüber-
schreitende Zwangsvollstreckung nun aus-
führlich dargestellt und sämtliche Fragen
in diesem Kontext beantwortet (Vor § 79).
Hier wurden ua die EuGVVO, die EuVTO,

die EuUntVO und die EuMahnVO berücksichtigt.
Relevant sind insb die Änderungen durch die EO-Nov

2014.Diese sieht ua die StärkungderRechte prozessunfähiger
Personen im Zwangsversteigerungsverfahren, rechtliches
Gehör imAufschiebungsverfahren undZweiseitigkeit des Re-

kursverfahrens, Indexanpassung der Vollzugsgebühren sowie
von Vergütungen der Gerichtsvollzieher und des Fahrtkoste-
nersatzes, Festlegung, dass strafgerichtliche Entscheidungen
betreffend vermögensrechtliche Anordnungen ein Exeku-
tionstitel sind, und Begleitregelungen zur Umsetzung der
VO (EU) 606/2013 über die gegenseitige Anerkennung von
Schutzmaßnahmen in Zivilsachen vor.

Besonders gelungen ist die neue Kommentierung zu Vor
§ 79 EO. Die Strukturierung ist gut gewählt, um das Thema
Vollstreckbarerklärung und Anerkennung von Akten undUr-
kunden, die im Ausland errichtet wurden, anschaulich aufzu-
arbeiten. Die einzelnen Europäischen Rechtsquellen werden
umfangreich erläutert. Abgeschlossen wird dieser Themen-
kreis mit der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche. Selbst Personen, welche in der Praxis keinen
Schwerpunkt im Schiedsrecht gesetzt haben, können sich in
der Kommentierung rasch einen Überblick verschaffen.

Abschließend ist festzuhalten, dass es sämtlichen Autoren
gelungen ist, dass dieserKommentarwieder topaktuell ist, insb
wurde der letzte Stand der Entwicklungen präzise dargelegt.

Das rezensierteWerk gibt einenÜberblick über das praxis-
relevante Exekutionsrecht.Nahezu keine Fragestellung bleibt
unbeantwortet, zumal die aktuellen Entscheidungen und Li-
teraturstimmen eingearbeitet wurden. Besonders hervorste-
chend ist, dass die Kommentierungen äußerst leserfreundlich
sind. DiesesWerk ist somit für jeden Praktiker unverzichtbar.

Gerold Beneder

" StGB – Salzburger Kommentar zum Strafgesetzbuch. Von Otto
Triffterer/Christian Rosbaud/Hubert Hinterhofer (Hrsg). Verlag Le-
xisNexis, Wien 2015, Gesamtwerk inkl 32. Lfg, LoBla, E 399,–.

Das vorliegende Sammelwerk ist sowohl an-
gesichts seines Umfangs (sechs umfangreiche
Loseblattmappen) als auch angesichts der
Vielzahl der an der inhaltlichen Gestaltung
beteiligten Fachleute (drei Herausgeber und
über vierzig Autoren) sowie auch angesichts
der hohen Qualität der Kommentierung der
einzelnen strafrechtlichen Bestimmungen
ein höchst imposantesŒuvre.

Nunmehr durch die 32. Lieferung aktuell ergänzt, um-
fasst der auf Otto Triffterers Initiative zurückgehende (ur-
sprünglich noch anders betitelte und dann umbenannte)
Salzburger Kommentar zum Strafgesetzbuch das gesamte
materielle Strafrecht und bietet zu diesem eine durchge-
hende Kommentierung durch bedeutende Vertreter der
Wissenschaft und der Rechtspraxis.

Der bewährte Großkommentar erläutert den jeweiligen
Meinungsstand in Literatur und Rsp zu den einzelnen Be-
stimmungen des StGB und bietet auch Lösungsansätze für
noch nicht entschiedene Fallkonstellationen. Alle Bestim-
mungen sind nach einem einheitlichen und detaillierten
Gliederungsschema kommentiert, was den Zugang zu den
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einzelnen Erläuterungen und das rasche Auffinden des je-
weiligen Rechtsproblems vereinfacht. Der Kommentar ist
als Loseblattwerk konzipiert und wird durch Nachlieferun-
gen laufend aktualisiert. Die Herausgeber und die Autoren
sind ausgewiesene Experten aus Lehre und Praxis und de-
cken durch ihre praktische Tätigkeit in den verschiedensten
Bundesländern (somit weit über den Salzburger Raum hi-
nausgehend) ein breites Spektrum an Rechtsmeinungen ab.

Freilich muss man nicht jeder darin vertretenen Theorie
zustimmen. Die Annahme einer Doppelstellung des Vorsat-
zes im Deliktsaufbau etwa mag man teilen oder auch nicht.
Auch zur Struktur des Fahrlässigkeitsdelikts kann man an-
derer Ansicht sein. Aber die große wissenschaftliche Fun-
dierung des Werks besteht darin, dass die jeweiligen Bear-
beiter unbeschadet der von ihnen selbst vertretenen Auffas-
sungen auch andere in der Strafrechtswissenschaft vertre-
tene Rechtsmeinungen anführen und somit dem Leser ein
umfassendes Bild vom aktuellen Meinungsstand vermitteln.

Insofern leistet das Werk einen wesentlichen Beitrag zur
Theorie undPraxis des Strafrechts inÖsterreich und stellt sol-
cherart ein in jeder Hinsicht lobenswertes Unterfangen dar,
das mittlerweile seinen fixen Platz in der strafrechtlichen
Fachliteratur eingenommen hat – und dies mit vollem Recht!

Dasmitunter (zumindest imRezensionsexemplar) nicht auf
allen Seiten des Werks optimal erscheinende Druckbild
könnte hingegen künftig verbessert werden. Außerdem sind
der konkreten Handhabung durch die Loseblattkonzeption
Grenzen im Hinblick auf die Benutzerfreundlichkeit gesetzt,
was aber durch den Vorteil der auf diese Weise ermöglichten
laufenden Aktualisierung seinen Ausgleich findet.

Adrian Eugen Hollaender

" Straßenverkehrsordnung. Von Gerhard Pürstl. 14., neu bearbei-
tete und aktualisierte Auflage 2015, Verlag Manz, Wien, 1.278 Sei-
ten, geb, E 198,–.

Ein bereits in 14. Auflage erschienenes Werk
wie den „Pürstl“ muss man nicht mehr von
Grund auf vorstellen; vor allem deshalb nicht,
da es sich bei demvomWienerLandespolizei-
präsidenten herausgegebenen Handbuch um
einWerk handelt, das Praktiker oft inHänden
halten. Die im Verlag Manz erschienene
große Gesetzesausgabe enthält erneut erläu-
ternde Anmerkungen unter Berücksichtigung

der Gesetzesmaterialien sowie eine Übersicht der Rechtspre-
chung. Neu hinzugekommen sind die fünf Novellierungen,
die die österreichische Straßenverkehrsordnung 1960 seit
dem Erscheinen der 13. Auflage im Jahr 2011 erfahren hat.
Mit dem Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungsgesetz er-
folgte eine Anpassung der StVO an die neue Organisation
der österreichischen Sicherheitsbehörden. Hinsichtlich der
Darstellung der höchstgerichtlichen Rechtsprechung ist fest-
zuhalten, dass sich die Judikatur des VwGH der letzten Jahre

lückenlos in diesem Werk wiederfindet; überholte Judikatur
wurde entfernt. Insgesamt enthält der „Pürstl“ rund 4.500
Entscheidungen in Leitsätzen.

Von Anfang bis Ende fällt bei dem Werk eines auf: Ein
hohes Maß an Übersichtlichkeit, das bei der Bearbeitung aller
Straßenverkehrsfragen einen echten Gewinn darstellt. Auf-
grund der zahlreichen Neuerungen und Anpassungen im
Gesetz, in den – im Anhang angeschlossenen – wesentlichen
Durchführungsverordnungen, in der Rechtsprechung etc ist
es also auch für den Praktiker von Wichtigkeit, ein „Up-
date“ seines StVO-Kenntnisstandes vorzunehmen.

Florian Leitinger

" UWG – Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Von Lothar
Wiltschek/Michael Horak. 8. Auflage, Verlag Manz, Wien 2016,
XXXVIII, 1.572 Seiten, E 280,–.

Zwölf lange Jahre musste sich die UWG-in-
teressierte Kollegenschaft gedulden, bis die
Bibel des UWG, nunmehr verfasst von
Wiltschek und Horak, ausgeliefert wurde.
Doch mit der nun verfügbaren 8. Auflage
ist eines der wichtigsten Werke zum UWG
endlich wieder aktuell.

Das UWG durchlief in dieser Zeitperiode
einige grundlegende Änderungen, die vor al-

lem aufUmsetzungen europarechtlicher Vorgaben zurückzu-
führen sind – insb ist dieUmsetzung derUGP-RL zu nennen.
Diese führte unter anderem neue Termini ein – so wurde der
Begriff der Sittenwidrigkeit durch die „unlautere Geschäfts-
praktik“ (§ 1 UWG) ersetzt. Eine Geschäftspraktik ist nun-
mehr unlauter, wenn sie unter die schwarze Liste des Anhangs
fällt, aggressiv (§ 1a) bzw irreführend (§ 2) ist oder unter die
Generalklausel des § 1 fällt. Diese Verbote werden damit
deutlich klarer und transparenter als zuvor dargestellt.

DasWerk enthält mit 1.572 Seiten und 12.500 Leitsätzen
deutlich mehr als die Vorauflage und das, obwohl sich die
Autoren von älteren, nicht mehr ganz praxisrelevanten Ent-
scheidungen getrennt haben. Dadurch liefern sie einen na-
hezu vollständigen und außerdem sehr anschaulichen Über-
blick über die wettbewerbsrechtliche Rsp, ohne sich in un-
wichtigen Ausschmückungen zu verlieren.

Die verschiedenen Novellen machten auch eine umfas-
sende Strukturänderung des Werks nötig – bspw ist nun
den verfahrensrechtlichen Entscheidungen und auch der Ju-
dikatur zur EuGVVO ein eigenes Kapitel gewidmet.

Neu ist außerdem, dass das Werk auch in einer elektroni-
schen Fassung abgerufen werden kann, wodurch der mo-
dernen Arbeitsweise entsprochen wird.

Insgesamt liegt mit dieser Neuauflage ein äußerst gelun-
genes Werk vor, das wohl auch die nächsten zehn Jahre das
Standardwerk zum UWG bleiben wird – das Warten hat
sich also gelohnt!

Gerold Beneder
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Indexzahlen 2016: März April
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100,7 100,7*)
Großhandelsindex 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 95,9 96,7*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 111,5 111,5*)
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122,0 122,0*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,9 134,9*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 142,0 142,0*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 185,7 185,7*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 288,6 288,6*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 506,5 506,5*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 645,4 645,4*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 647,5 647,5*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5670,7 5670,7*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4887,3 4887,3*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 99,4 100,2*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,1 111,0*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,2 122,2*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124,9 125,9*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130,2 131,3*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 173,4 174,8*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 288,7 291,1*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2815,6 2839,1*)
*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Indexzahlen



Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurzfris-
tig – Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil- und Verwal-
tungssachen sowie Ausarbeitung von Rechtsmittel
und gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-
sachen. Dr. Claudia Stoitzner, Rechtsanwältin,
Mariahilfer Straße 45/5/36, 1060 Wien,
Tel.: (01) 585 33 00, Fax: (01) 585 33 05,
Mobil: (0664) 345 94 66, E-Mail: office@ra-stoitzner.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax DW –6, office@ra-adam.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

Oberösterreich

Übernehme Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
im Sprengel Linz (LG Linz, BG Linz und BG Urfahr).
Anwaltskanzlei Dr. Wolfgang Stütz,
Telefon (0732) 78 59 99–0, Telefax: DW 50,
E-Mail: office@ssg-anwaelte.at

International

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK
Tirol/München steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen/grenzüberschreitende Angele-
genheiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckun-
gen jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel
zur Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com
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Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Ver-
trauensanwalt der „Österreichischen und Schwei-
zer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen und
Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen in
diversen Rechtssachen zur Verfügung. Telefon +386
(0)1 434 76 12, Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Partner

Wien

Rechtsanwalt sucht Kollegin/Kollegen für Regiege-
meinschaft im 1. Bezirk. Sehr schöne und repräsen-
tative Kanzleiräumlichkeiten in ruhiger Lage mit
bester Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz
vorhanden. Mitbenützung der Infrastruktur, Zusam-
menarbeit und Kooperation sind möglich. Zuschriften
bitte an den Verlag unter Chiffre A-100872

Steiermark

Leobener Rechtsanwälte suchen engagierte(n), ein-
getragene(n) oder eintragungsfähige(n) Kollegin oder
Kollegen mit breitem Fachwissen. Kanzleipartner-
schaft möglich. Kontaktaufnahme: RA Dr. Sonja
Sturm-Wedenig oder RA Dr. Christian Puchner unter
(03842) 436 48 bzw. unter E-Mail: kanzlei@ra-slp.at
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Legal Studies of 
Excellence

Donau-Universität Krems
Department für Wirtschaftsrecht und 
Europäische Integration
www.donau-uni.ac.at/euro

Juristische Weiterbildung auf höchstem akademischen 
Niveau vor den Toren Wiens

> Bank- und Kapitalmarktrecht, LL.M.
> Versicherungsrecht, LL.M.
> Vertragsrecht und Vertragsgestaltung, LL.M.
> International Dispute Resolution, LL.M.
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RECHTSAKADEMIE MANZ

Jahrestagung
FAMILIENRECHT
2016 

Freitag, 7. Oktober bis Samstag, 8. Oktober 2016

Das Schloss an der Eisenstraße

Aktuelle Judikatur, Vertragsgestaltung, Vergebührung & Kosten,
Sachverständigengutachten, Grundrechte und viele weitere Themen

Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie
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